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Eine Insel mit 
zwei Bergen 

Die älteste deutsche Gewerkschaft 
erklimmt neue Höhen und lässt den DGB alt aussehen 



D er Streik kehrt zurück« titelte die 
DA an dieser Stelle vor über einem 
Jahr. Diese Prognose entstand unter 
dem Eindruck einer Reihe von kämpfe¬ 
rischen Streiks, wie sie die BRD länger 
nicht gesehen hatte. Und glaubt 
man der offiziellen Streiksta¬ 
tistik, erleben wir seitdem 
tatsächlich einen deutlichen 
Anstieg von Arbeitskämp¬ 
fen. Deshalb von einer 
neuen Streikwelle zu 
sprechen, wäre dennoch 
vermessen. Vielmehr han¬ 
delt es sich noch immer 
um seichte Brandungen, 
um Vorboten allen¬ 
falls. Auch diejeni¬ 
gen Kämpfe, die eine 
erfrischend kämpferi¬ 
sche Dynamik offen¬ 
harten, so wie wir sie 
z.B. hei AEG, Opel oder 
Gate Gourmet beobach¬ 
ten durften, scheinen 
bisher weitestgehend 
Strohfeuer gebliehen 
zu sein. 

In diesem Sommer 
aber sorgt eine relativ 
kleine, jedoch gut 
organisierte Gewerk¬ 
schaft für Furore und 
zeigt auf, an was es den deutschen 
Gewerkschaften vor allem mangelt: 
an Konsequenz. Während die Gewerk¬ 
schaft deutscher Lokomotivführer 
(GDL) damit bei vielen Arbeiterinnen, 
die die Schnauze voll von den ständi¬ 
gen Konzessionen ihrer Gewerkschaft 
haben, auf breite Sympathie trifft. 


haben Unternehmen und große Teile 
der Presse, ja sogar zahlreiche Gewerk¬ 
schaftsvertreterinnen sie als Schreck¬ 
gespenst ausgemacht. 

Diese Phobie rührt nicht etwa daher, 
dass die GDL in einem europäischen 
Gewerkschaftsverbund mit dem ver¬ 
wunderlichen Namen »Autonome 
Lokomotivführer-Gewerkschaf¬ 
ten« Mitglied ist und man des¬ 
halb mit einer Horde vermumm¬ 
ter Krawallgewerkschafterinnen 
zu rechnen hätte. Im Gegenteil, 
die Positionen der GDL stellen sich 
doch als relativ gemäßigt, zu 


konservativ dar, und 

auch das Berufs¬ 
konzept der ältesten 

deutschen Gewerkschaft scheint den 
Erfordernissen des modernen Klassen¬ 
kampfes kaum angemessen zu sein. 
Dennoch ist die GDL kaum anachronis¬ 
tisch. In der jetzigen Lage wirkt ihr Vor¬ 


gehen wie eine Erfrischungskur für die 
Gewerkschaften. 

Als die GDL selbstbewusst mit einer 
flächendeckenden Lahmlegung des 
Güter- und Personalverkehrs drohte, 
um u.a. ihre Forderungen nach 31% 
mehr Lohn durchzusetzen, ließ sie 
sich nicht im geringsten davon beein¬ 
drucken, dass sie von allein Seiten mit 
dem Verweis auf den »volkswirtschaft¬ 
lichen Schaden« zur Räson gebracht 
werden sollte. Sie erinnert damit ein 
wenig an die Gewerkschaften, wie sie 
in England bis in die 1980er Jahre 
typisch waren. Diese zeichneten 
sich durch ein hohes Maß 
an Eigenständigkeit und 
einer konsequenten 
Interessenvertretung 
ihrer Mitgüeder aus. Dabei 
zeigten sie sich keinesfalls 
klassenkämpferisch, wie¬ 
sen aber auch gleichzeitig 
jegliche sozialpartner¬ 
schaftliche Rücksicht¬ 
nahme zurück. 

Die heutigen DGB- 
Gewerkschaften dage¬ 
gen lassen keine 
Möglichkeit aus, sich 
den Befindlichkei¬ 
ten einer Unternehmerelite unter¬ 
zuordnen, die ihre eigenen Interessen 
als die eines gemeinsamen Standortin¬ 
teresses verkauft. Die ständigen Hin¬ 
nahmen von Verschlechterungen und 
die Krümelforderungen in Tarifrunden 
verweisen darauf. 

Toriseizujig äuf Seite ~4 


Klinik zum Appell geblasen 

Bundeswehr übernimmt ziviles Krankenhaus im Rahmen des G8-Einsatzes 


D er Einsatz von Tornado-Aufklä- 
rungsflugzeugen der Bundeswehr 
in Heiligendamm sorgt mittlerweile 
für öffentüches Aufsehen. Unbeachtet 
hlieh hingegen ein Geschehen, das sich 
am Rande des G8-Gipfels in einem Kran¬ 
kenhaus abspielte. 

Um den »möglichen 
erhöhten Anforderungen 
während des G8-Gipfels« 
zu entsprechen, kam es 
vom 30. Mai bis zum 10. 

Juni 2007 im Krankenhaus 
Bad Doberan in Hohen¬ 
felde zur ersten »zivilmi¬ 
litärischen Zusammenar¬ 
beit« der Bundeswehr mit 
einem zivilen Kranken¬ 
haus in der Geschichte der 
Bundesrepublik gekom¬ 
men. Der offizielle Start¬ 
schuss dazu fiel am 30. 

Mai mit einem Fahnenap¬ 
pell auf dem Hubschrau¬ 
berlandeplatz am Kran¬ 
kenhaus, der mit den militärischen und 
den zivilen Mitarbeiterinnen abgehalten 
wurde. Die Zusammenarbeit erstreckte 
sich von der Patientinnenversorgung 
bis hin zu den Küchenarheiten. Für die 
220 Beschäftigten wurde für diese Zeit 
eine Urlauhssperre verhängt. Verwal¬ 
tungschef Uwe Borchmann berief sich 
auf das Krankenhausgesetz, nach dem 
Kliniken zur Mitwirkung hei solchen 
Großereignissen verpflichtet seien. 

Dies verwundert umso mehr, als 
zum gleichen Zeitpunkt die Bundes¬ 


wehr ganz in der Nähe des Krankenhau¬ 
ses ein Feldlazarett, das Mobile Einsatz¬ 
zentrum Sanität (MES), errichtet hatte, 
das bereits über die Kapazitäten eines 
Kreiskrankenhauses verfügt haben soll. 
Darin fehlte es weder an Operationssä¬ 
len noch an einer Intensivstation. Nach 


Angaben der Bundeswehr war der Sani¬ 
tätsdienst speziell für die Behandlung 
schwerer Verletzungen hei Großveran¬ 
staltungen geschult. 

Die Gewerkschaft Gesundheitshe- 
rufe Hannover (GGB) wurde darüber in 
Kenntnis gesetzt, welche Szenen sich 
während des Bundeswehreinsatzes im 
Krankenhaus abspielten. So hatte die 
Einrichtung für diese Zeit ihr Hausrecht 
offenbar ans Militär übertragen: Bewaff¬ 
nete Feldjäger übernahmen die Siche¬ 
rung des Hauses. Patientinnen und ihre 


Begleitungen, die den Gipfelgegnerin¬ 
nen zuzuordnen waren, durften sich nur 
in Begleitung der Feldjäger im Gebäude 
bewegen, was auch für Toilettengänge 
galt. Teilweise wurden sie sogar aufge¬ 
fordert, die Toilettentüren nicht zu ver¬ 
schließen. Für sich behandeln lassende 
Polizistinnen und deren 
Begleitungen galten 
diese Maßnahmen hin¬ 
gegen nicht. Dazu kam, 
dass Polizeiangehörige 
in Kampfmontur zum 
Teil völlig ungehin¬ 
derten Zugang zu den 
Krankenzimmern ver¬ 
letzter Demonstrantln- 
nen hatten, die dadurch 
erneut traumatisieren- 
den Situationen schutz¬ 
los ausgesetzt wurden. 
Unklar blieb bisher, auf 
welcher Rechtsgrund¬ 
lage diese Übernahme 
stattfand. 

Am 14. Juni wandte sich deshalb 
die GGB mit einem Brief an die Kran¬ 
kenhausleitung, in der sie um eine 
Stellungnahme bat. Eine Antwort blieb 
diese jedoch bis heute schuldig. Die GGB 
befürchtet, dass es sich hier nur um 
eine Art militärischen Testlauf handelte, 
um in Zukunft hei ähnlichen Anläs¬ 
sen auch andernorts Krankenhäuser zu 
okkupieren. 

Nandor Pouget, GGB Hannover 



Trotz weißer Kluft - hier handelt es sich um keine »Halbgötter in Weiß« 


CfiTWfiLK 



Solidarität mit 
Textilarbeiterinnen 

200.000 Textilarbeiterinnen 
sind von den verheerenden 
Überschwemmungen in 
Bangladesch betroffen. 

Das Internationale Sekretariat 
der FAU-IAA ruft dazu 
auf, die Mitglieder der 
Textilarbeitergewerkschaft 
NGWF, zu der die FAU seit 
Jahren Beziehungen unterhält, 
mit Spenden zu unterstützen. 
Spendenkonto:FflU, 

Kto.: 96152201, 

BLZ: 20010020, 

Postbonk Homburg, 

Stichwort: Bonglodesch 

Gegen Überwachung durch 
Wirtschaft und Staat 

Demonstration 22. 9. 2007 
Berlin, Pariser Platz 14.30 Uhr 
Wer sich ständig überwacht 
und beobachtet fühlt, kann sich 
nicht mehr unbefangen und 
mutig für seine Rechte und eine 
gerechte Gesellschaft einsetzen. 
Es entsteht allmählich eine 
unkritische Konsumgesellschaft 
von Menschen, die 
»nichts zu verbergen« haben 
und dem Staat gegenüber ihre 
Freiheitsrechte aufgeben. 

Eine solche Gesellschaft 
wollen wir nicht! 

Die Forderungen der 
Demonstrotion louten: 

1. Weniger Überwochung 

2. Überwochungsgesetze 
ouf den Prüfstond 

3. Stopp für neue 
Überwochungsgesetze 
Ausführlichere 
Informotionen im Internet: 
www.freiheitstottongst.de 

Die Sprache der 
Leidenschaft 

Impulse des Körpers, der Freude 
und des Genusses... das ist 
Musik für Fred Alpi. Welcher Stil 
verbirgt sich dahinter? Nun, 
der Liedermacher zählt Granden 
des Punk und des Chansons zu 
seinen Einflüssen: »Mit 12 habe 
ich Brassens geliebt, mit 14 
entdeckte ich den Punkrock. 

Zu seiner Zeit wurde auch 
Brassens als Punk angesehen, 
wegen seiner lärmenden 
und lauten Musik!« 

Die Tour-Doten ouf Seite 3. 

Kauf Dich glücklich! 

Für 2008 gibt es wieder den 
kleinen »kollektiven 
Organisator« für die 
Hosentasche. Auf 192 Seiten 
bietet der schwarz-rote 
Taschenkalender vieles, 
was es zum Überleben in der 
Klassengesellschaft braucht. 

Den »SyndiKol 2008« gibt es 
für EUR 6,50 zzgl. Porto u.o. bei 
www.syndikot-o.de 
(für Wiederverkäuferinnen 
gibt es Sonderkonditionen). 
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FAU-Ticker 


+++ Am 30. 6. organisierte die LF Berlin, 
zusammen mit anderen libertären 
Organisationen, eine Veranstaltung zum 
Thema »Betriebe in Arbeiterhand« auf dem 
Hof des sozialen Zentrums Köpi. Über 80 
Menschen folgten den Ausführungen der 
Gäste aus Argentinien und Polen +++ Die 
FAU Bielefeld und die FAU Münster rufen 
zur Teilnahme an einer Demonstration ge¬ 
gen den Abschiebeknast in Büren am 2. 9. 
auf +++ Außerdem hat die FAU Bielefeld ei¬ 
nen Bericht über den »rassistischen Alltag« 
am Wilhelm-Normann-Berufskolleg in 
Herford auf ihrer Homepage veröffentlicht 
+++ Im August fand vor dem Landgericht 
Düsseldorf ein Berufungsprozess u.a. 
gegen ein Mitglied der FAU Düsseldorf 
statt. Dem Genossen wird vorgeworfen, 
sich gegen einen faschistischen Übergriff 
auf eine antifaschistische Kundgebung zur 
Wehr gesetzt zu haben. In erster Instanz 
wurden die drei Angeklagten zu Geldstrafen 
verurteilt +++ Auf der Homepage der FAU 
Freiburg findet sich seit neuestem ein Text 
zur Geschichte des Anarcho-Syndikalismus 
in Freiburg +++ Die LF Hannover unter¬ 
stützt die Kampagne für den Erhalt des 
Wohnprojektes »Baukasten« in Hannover 
+++ Die FAU Gießen begleitete Ende Juni 
eine Werbeveranstaltung der Bundeswehr 
im Jobcenter kritisch. Die Veranstaltung 
wurde vorzeitig abgebrochen +++ Die 
Sommerausgabe des Libertären Heftes 
»Feierabend« aus Leipzig kann über die 
Homepage der FAU Leipzig bezogen werden 
+++ Die FAU Süd-Thüringen veranstaltete 
am 11. 8. eine Kundgebung gegen miese 
Arbeitsbedingungen in Meiningen +++ Die 
ASy/BSy München, gemeinsam mit dem 
Dachauer GSy/SANITA veröffentlichten 
im Juli eine Solidaritätserklärung 
mit dem Streik der Lokführer +++ 


ue Ausgabe - neues Editorial Man sollte 
meinen, es gehört zu den leichteren 
Routinearbeiten einer Zeitung, ein paar 
Grüße an die Außenwelt voranzustellen. 

Nicht so bei der DA! Routine gehört wohl eher zu den 
Fremdwörtern unseres Redaktionsalltags. Da werden gerade 
mal wie bei der FAU üblich, ein paar Aufgabenbereiche 
neu besetzt, und schon stellt sich die Frage nach den 
Ressortkompetenzen. Auch bei einem so bescheidenen Ressort 
wie dem Editorial Wer nicht aufpasst, hat schnell Fleißarbeiten 
dieser Art an den Hacken. Und ist das erst mal geschehen, 
beginnt das große Grübeln. Editorial? Was ist das eigentlich? 

George W. Bush hat seine Ansprache an die Nation, die 
Merkel ihre sonntäglichen Ansprachen im Webformat und 
Olle Chdvez, der hat «Alö, Presidente». Sollte da nicht das 
Editorial unser Sprachrohr des politischen Klamauks sein, 
das euch bei der Lektüre am Frühstückstisch dank frivolster 
Zoten die Cornflakes aus der Nase kommen lässt? Wohl kaum. 

Der Realsatire der sich öffentlich auslassenden Staatschefs 
können wir kaum das Wasser reichen. Und auch der Part 
der Spaßguerilla ist uns überraschenderweise bereits von 
anderer Seite abgejagt worden. So viel Humor hätten wir 
der knöchernen KP Russlands gar nicht zugetraut. Einfach 
Marx, Engels, Lenin durch solche Jungspunde wie Chdvez, 

Castro und Lukaschenko auf den Bannern zu ersetzen. Welch ein Narrenstreich! 

Da sehen die Konterfeis unserer DA-Redakteure doch recht blass gegen aus. 

Und da eben diese in absehbarer Zeit wohl kaum auf allerhand Winkelementen 
spazierengetragen werden, bleibt uns nichts, als in harter Arbeit zu versuchen, unseren 
Leserinnen und Lesern Altbewährtes zu präsentieren. Womit wir letztlich doch ein Stück 
Routine auch bei uns feststellen dürfen - trotz immer wieder wechselnder Redaktionen. 

Mit dieser Ausgabe stellen sich also die neuen Teilredaktionen »Zeitlupe« und 
»Letzte Seite« sowie die neue Lay-Out Gruppe vor, und wir hoffen, dass unsere 
Debütanten an die gewohnt gute Qualität ihrer Vorgänger anknüpfen werden. 

In diesem Sinne: viel Spaß beim Lesen der neuen DA 
(auch am Frühstückstisch) 

Eure Dfl-Redaktion 




Syndikate, Ortsgruppen und Kontakte der freien arbeiter/innen-Union (FRU-IRR) 


Region Nord - 
Bad Segeberg . 

Bielefeld . . . . 


Bremen 


Bremerhoven . 
Flensburg.... 
Hamburg .... 


Hannover .... 


Kiel . . 
Lübeck 


Libertäres Cafe im flJZ (Hotel am Kalkberg), 

-> jeden Montag 15-21 Uhr, Kontakt: <fause@fau.org> 
c/o »Umweltzentrum« - flugust-Bebel-Str. 16, 33602 
Bielefeld -> jeden 2. und 4. Di. im Monat, 19.30 Uhr, 

1. Do. im Monat, libertäre Filme in der RJZ-Kneipe, 

<faubi@fau.org>, wvw.fau-bielefeld.de.vu 

FflU-Iflfl - Lokalfäderation Bremen, Postfach 10 56 74, 

28056 Bremen, <fauhb@fau.org>, www.fau-bremen.tk, 

www.bremer-aktion.tk, 01 62 3 82 94 67 

Syndikat der Lohnabhängigen und Erwerbslosen (SLE-FflU), 

<sle-hb@fau.org>, c/o FflU - Bremen 

Kontakt über Bremen. 

c/o Infocafe - Hafermarkt 6, 24943 Flensburg. 

FflU-Iflfl Hamburg, Fettstraße 23, 20357 Hamburg. 
Offenes Treffen jeden Fr. 19.00 Uhr, 

<fauhh@fau.org>, 0 40 4 32 21 24 

UJZ Korn, Kornstraße 28-30, 30167 Hannover. 

Treffen jeden Di. 21.00 Uhr, letzten Di. im Monat offener 
Abend ab 20.00 Uhr, <fauh@fau.org>. Tiermedizinisches 
Syndikat, <tiermedizin@fau.org>, Gewerkschaft 
Gesundheitsberufe (GGB), <ggb-hannover@fau.org> 
FflU-Kiel, c/o Infoladen «Beau Rivage» 

Hansastraße 48, 24118 Kiel, <fauki@fau.org> 

Kontakt über OG - Hamburg. 


Region Ost - 

flitenburg. . . . Kontakt über Leipzig. 

Berlin.Straßburger Str. 38, 10405 Berlin, <faub@fau.org>, 

0 30 28 70 08 04, www.fau.org/ortsgruppen/berlin. 

Offenes Büro freitags 16.00-20.00 Uhr 

Allgemeines Syndikat, 2. und 4. Mi. im Monat 19.00 Uhr, 

<asy-b@fau.org>, 0 30 28 70 08 04 

Bildungssyndikat, 1. und 3. Mi. im Monat 20.00 Uhr, 

<bsy-b@fau.org>, 0 30 28 70 08 05 

Kultursyndikat, 1. Do. im Monat 20.00 Uhr 

<ksy-b@fau.org>, 0 30 28 70 08 06 

GNLL Berlin-Brandenburg, Treffen jeden letzten 

Do. im Monat 20.00 Uhr, <faugrs@fau.org> 

Stammtisch Pflege und Gesundheitswesen: 2. Donnerstag 
im Monat 19.00 Uhr im «Cafe Waiden», Choriner Str. 35, 
<gesundheit.asy-b@fau.org> 

FflU-Tresen in der Lunte jeden 2. und 3. Mo. ab 20.00 Uhr, 
Weisestr. 53, Neukälln, U8/Boddinstr. 

Dresden.FflU-Dresden, c/o Infocafe im flZ Conni, 

Rudolf-Leonhardt-Straße 39, 01097 Dresden, 

Präsenzzeit: zweiwächentlich (ungerade Kalenderwochen) 
donnerstags 16.00-20.00 Uhr, <fau-dd@gnuviech.info> 
Frankfurt/0 . . FflU-Iflfl, c/o Utopia, Berliner Straße 24, 15230 

Frankfurt/Oder, <fauff@fau.org>, www.fau-ffo.de.vu 
Gättingen. . . . Kontakt über Leipzig. 

Gransee.FflU-Iflfl - Ortsgruppe und GNLL/FflU Landwirtschaft 

Berlin-Brandenburg, <faugrs@fau.org>, 
c/o Th. Beckmann, Dorfstr. 13, 16775 Wolfsruh 


Halle/Saale. . . 
Leipzig. 


Magdeburg . . . 


Potsdam . . . . 


Zwickau. 

Region Süd - 
flschaffenburg 

Dreieich. 

Frankfurt/M . . 

Freiburg. 


Gießen 


Lieh. 

Mainz. 

München .... 


Neustadt/W.. . 

Nürnberg. 

Tübingen .... 

Wiesbaden . . . 

Region West - 
flachen . 

Bochum . 

Bonn. 


c/o Infoladen Glimpflich, Ludwigstr. 37, 

06110 Halle/Saale, ebenfalls GNLL-KONTflKT 
FflU-VflB Leipzig c/o »Libelle«, Kolonnadenstr. 19, 

04109 Leipzig. Präsenzzeit: mittwochs 17.00-18.00 Uhr, 
<leipzig@fau.org> 

FflU-Magdeburg c/o »Blaue Welt Archiv«, 

Thiemstrasse 13, 39104 Magdeburg, Offener Stammtisch 
-> jeden 2. Donnerstag im Monat um 19.00 Uhr im 
»Denker«, Goethestr. 39, <faumd@fau.org> 
FflU-Potsdam, Hermann-Elflein-Straße 32 
14467 Potsdam, Tel: 01 77 6 39 50 60 <faupdm@fau.org> 
FflU-Cafe Donnerstags von 15.00-20.00 Uhr im 
»KUZE« Hermann-Elflein-Straße 10 
Treffen des flSy-Potsdam jeden Freitag 18 Uhr 
FflU-Potsdam im Netz: wvw.fau-potsdam.de.vu 
Kontakt über Leipzig. 


Kontakt über Frankfurt/M. 

Kontakt über Frankfurt/M. 

c/o DFG/VK, Mühlgasse 13, 60486 Frankfurt/Main, 

sonntags 19.00 Uhr, <fauffm@fau.org> 

c/o Infoladen Freiburg, KTS, Baslerstr. 103, 

79100 Freiburg, <faufr2@fau.org>, Treffpunkt 
-> jeden 3. Fr. im Monat um 20.00 Uhr in der KTS 
FflU - Ortsgruppe und Bildungssyndikat, c/o »Infoladen 
Gießen«, Alter Wetzlarer Weg 44, 35392 Gießen, 
<faugi@arcor.de>, <faugi@fau.org>, www.ak44de.vu, 
jeden Mo. 19.00 Uhr Treffen des Allgemeinen Syndikats 
und des Bildungssyndikats, jeden 2. Mi. ab 21.00 Uhr 
Kneipenabend «Cafe Sabotage» - offener Abend für alle 
Interessierten bei Musik G Bier im »Infoladen Gießen« 
Postfach 1215, 35420 Lieh, fauli@fau.org 
Kontakt über Frankfurt/M. 

Schwanthaler Str. 139 (Rg), 80339 München, 

01 73 4 04 81 95, <faum@fau.org>, www.faum.de, 

-> äffentliches Treffen jeden Mi. ab 19.00 Uhr in der 
Schwanthaler Str. 139 (Rg); Allgemeines Münchner 
Syndikat Erwerbsloser und Lohnabhängiger (fl.M.S.E.L.), 
vww.fau-amsel.info.ms, 01 79 7 20 66 14 
FflU - Ortsgruppe, Postfach 2066, 76829 Landau, 
<faunw@fau.org> 

<fnbg@gmx.de> 

c/o Infoladen »Grenzenlos«, 

Schellingstr. 6, 72072 Tübingen 
GNLL-KONTflKT, über Frankfurt/Main 


FflU-flachen, <info@fau-aachen.net> 
www.fau-aachen.net, 

Kontakt über FflU Dortmund, <faudo@fau.org> 

FflU - OG Bonn, Wolfstraße 10 (Hinterhaus), 53111 
Bonn-flitstadt, 02 28 9 09 31 71, <faubn@fau.org> 
www.fau-bonn.de, OG-Treffen jeden Mi. 20.30 Uhr. 


Dortmund. . . . c/o »Langer August«, Braunschweiger Str.22, 

44145 Dortmund, 02 31 8 63 01 05 (Anrufbeantworter), 
Fax: 02 31 8 63 01 01, <faudo@fau.org> 

Duisburg.FflU-Duisburg - Lokalfäderation, Querstr.38, 47178 

Duisburg, Schwarz-Roter Stammtisch: Jeden ersten Sa. im 
Monat um 20.00 Uhr im »Bürgerhof«, Sternbuschweg 97, 
47057 Duisburg, Info-Telefon und SMS: 01 79 3 25 86 48, 
<faudu@fau.org>, www.fau-duisburg.tk 
Düsseldorf . . . FflU-Düsseldorf-Allgemeines Syndikat, 

Postfach 10 24 04, 40015 Düsseldorf, 

Fax: 0 12 12 5 1102 91 74, Fon/SMS: 01 79 3 25 86 48, 
<faud@fau.org>, www.fau-duesseldorf.org 
Krefeld. 0 21 51 39 42 70 

Moers.c/o »8arrikade«, Bismarckstr. 41a, 47443 Moers, 

<faumo@fau.org> 

Münster.c/o »Interkulturelles Zentrum Don Quijote« 

- Scharnhorststr. 57, 48151 Münster 

-> Treffen jeden 2. Mittwoch im Monat, 20.00 Uhr. 

Offene Diskussionsveranstaltung Jeder 4. Mittwoch im 
Monat, 20.00 Uhr Präsenzzeit: Jeden Mittwoch 
12.00-14.00 Uhr (Tel.: 02 51/52 11 12) <faums@fau.org> 
www.fau.org/ortsgruppen/muenster/static/ 

Bundesweite Brhnchen-Koordinbtionen 

Bildungssyndikate: 

<bsy-public-info@list.fau.org>, www.bildungssyndikat.de 
GNLL/FflU Landwirtschaft: 

Berlin-Brandenburg, über Gransee, <gnll@fau.org> 

GNLL/FflU Naturkostindustrie: über Hamburg 

RegionHLKOORDINRTIONEN 

Nord: Kiel <reko-nord@fau.org> | Ost: Potsdam <reko-ost@fau.org> | 

Süd: Frankfurt/M. | West: Düsseldorf <reko-west@fau.org> 

Geschrftskommission der FflU-Iflfl_ 

Freie Arbeiterinnen Union/Iflfl, Postfach 20 43, 

30020 Hannover, Germany, <geko@fau.org> 

Internrtionrles Sekretrrirt der FflU-Iflfl 

Freie Arbeiterinnen Union/Iflfl, Postfach 20 43, 

30020 Hannover, Germany, <is@fau.org> 

Internrtionrle Arbeiter/Innen-Assozirtion (Iflfl)_ 

Iflfl/IWfl/flIT-Sekretariat, Belgrad (Serbien), z.Zt. ohne Postadresse, 
<secretariado@iwa-ait.org>, www.iwa-ait.org 

Schweiz_ 

FflU-CH.Postfach 580, CH-8037 Zürich 

FflU-Bern .... Quartiergasse 17 CH-3013 Bern, <bern@fauch.ch> 

ÖSTERREICH_ 

Syndikalistische Initiative, 

.Stiftgasse 8 1070 Wien, 

<syndinit@yahoo.de>, www.syndinit.org. 

Libertäre Initiative Sozial Arbeitender (LISfl), 

.c/o »Hängematte« Stiftgasse 8 1070 Wien, 

<lisa.syndikat@linuxmail.org>, www.lisasyndikat.wordpress.com 
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Ein erster Schritt 


Seit Anfang Juli ist das Werk der 
Fahrradfabrik Eike Systems im thüringischen 
Nordhausen von den Arbeitnehmerin¬ 
nen besetzt. Grund genug für uns, die 
Kolleginnen mal vor Ort zu besuchen und 
uns über die aktuelle Lage zu informieren. 

Der Weg zur Besetzung 

N ordhausen ist mit seinen ca. 43.000 
Einwohnerinnen eine vergleichsweise 
ruhige Stadt. Diese Ruhe wird nun durch 
ein anhaltendes Hupkonzert vor der Werks¬ 
halle der Bike Systems durchbrochen. Die 
Fassade der Halle sowie der Zaun vor dem 
Gelände sind mit reichlich Plakaten und 



Gebasteltem geschmückt. Auf den Plakaten 
werden Vorheifahrende u.a. dazu aufgefor¬ 
dert, zur Unterstützung der Besetzung zu 
hupen, und darüber informiert, wie lange 
die Besetzung schon andauert. Vor dem 
Tor sitzen Kolleginnen mit Trillerpfeifen 
und Tröten, von denen exzessiv Gebrauch 
gemacht wird, um sich bei den Hupenden 
zu bedanken. Generell haben die Kreati¬ 
vität sowie der Zusammenhalt der Kolle¬ 
ginnen seit Beginn der Aktion exorbitant 
zugenommen, wie uns versichert wurde. 

Wir fragen nach einem Interview, wer¬ 
den hereingebeten, und der Betriebsrat wird 
geholt. Nach anfänglicher Skepsis und etwas 
Prohelesen der mitgebrachten DAs kommen 
wir ins Gespräch. Ein einfaches, übliches 
Interview hat keinen Sinn, das merken wir 
schnell, denn alle Kolleginnen, die mit uns 
am Tisch sitzen, haben etwas zu sagen. Die 
Stimmung ist sehr familiär, und wir bekom¬ 
men schnell das Gefühl, in diesen Kreis auf¬ 
genommen zu sein. Nach unserer Frage, wie 
es zur Besetzung gekommen sei, wird uns 
erzählt, das alles sei sehr spontan nach der 
letzten Betriebsversammlung beschlossen 
worden. Auf dieser Betriebsversammlung 
erfuhren die Kolleginnen, dass das Werk 
nun endgültig geschlossen werde und die 
Leitung aus Mangel an nötigen Kapitalien 
die Kündigungsfristen auch nicht einhal- 
ten könne. Nach den vorherigen Lohnkür- 


Fahrradwerk im thüringischen Nordhausen von Belegschaft besetzt 


Zungen und dem Verzicht auf Weihnachts¬ 
gelder war das endgültig eine Dreistigkeit 
zu viel. Dann ging alles sehr schnell: Die 
Kolleginnen versammelten sich auf dem 
Fahrikhof und entschlossen sich zur Beset¬ 
zung. Obwohl oder trotz der Besetzung ist 
die Belegschaft bislang nicht gekündigt, 
sondern nur freigestellt. 

Auch erfuhren wir, dass schon in den 
letzten Jahren immer mehr Aufträge (z.B. 
die der Großkunden Quelle und Bauer) nach 
Sangerhausen zur MIFA (Mitteldeutsche 
Fahrradwerke) verlagert wurden. Das Mus¬ 
ter ist das gleiche wie hei der Abwicklung 
des schon geschlossenen Fahrradwerks im 
sächsischen Neukirch. Die Betreiberin von 
Bike Systems, eine Tochtergesellschaft des 
Finanzinvestors Lone Star, ist ebenso Teil- 
haherin der MIFA. Interessant ist in die¬ 
sem Zusammenhang, dass für das Werk in 
Nordhausen Aufträge für 300.000 Fahrräder 
vorhanden waren. Diese Aufträge und das 
benötigte Material wurden dazu genutzt, 
um sich heim (damaligen) Konkurrenten 
MIFA einzukaufen. Dadurch wurde Lone 
Star Anteilseigner, und der 12. Geschäfts¬ 
führer von Bike Systems (Herr Brüning) 
wurde gar im Vorstand der MIFA platziert. 
Seit dem 1. Januar 2007 wurde Herr Mül¬ 
ler (der bereits der Abwickler des Werkes 
in Neukirch war) der 13. Geschäftsführer 
unter Lone Star. Obwohl jahrelang Auf¬ 
träge und Material zur MIFA wanderten - 
sogar Leiharbeiterinnen wurden über die 
MIFA angestellt -, gab es bisher keinerlei | 
Kontakte zu MIFA-Beschäftigten. 


fahrene Belegschaft Informationen, wie sie 
sich in bestimmten Situationen verhalten 
solle. Genau diese Verhaltenstipps ließen 
die Polizei und Feuerwehr, die von Herr 
Müller geschickt wurden, tatenlos wieder 
abziehen. Ein versuchter Arbeitsgerichtsbe¬ 
schluss, demzufolge das Gelände zu räumen 
sei, scheiterte am 12. Juli ebenso. 

Auch die Politik bekundete Unterstüt¬ 
zung für die Kolleginnen, z.B. durch die 
Nordhäuser Oberbürgermeisterin Rinke 
(SPD) und den thüringischen Landeswirt¬ 
schaftsminister Jürgen Reinholz (CDU). 
Dass die erhoffte Unterstützung durch den 
Ministerpräsidenten Dieter Althaus (CDU) 
aushleiht, erfuhren die Kolleginnen ledig¬ 
lich durch die regionale Presse. Zudem wird 
immer wieder versucht, den Kontakt zur 
Bevölkerung herzustellen. So gab es am 



wird weiter aufrechterhalten, bis geklärt 
ist, wie sich der Insolvenzverwalter den 
Kolleginnen gegenüber positioniert. Ihre 
Forderungen bleiben aber die gleichen. 

Da die Umgebung Nordhausens außer 
der Produktion von Spirituosen kaum 
Industrie besitzt, sieht die Zukunft der Kol¬ 
leginnen hei Schließung des Werks düster 
aus. Vor diesem Hintergrund wäre die Über¬ 
nahme der Fabrik 
durch die Kollegin¬ 
nen vielleicht doch 
nicht so abwe- 
gig. Der Anfang ist 
jedenfalls schon 
gemacht. Auch 
zeigen Beispiele 
aus anderen Län¬ 
dern, mit ähnlich 
schwierigen Aus¬ 
gangslagen, dass 
eine erfolgreiche 
Selbstverwaltung 
möglich ist, diese 
erfordert allerdings 
Kraft, Mut und vor 




Bescheidene Perspektiven 

Ein wichtiger Punkt hei dieser Besetzung 
ist die Unterstützung der Belegschaft 
durch die Gewerkschaft. Die IG-Metall hat 
sich sehr solidarisch verhalten, obwohl die 
Besetzung allein von der Belegschaft aus¬ 
ging und spontan anfing. Die IGM regte 
sich recht schnell, stellte einen Rechtsan¬ 
walt und organisierte Solidaritätsadressen. 
Außerdem bekam die im Arbeitskampf uner¬ 


22. Juli ein Kinderfest mit anschließen¬ 
dem Konzert. Wöchentlich gibt es zudem 
Fahrradkarawanen durch die Stadt. 

Perspektivisch ziehen die Kollegin¬ 
nen jedoch eine Selbstverwaltung nicht in 
Betracht. Dafür, so befürchten sie, bekä¬ 
men sie nicht genug Aufträge, Material 
und Geld zusammen. Immerhin müsste 
die Versorgung für rund 140 Menschen 
^ sichergestellt sein. Sie fordern stattdessen 
einen vertretbaren Sozialplan und die Prü¬ 
fung des Erhalts der Arbeitsplätze. Beides 
wurde bis jetzt durch die Geschäftsleitung 
abgelehnt. 

Mittlerweile hat Lone Star einen Insol¬ 
venzantrag gestellt. Dies sieht die Beleg¬ 
schaft für sich positiv, da jetzt mehr Geld 
aufgebracht werden muss, z.B. für einen 
Sozialplan und/oder eine Transfergesell¬ 
schaft. Der Insolvenzverwalter wird nun 
das noch vorhandene Kapital prüfen und 
damit die Gläubiger bedienen. Und das sind 
nur die Mitarbeiterinnen. Die Besetzung 


allem viel Solidarität. 

Abschließend bleibt nur zu wünschen, 
dass sich eine Möglichkeit findet, die den 
rund 140 hoch motivierten Arbeiterinnen 
die Weiterarbeit ermöglicht. 

C.K. /S.M. (FflU Berlin) 


Für diejenigen, die dos Werk 
besuchen oder onderweitig ihre 
Solidoritöt bekunden möchten, 
hier die Kontoktdoten: 
Bike-Systems GmbH 
Freiherr vom Stein Stroße 31 
99734 Nordhousen 
Emoil: <fohrrodwerk@gmx.de> 
Aktuelle Informationen zur 
Werksbesetzung auf: 
www.labournet.de/branchen/sonstige 
/fahrzeug/bi kesystems.html 
www.strike-bike.de 


Kolumne Durruti 


D er jüdische Weltverschwörer, das 
Lieblingsmassenwahnhild aus dem 
20. Jahrhundert, kann endlich aufatmen. 
Außer Islamisten und ein paar Sektierern 
aus der rot-braunen Randzone braucht den 
inzwischen niemand mehr. Denn hinter 
allem steckt ja heute dieser verschlagene 
Chinese! 

Nur weil der ohne Kündigungsschutz 
und Tarifbindung auskommt, müssen wir 
das in Zukunft auch. Und auch die Rente 
ab 67 ist keineswegs Münteferings sauer¬ 
ländischem Schrumpfbrägen entsprungen, 
sondern ein notwendiger erster Schritt hin 
zum komplett rentenlosen Sozialsystem 
des Chinesen. Da kann man buddeln wo man will - am Ende kommt man wieder in 
China raus. 

Wo finden wir Wolfgang Schäubles Pläne zu Online-Durchsuchungen, Armee-Ein¬ 
sätzen, Präventiv-Folter und Flugzeugabschüssen bereits vollständig und gewinnbrin¬ 
gend umgesetzt? Beim Chinesen. Eben. Ansteigende Rohstoffpreise? Was soll man 
machen, der Chinese verbraucht halt so viel! Sinkende Löhne im Dienstleistungsbe¬ 
reich? Na, sonst fliegen uns die Kunden doch zum Haareschneiden nach Peking! So 
weit, so logisch. Und weil ja hierzulande eh nur verzögert umgesetzt wird, was in China 
beschlossen wurde, bringt es natürlich auch nichts, unserer geschundenen Volkswirt¬ 
schaft zusätzlich mit Streiks und Demonstrationen zu schaden. Das ist der Mehrheit 
völlig klar, und sie verhält sich entsprechend. Da muss man halt durch. Die letzten 
Erfahrungen mit Weltkriegen waren ja auch nicht so berauschend. 


Nun aber hat er sich etwas besonders Perfides einfallen lassen, der Chinese: Er 
will uns an den Käse! Dabei heißt es in meinem alten Rassenlexikon von 1939 noch 
unumstößüch: »Der Chinese ekelt sich vor Tiermilch-Produkten. Käse, Butter oder 
Joghurt gelten in China als unrein«. Und trotzdem kauft er das Zeug plötzlich in 
solchen Mengen, dass unsere Käseminen und Milchquellen bald erschöpft sind. 
Weshalb »der Markt« - wie schon beim Öl - an der Preisschraube drehen muss. Natürlich 
könnte man sich fragen, ob es nicht möglich wäre, stattdessen aus der Vermittlung von 
Milchwirtschafts-Know-How nach China noch Kapital zu schlagen. Aber das ist naiv. 
Solange der Chinese nicht weiß, wo bei der Kuh die Zitzen hängen (und der Amerikaner 
weiterhin glaubt, man könne Käse in Tuben aufbewahren), hat Europa immerhin das 
Monopol. Und ob sich die paar Millionen Menschen hier ihren Käse noch leisten können, 
ist wirtschaftlich eh bedeutungslos. Das große Geld wird immer im Export gemacht. 
Deshalb ist ja auch so schwierig, in einem schottischen Restaurant ein schmackhaftes 
Lamm zu bekommen, obwohl die Dinger draußen in Scharen herumhüpfen. 

Apropos: Kaum war die Milchpreiserhöhung durch den Ticker, meldeten sich 
prompt die Fleischverbände zu Wort und erklärten, dass auch die Nachfrage nach 
deutschem Schwein und Rind in China sprunghaft zugenommen hätte, weshalb man 
leider ebenfalls... 

Dieser Chinese! Kommt vor lauter Geldmachen nicht mehr dazu, seine Viecher zu 
füttern! 

Gibt es Hoffnung? Aber sicher. Wenn nur erst die chinesische Nachfrage nach 
deutschem Mischbrot, Wurzelgemüse, Gummibärchen und Kartoffelchips auch deren 
Preise aus dem Hartz IV-Niveau hebt. Dann ist es in unserer Hand, den Chinesen mit 
unseren Reisrationen von der Leistungsstelle am Reispreis verarmen zu lassen. Nur 
mehr müssen wir werden, mehr Menschen. Die Menge macht's. Also: Reis fressen und 
Kinder zeugen! Für Deutschland! 

Markus Liske (www.markusliske.de) 



nmm 


^ Rachen 

Sa. 22. Sept, 20.00 Uhr 
»Was ist eigentlich 
Anarcho-Syndikalismus ?« 

GründungsveranstaL- 
tung der FAU - Aachen 


y Bonn 

Mi. 12. Sept., 20.30 Uhr 

NetzLaden, WoLfstraße 10 
»5 Stunden sind genug« 
Vortrag und Diskussion mit 
Darwin Dante (Eintritt frei) 


^ Dachau 

Fr. 14 Sept., 20.00 Uhr 

Cafe Gramsci 

»Arbeitskämpfe in privatisier¬ 
ten Gesundheitseinrichtungen« 

Vortrag & Diskussion mit Nan- 
dor Pouget 
(GGB Hannover) 


^ Frankfurt a.M. 

Do. 6. Sept., 20.00 Uhr 

FAU Frankfurt a.M., 

MühLgasse 13 

Film: «The Free Voice of La¬ 
tour - The Jewish Anarchists» 
Dokumentation v. S. FischLer & 
J. Sucher (USA 1980), 

57 min. Mit kurzer Einführung 
zur jüd. Arbeiterbewegung 


y Hannover 

Sa. 15. Sept. 18.30 Uhr 

EWH, Schwanthaler Str. 80 
»Arbeitskämpfe in privatisier¬ 
ten Gesundheitseinrichtungen« 
Vortrag & Diskussion mit Nan- 
dor Pouget 
(GGB Hannover) 


^ Moers 

Sa. 15. Sept., 19.00 Uhr 

Barrikade, Bismarckstr. 41a 

Fiesta: 30 Jahre FAU 
- 3 Jahre FAU Duisburg 
Grillen ab 16.00 Uhr 


^ München 

So. 14. Okt., 20.00 Uhr 

Kafe Marat, 

Thalkirchnerstr. 104 
Geselligkeitsabend: 

Pedro Soriano - Spanischer 
Anarchist und Musiker 
(Eintritt frei, mit Vokü) 


[> Fred Alpi On-Tour: 


y Berlin 

Fr. 28. Sept., 21.00 Uhr 

Roter Salon / Volksbühne, 
Rosa-Luxemburg-Platz 
Konzert: Fred Alpi (Paris) 
Veranstaltet vom 
Kultursyndikat Berlin 


^ Moers 

Sa. 29. Sept., 20.00 Uhr 

Barrikade, Bismarckstr. 41a 
Konzert: Fred Alpi (Paris) 


^ Düsseldorf 

So. 30. Sept., 18.00 Uhr 

Hinterhof, Corneliusstr. 108 
Konzert: Fred Alpi (Paris) 
Veranstaltet von Cable Street 
Beat Düsseldorf 
& FAU Düsseldorf 


y Bielefeld 

Di. 2. Okt., 20.00 Uhr 

AJZ-Bielefeld / Kino, 
Heeper Str. 132 
Konzert: Fred Alpi (Paris) 
Veranstaltet von der 
FAU - Bielefeld 

Weitere Termine auf: 
www.fau.arg/termine 
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Zahlen, bitte! 


Fernsehen unglaubwürdig 

0 50,5% der Fernseh¬ 

zuschauer glauben 
nicht daran, was 
im Fernsehen berichtet 
wird. Knapp 60% sind der 
Meinung, das Fernsehen 
sei dümmer geworden. 

Manager-Gehälter zu hoch 

0 46,6% Prozent der 

Deutschen halten 
die Entlohnung der 
Manager für »viel zu hoch«, 
weitere 37,9 Prozent für »zu 
hoch«. Rund 78 Prozent der 
Befragten sind der Meinung, 
Manager werden den mora¬ 
lischen Anforderungen ihrer 
Tätigkeit nicht gerecht. 

Bundeswehr raus! 

0 Knapp 2/3 der 

Bundesbürgerinnen 
(64%) sind dafür, 
dass sich die deutschen 
Truppen aus Afghanistan 
zurückziehen. (Das sind 
10% mehr als noch im Mai). 
Lediglich 1/3 spricht sich 
für den Verbleib aus. 


Streiks in Deutschland 
nehmen deutlich zu 

Nach Angaben des Instituts 
der deutschen Wirtschaft (IW) 
sind im ersten halben Jahr 
2007 schon mehr Arbeitstage 
durch Streik ausgefallen als im 
ganzen Jahr 2006. Bis Anfang 
Juli lag die Zahl der offiziellen 
Ausfalltage durch Streiks bei 
530.000, im Jahr 2006 waren 
es insgesamt 429.000. 

3.000 arbeitslose 
Lehrer demonstrieren 

Am 10. Juli demonstrierten 
3.000 arbeitslose Lehrerinnen 
auf dem Stuttgarter Schloss¬ 
platz für die sofortige Wieder¬ 
besetzung aller gesperrten und 
gestrichenen Lehrerstellen. Die 
Landesregierung will nur 3.000 
der 8.000 fertig ausgebildeten 
Lehramtsbewerberinnen über¬ 
nehmen. Der Landesvorsitzende 
der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, Rainer 
Dahlem, kritisierte, »dass 
Lehrerstellen gestrichen wer¬ 
den, während an den Schulen 
die Klassen voll sind und immer 
mehr Unterricht ausfällt«. 
(http://bildungsklick.de) 

Streiks bei 
Sparkassen-Informatik 

Die Beschäftigten der 
Sparkassen-Informatik (SI) 
haben am 19. und 20. Juli 
an den Standorten Köln, 
Duisburg, Mainz und Karlsruhe 
gestreikt. Die Beschäftigten 
der SI wehren sich gegen die 
Pläne der Geschäftsleitung, 
die Standorte Karlsruhe, 
Köln, Duisburg und Mainz zu 
schließen. Von den rund 3.400 
Beschäftigten der SI sind ca. 
1.200 von den geplanten Stand¬ 
ortschließungen betroffen. 


Anzeige 



Akt. Ausgabe (7/07): 

♦ Lothar Blome: »Ver¬ 


fügungsgewalt 


geringfügig einge¬ 


schränkt«, zur Tarif¬ 

bo < 

p X 

auseinandersetzung 

^ u 

bei der Telekom 

< 1 

♦ Renate Schumak: 

0 % 

»Gegen die Anthro- 

0 

pologisierung«. 

oiS 

Erwerbslosigkeit und 

0 «s 

psychische Gesund¬ 

il 

heit, über Auswir¬ 


kungen der Arbeits¬ 

M ä 

marktreform 


♦ »Schluss mit der 
Stallpflicht«, Schluss¬ 
erklärung des Kon¬ 


gresses der Gewerk¬ 


schaftslinken 


0 Ich möchte ein kosten¬ 

On 

loses Probeexemplar 


Niddastraße 64 
60329 FRANKFURT 
Tel. (069) 67 99 84 

express-afp@online.de 



Forts. »Eine Insel mit zwei Bergen« von S. 1 

In Zeiten, in denen sich die Unterneh¬ 
men immer größere Stücke des gesellschaft¬ 
lichen Reichtums unter den Nagel reißen 
und die Würde der Arbeitenden mit Füßen 
treten, spricht dies Bände. Die in diesem 
Klima dreist wirkenden GDL-Forderungen 
nach besseren Arbeitsbedingungen und 
31% mehr Lohn sind insofern nicht zu viel 
verlangt - sie sind das Minimum. Darauf 
verweist auch der GDL-Chef Manfred Schell: 
In Anbetracht der zwischen 2005 und 2006 
um 62% gestiegenen Vorstandsbezüge hei 
der Bahn seien die Forderungen wohl kaum 
als überzogen zu bezeichnen. 

Deutlich drängt sich uns neuerdings 
die Auseinandersetzung hei der Telekom als 
Vergleich auf. Verkündete ver.di noch vor 
ein paar Monaten, sie werde alles daran set¬ 
zen, die geplanten Auslagerungen und Ver¬ 
schlechterungen zu verhindern, musste sie 
letztlich lammfromm bekennen, die Pläne 
seien nicht mehr zu verhindern. Hätte 
ver.di tatsächlich »alles« daran gesetzt, 
dann müsste man wohl oder übel eingeste¬ 
hen, dass die Gewerkschaften überflüssig 
sind. Hat sie aber nicht. Gerade mal 10% 
der Beschäftigten der Telekom wurden in 
den Arheitskampf einbezogen; die Streikak¬ 
tionen blieben inkonsequent, eine Auswei¬ 
tung auf andere Bereiche wurde noch nicht 
einmal in Betracht gezogen. 

Die GDL aber ist bereit, alles in die 
Waagschale zu werfen und auf nachdrück¬ 
liche Aktionen zu setzen. Schon allein die 
Androhung und ein paar wenige imposante 
Warnstreiks haben genügt, eine Unterneh¬ 
mensführung an den Verhandlungstisch zu 
zwingen, die sich selten so unnachgiebig 
gezeigt hat. 


Für die Konsequenz der GDL 
mag es viele Gründe geben, 

nicht unwesentlich dürfte sie aber ihrer 
Eigenständigkeit zu verdanken sein. Als 
relativ kleiner (34.000 Mitglieder) und 
eigenständiger Gewerkschaft ist der Basis 
kein hochhierarchischer Funktionärsappa¬ 
rat ein Klotz am Bein. Sicherlich, die GDL 
ist weit davon entfernt, eine Basisgewerk¬ 
schaft zu sein, doch steht ihre Führung in 
einem ganz anderen Verhältnis zu ihrer 
Basis. Auch ein Manfred Schell verfolgt 


als Gewerkschaftschef Karriereinteressen. 
Diese können aber nur bedient werden, 
wenn er sich vor seinen Mitgliedern pro¬ 
filiert. In den großen DGB-Gewerkschaften 
dagegen herrschen ganz andere Bedingun¬ 
gen vor. Hier hängt die Karriere der Funkti¬ 
onäre wesentlich davon ab, sich nach oben 
hin zu profilieren. Und das heißt letztlich, 
die Doktrin »verantwortlicher« Organisato¬ 
ren des produktiven Friedens zu erfüllen, 
so wie sie von den obersten DGB-Spitzen 
vertreten wird, die meist direkte Seilschaf¬ 
ten mit Poütik und Wirtschaft bilden. 

Wer noch im Vorfeld der Auseinanderset¬ 
zung hei der Telekom meinte, ver.di müsse, 
des drastischen Mitgliederschwunds, end¬ 
lich zeigen, dass sie als Gewerkschaft auch 
kämpfen könne, wurde herbe enttäuscht. 
Profilierung gegenüber der Basis, um die 
Existenzberechtigung zu beweisen? Nichts 
da! Die Logik von DGB-Gewerkschaften ist 
anderer Art. Stattdessen machen DGB-Spit¬ 
zen einer Gewerkschaft, die ihre Mitglieder 
wirklich vertritt, den Vorwurf, sich nur pro¬ 
filieren zu wollen. Schon als der Marburger 
Bund oder Cockpit, deren Klüngelcharak¬ 
ter nicht von der Hand zu weisen ist, zur 
Tat schritten, fiel Dem DGB nichts anderes 
ein, als diese für unsolidarisch zu erklä¬ 
ren. Die Schlussfolgerung, dass man ebenso 
konsequent sein und die eigenen Druckpo¬ 
tentiale entfalten sollte, scheint ihre Logik 
nicht zuzulassen. Wen wundert es da, wenn 
die zuständige DGB-Gewerkschaft hei der 
Bahn, Transnet, diese Tradition fortsetzt 
und gegen die GDL mobil macht. 


Betrachten wir diese Taktiererei als eine 
Frage des politischen Machterhalts, wird 
dieses Verhalten verständlich. Ein erfolg¬ 
reicher Kampf der GDL bringt nicht nur 
den DGB in Zugzwang, seine ganze Poli¬ 
tik der letzten Jahre wird dadurch in Frage 
gestellt. Dementsprechend paktiert Trans- 
net-Chef Hansen dann auch lieber mit der 
Unternehmensleitung und stimmt in deren 
Singsang ein, die GDL würde »spalten« und 
die Sanierungsleistung der Bahnangestell¬ 
ten aus egoistischen Gründen zunichte 
machen. Betrachtet man weiterhin das 
scharfe Vorgehen der Unternehmenslei¬ 
tung gegen die GDL, das schon an krimi¬ 
nelle Energie grenzt, dann nimmt dieses 
Bündnis besonders unheilvolle Züge an. 
Denn ließ sich Transnet schon in der Pro¬ 
pagandaschlacht der Bahn und hei der Aus¬ 
lotung von Möglichkeiten gegen die Streiks 
der Lokführer vor den Karren spannen, so 
wird dieses Schauspiel spätestens in der 
Frage des gerichtlichen Streikverbots gro¬ 
tesk. Ob solidarisch oder unsolidarisch - 
diese Frage stellt sich schon gar nicht mehr. 
Transnet hat mit seiner einmütigen Paktie¬ 
rerei einem Gerichtsurteil Vorschub geleis¬ 
tet, das sich potentiell gegen alle Arbeit¬ 
nehmer und ihre Rechte richtet. 


Umso interessanter, dass sich die GDL 
davon nicht beeindrucken lässt. 

Dem Unternehmen und Transnet gelang 
es so nicht, die Lokführer auszuhebeln. 
Stattdessen durften wir eine neue Quali¬ 


tät gewerkschaftlicher Aktion erleben, als 
die GDL mit den Warnstreiks bei der Ham¬ 
burger und Berliner S-Bahn Anfang August 
zu spontanen Arbeitsniederlegungen über¬ 
ging und damit einen Vorgeschmack gab, 
zu was sie in der Lage ist. Das in die Enge 
getriebene Tier fletscht zunächst einmal 
die Zähne. Schon zuvor zeigten GDL-Ge- 
werkschafterlnnen, aus welchem Holz sie 
geschnitzt sind, als sie Anfang Juni mit 
einem spontanen Blaumach-Streik für 
erheblichen Wirbel bei der Berliner S-Bahn 
sorgten. Es spricht für das Selbstbewusst¬ 
sein der Gewerkschaft, dass sie trotz Sprin¬ 
ger-Hetze zu dieser Aktion als notwendiger 
gewerkschaftlicher Maßnahme stand. 

Dass sich die GDL vorläufig auf eine 
Vermittlung eingelassen hat, statt zunächst 
einmal den Druck zu verstärken, mag wohl 
darin begründet sein, dass sie von vornhe¬ 
rein verhandlungsbereit war und durch den 
zuvor nicht kooperierenden Bahnvorstand 
überhaupt erst in den Arbeitskampf getrie¬ 
ben wurde. Dennoch wird sie auf jeden Fall 
mehr für ihre Mitglieder erkämpfen, als es 
die DGB-Gewerkschaften in ihrer derzeiti¬ 
gen Verfassung jemals könnten. Ein Plakat 
einiger Lokführer, das bei einer GDL-Ak- 
tion zu sehen war, bringt es auf den Punkt: 
»Was denkst du, warum wir nicht bei der 
Transnet sind, Hansen?« 

All das spricht nicht unbedingt für die 
GDL. Es zeigt lediglich, wie auf den Hund 
gekommen die deutschen Gewerkschaf¬ 
ten mit ihrem gelben Anstrich sind. Denn 
die GDL macht nur das, was eine richtige 
Gewerkschaft als Minimum leisten muss. 
Dass dies so seine Richtigkeit hat, zeigt 
die hohe Solidarität, die ihr seitens vie¬ 
ler Basisgewerkschafterinnen entgegen¬ 
schlägt. Sie spricht ihnen aus den Her¬ 
zen, wenn sie derart selbstbewusst und 
offensiv handelt. Entzückt stellt sich des¬ 
halb die Frage: Wenn schon eine Berufsge¬ 
werkschaft wie die GDL solche Teilerfolge 
erlangen kann - was könnte dann erst 
eine gut organisierte klassenkämpferische 
Gewerkschaft bewirken? 

Holger Mareks 

Sollte sich in der Auseinandersetzung 
nach dem Redaktionsschluss etwas 
getan haben, informieren wir darüber auf 
www.fau.org 



Spaltpilz 


Neue Offensive gegen Beschäftigte bei Wahrendorff 


D ie langjährige Berufserfahrung der 
Krankenpflegehelferinnen (KPH) 
scheint der Geschäftsleitung des Klinikums 
Wahrendorff nicht mehr auszureichen. Mit 
einer Hauruck-Aktion, »Aushildungsoffen- 
sive« genannt, will die privatpsychiatri¬ 
sche Klinik bei Hannover jetzt nach außen 
hin glänzen: Den KPH wurde das Ange¬ 
bot unterbreitet, eine dreijährige Alten¬ 
pflegeausbildung zu absolvieren. Daran 
wäre eigentlich nichts auszusetzen. Doch 
es sieht ganz danach aus, dass diese Maß¬ 
nahme im Endeffekt wieder zu Lasten der 
Beschäftigten gehen wird. 

Zwar verpflichtet sich das Klinikum, 
das Entgelt fortzuzahlen, und scheinbar 
entstehen den Betroffenen für den Besuch 
der »Altenpflegeschule An der Eilenriede 
GmbH« in Hannover keine weiteren Kos¬ 
ten, doch werden sie nur für die Hälfte der 
Schultage freigestellt. Die restlichen Tage 
sollen sie mit Urlaub oder einem erhebli¬ 
chen Teil ihres Lohns vom ersten Tag der 
Ausbildung an refinanzieren. Der prakti¬ 
sche Teil der Ausbildung soll im Klinikum 
seihst laufen. 

Bei anderen Trägern sind derartige 
Qualifizierungsmaßnahmen kostenlos, hei 
Wahrendorff offenbar besonders kosten¬ 
intensiv. Zwischen Klinik und Altenpfle¬ 
geschule scheint es Querverbindungen zu 
geben, auch wenn beide formell eigen¬ 
ständig sind: Geschäftsführer der Schule 
ist Karsten Baufeld, der zugleich Leiter 


für das Finanz- und Rechnungswesen im 
Klinikum ist. 


Mut bewiesen... 

Teilzeitkräfte müssen für diese Ausbil¬ 
dung auf eine Vollzeitstelle aufstocken. Sie 
behalten ihren alten Vertrag und bekom¬ 
men für die aufgestockten Stunden einen 
zweiten dazu, allerdings zu ganz anderen 
Konditionen. Die Betroffenen haben somit 
zwei Arbeitsverträge, die regeln, dass ihre 
Arbeitszeit unterschiedlich vergütet wird. 
Nach abgeschlossener Ausbildung erhalten 
die frisch gebackenen Altenpflegerinnen 
dann einen neuen Vertrag, vermutlich zu 
noch schlechteren Konditionen. 

Da den KPH dieses Angebot so gar 
nicht schmecken wollte, stellte ihnen die 
Geschäftsleitung in Aussicht, nach 2008 
betriebsbedingte Kündigungen nicht mehr 
ausschließen zu können. Davon ließen 
sich diesmal nur wenige beeindrucken: Die 
überwiegende Mehrheit der knapp 70 KPH 
lehnte dieses Angebot ab. 

Auch der derzeit laufende Angriff auf 
den handwerklichen Bereich hei Wahren¬ 
dorff zielt letztendlich auf neue Arbeits¬ 
verträge. Dieser wird jetzt komplett aus¬ 
gelagert und dazu eigens eine Firma 
gegründet. Die Betroffenen erhalten ledig¬ 
lich den gesetzlich vorgeschriehenen Min¬ 
destbestandsschutz nach §613a BGB. Die 
Kolleginnen werden also nur für ein 
Jahr zu den alten Konditionen weiter- 


»Das Fachkrankenhaus für die Seele«, 

so wirbt die Klinik Wahrendorff. Doch die Idylle trügt. 

beschäftigt. Dann drohen auch ihnen 
Verschlechterungen. 


...und Zeichen gesetzt 

Die Gewerkschaft Gesundheitsberufe Han¬ 
nover (GGB) hat sich unterdessen offizi¬ 
ell als im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
angemeldet. Am 26. Juli stellte sie nun 
Strafanzeige und Strafantrag: zum einen 
wegen des Verdachts der Behinderung und 
versuchten Behinderung der Betriebsratsar¬ 
beit nach § 119 BetrVG, zum anderen wegen 
des Verdachts des versuchten Prozessbe¬ 
trugs und der falschen eidesstattlichen Ver¬ 
sicherung. Dieser erstreckt sich nicht nur 
auf die beiden Geschäftsführer, sondern 
auch auf zwei ihrer Anwältinnen und drei 


Betriebsräte der geschäftsleitungstreuen 
Liste »Dialog Zukunft«. 

Mittlerweile berichteten die Tageszei¬ 
tungen Neues Deutschland und die taz über 
die Zustände im Klinikum Wahrendorff. 
Letztere deckte dabei gravierende, 
die Patientenversorgung betreffende 
Missstände auf. 

Nandar Pauget, GGB Hannaver 

Die DR berichtet seit Mai über die 
Entwicklungen bei Wahrendarff. 

Die bisherigen Auseinandersetzungen 
der GGB Hannaver mit der Klinikleitung 
lassen sich nachlesen in den Ausgaben 
Nr. 181 G 182. Siehe auch die 
Sanderseite der FRU Hannaver: 
www.fau.arg/artsgruppen/ 
hannaver/gs/privatisierung 
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Gehorchen, solange wie vereinbart 

Interview mit einer Migrantin über die 
Arbeitsbedingungen migrantischer Frauen und Wege der Selbsthilfe 


Bereits in der DA Nr. 177 veröffentlichten 
wir ein Interview mit einem polnischen 
Migranten, der uns von den Arbeits- und 
Lebensbedingungen von Migrantinnen in 
Deutschland berichtete. Wir wollen in die¬ 
ser Ausgabe nochmals daran anknüp¬ 
fen und den Blickwinkel auf die Situation 
speziell von migrantischen Frauen in 
Deutschland richten. Die Direkte Aktion 
führte deshalb ein Interview mit einer 
Migrantin aus Bolivien. 



- Erzähl doch erst mal kurz etwas zu 
deiner Person. 


Ich bin seit zweieinhalb Jahren hier und 
momentan aktiv bei ver.di und anderen Grup¬ 
pen, die sich mit der Situation von Einwan¬ 
derinnen hier (in Berlin) beschäftigen. Dazu 
gehört auch ein Projekt, das versucht, allen 
Immigrantinnen, egal oh mit oder ohne 
Papiere, konkrete Hilfestellungen zu geben, 
wie man hier überleben kann. 

- Schildere doch mal kurz, wie sich die 
Arbeitssituation für dich als Migrantin in 
Deutschland dargestellt hat. 

Als Einwanderin habe ich natürlich anfangs 
Probleme gehabt mit meiner Arbeitssituation, 
ich musste ja schüeßlich Jobs bekommen, um 
hier überleben zu können. Glücklicherweise 
habe ich eine Gruppe von Frauen kennenge¬ 
lernt, die Immigrantinnen helfen. Generell 
aber ist es natürlich sehr schwer ohne Papiere, 
weil sie bei der Einstellung nun mal nach 
Papieren fragen. Also kannst du nicht einfech 
so arbeiten. Und wenn man arbeitet, ist das 
Einzige, was man tun kann, gut zu arbeiten, 
um so von seinem Arbeitgeber anderen Per¬ 
sonen weiterempfohlen zu werden. Auf diese 
Weise versucht man, sich immer wieder ein 
weiteres kleines Arbeitsfeld zu erschließen. 

- Und wie sieht das konkret aus? Welche 
Probleme haben dir dabei besonders zu 
schaffen gemacht? 

Sobald man als Immigrantin anfängt, Arbeit 
zu suchen, geht man viele Risiken ein; und 
auch der Arbeitgeber geht Risiken ein, wenn 
er Immigrantinnen einstellt. So kann der/die 
Immigrantin keine Rechte einfordem: Wenn 
z.B. der Arbeitgeber mit dir ausmacht, drei 
Stunden zu arbeiten, und tatsächüch musst 
du vier oder fünf arbeiten, dann kannst du 
nichts einfordem und sagen, dass du zwei 
Stunden länger gearbeitet hast, die du bezahlt 
haben möchtest. Denn der Arbeitgeber könnte 
dich anzeigen und dich damit erpressen, dass 
du keine Papiere hast. Abgesehen davon ist 
es hier schwer für Immigrantinnen, dauer¬ 
hafte Arbeitsverhältnisse einzugehen, also 
eine Vollzeitstelle zu bekommen. Meistens 
bekommt man nur zwei, drei oder vier Stun¬ 
den pro Tag. Als Frau kannst du eh fest nur 
als Haushaltshilfe, Putzkraft oder als Kinder¬ 
betreuerin arbeiten. Oder ewig weitersuchen. 
Das sind die einzigen Möglichkeiten, Arbeit 
zu bekommen. Dennoch ist es für eine Frau 
leichter als für einen Mann. Denn ein männli¬ 
cher Immigrant ohne Papiere kann fast über¬ 
haupt nicht arbeiten. Für ihn gibt es kaum 
Arbeit. Ich kenne Leute, die seit 3-4 Jahren 
keine Arbeit haben. Sie finden einfach keine. 
Für eine Frau ist das schon etwas einfecher. 

- Meinst du, es gibt Erfahrungen, die 
gerade für migrantische Frauen 
exemplarisch sind? 

Ich könnte euch von einer Erfahrung erzäh¬ 
len, die eine Freundin von mir gemacht hat; 
prinzipiell lässt sich das aber auch auf mich 
übertragen. Diese Erfahrung handelt davon, 
dass du mit einer Lüge hergebracht wirst, 
dass sie dir erzählen, du kommst ins Wunder¬ 
land und könntest dort wunderbar leben. Sie 


bieten dir also an, zwei Jahre lang im Haus¬ 
halt zu helfen und auf ihre Tochter aufzupas¬ 
sen. Sie bezahlen dir aber nur die Reise aus 
deinem Land hierher, und dafür sollst du ein 
Jahr oder zwei Jahre bei der Famiüe arbeiten, 
ein, zwei Jahre, in denen du überhaupt nicht 
bezahlt wirst, gar nicht. Die ganze Zeit sollst 
du in ihrem Haus sein, auf das Kind aufpas¬ 
sen, kochen, bügeln, ihr Haus putzen. Und 
du kannst nichts einfordern, weil du erstens 
keine Papiere hast und zweitens die Hausher¬ 
rin dir ja den großen Gefallen getan hat, dich 
aus deinem Land herausgeholt und hierher 
gebracht zu haben - in ein fremdes Land, in 
dem du kein Recht hast, irgendetwas einzu¬ 
fordern, und sie dir ständig drohen, weil sie 
dich in der Hand haben, weil sie hier alles 
haben und du nichts. Also bleibst du. Und das 
Einzige, was du tun kannst, ist, zu gehorchen, 
solange wie ihr es vereinbart habt. 

- Das ist ein wichtiger Punkt. Äußert sich 
diese Erpressbarkeit bzw. Abhängigkeit 
auch in anderer Hinsicht? 

Wie gesagt, typisch für die Arbeit von Mig¬ 
rantinnen ohne Papiere ist, dass der Arbeit¬ 
geber dich komplett in seiner Hand hat. So 
lässt dein Arbeitgeber dich natürlich gerne 
mehr arbeiten, ohne dass du dafür mehr 
Geld bekämst. Wenn du z.B. fünf oder sechs 
Stunden arbeitest, bekommst du acht Euro 
die Stunde, arbeitest du aber acht Stunden, 
kriegst du nur fünf Euro. Das ist eine Strate¬ 
gie von ihnen: Du willst natürlich mehr arbei¬ 
ten, um mehr zu verdienen; und das nutzen 
sie aus, um dich länger bei ihnen zu behalten 
und weniger zu bezahlen. Oder wenn du z.B. 
einen Unfall bei ihnen im Haus hast, dann 
übernehmen sie keinerlei Verantwortung. Sie 
schweigen einfech darüber. Womögüch schi¬ 
cken sie dich zur Erholung nach Hause, las¬ 
sen dich aber nächste Woche wiederkommen, 
so als ob nichts passiert wäre. 

- Wie sieht es in so einer Situation mit der 
Solidarität unter Migrantinnen aus? Hast 
du persönliche Erfahrungen damit? 

Da gibt es z.B. eine Frauengruppe hier in 
Kreuzberg, in der ich bin. Wir treffen uns ein¬ 
mal monatlich, und wir helfen uns, indem wir 
uns gemeinsam über die hiesige Politik infor¬ 
mieren, aber auch über Arbeitsangebote und 
wie man am besten Arbeit sucht und findet. 
Außerdem suchen wir für Neuangekommene 
eine Unterkunft. Und wir versuchen auch her¬ 
auszufinden, an wen man sich ohne Papiere 
wenden kann, so z.B. zu welchen Ärzten man 
gehen kann usw. Das alles machen wir unter¬ 
einander, als Immigrantinnen. 

- Und Solidarität von Nichtmigrantinnen, 
inwiefern werdet ihr von dieser Seite 
unterstützt? 

Hier in Deutschland und in Berlin gibt es ver¬ 
schiedene Orte, an denen wir Unterstützung 
finden. So gibt es z.B. Einrichtungen, wo man 
sich nachts ausruhen kann, wenn man kei¬ 
nen Schlafplatz hat, wo man Essen bekommt, 
um sich zu stärken, und sogar Kleidung. 
Und wie gesagt, es gibt auch Ärzte, die uns 
ohne Papiere versorgen. Zudem ist es schwer, 
alleine an eine Wohnung zu kommen, da kön¬ 
nen Wohnprojekte eine Abhilfe sein. Dieses 
Zusammenleben in solchen größeren Gemein¬ 
schaften ist übrigens etwas, was ich aus 
meinem Land nicht kenne. 

- Der Arbeitsmarkt in Deutschland und 
Europa hat sich in den letzten Jahren ja 
sehr verändert. Schlägt sich das auch in 
der Arbeitssituation von Migrantinnen 
nieder? 

Als eingewanderte Arbeiterinnen stoßen wir 
auf viele Hindernisse, egal ob wir Papiere 
haben oder nicht. Denn wir stehen im Wett¬ 
bewerb miteinander, der auch nicht geringer 
wird, wenn wir Papiere haben. Denn wenn du 
dich bei einer Arbeit vorstellst, z.B. als Rei¬ 
nigungskraft, hast du, auch wenn du Papiere 
hast, nicht die Chance, frei zu arbeiten, weil 
sie immer verlangen, dass du gut Deutsch 
sprichst, oder dir andere Steine in den Weg 
legen: Entweder sollst du schneller arbeiten. 


oder sie meckern, du hättest nicht gut gear¬ 
beitet oder wärst unpünktlich gewesen. Vor 
allem die Konkurrenz unter den verschiede¬ 
nen Migrantinnengruppen spielt eine große 
Rolle, weil es viele Migrantinnen gibt, die 
bereit sind, für einen noch geringeren Lohn 
zu arbeiten als wir, teilweise für drei oder vier 
Euro. Das erhöht auch den Druck auf uns und 
macht es immer schwieriger, gut bezahlte 
Arbeit zu finden. 

- Du bist ja mittlerweile auch bei ver.di 
aktiv. Inwiefern hat es dir und anderen in 
dieser Situation geholfen, dich 
gewerkschaftlich zu organisieren? 

Es gibt bei ver.di eine Gruppe, die uns hilft. 
Durch sie haben wir mittlerweile erreicht, dass 
ver.di jeden Immigranten, egal ob mit oder 
ohne Papiere, darin unterstützt, am Arbeits¬ 
platz die eigenen Rechte einzufordem. Das ist 
gut, denn wenn uns einige Leute z.B. nicht 
bezahlen wollen oder uns zu lange arbei¬ 
ten lassen oder sie uns im Falle von länge¬ 
rer Beschäftigung gewisse Rechte, wie das 
auf Urlaub, aberkennen, dann hilft uns ver. 
di dort. Wir haben z.B. offizielle Mitgüeds- 
ausweise bekommen und zahlen unsere Mit- 
güedsbeiträge. Jedes Mal, wenn ein Arbeit¬ 
geber unsere Recht missachtet, dann zeigen 
wir ihm unseren Ausweis, damit er sieht, dass 
wir gewerkschaftüch organisiert sind, sodass 
sie zurückrudem und uns z.B. bezahlen oder 
ansonsten mit Konsequenzen zu rechnen 
haben. In diesem Falle unterstützt uns ver.di 
nämlich mit Anwälten. Das Wichtigste dabei 
ist, dass wir, wie gesagt, erreichen konnten, 
dass diese Unterstützung seit letztem Jahr 
auch für Migrantinnen ohne Papiere, also 
Illegale, gilt. 

- Du sagtest, du bist auch in einer 
migrantischen Frauengruppe engagiert. 
Erzähl doch mal, was ihr da zurzeit 
konkret macht? 

Wir arbeiten gerade an einem Projekt namens 
»Pilot«, in dem wir Migrantinnen mit und ohne 
Papiere über ihre Rechte informieren und wo 
sie hinkommen können, wenn sie Hilfe brau¬ 
chen. So geben wir z.B. Tipps, wohin sie sich 
wenden müssen, wenn sie Arbeit suchen. Wir 
sagen ihnen, in welchen Zeitungen oder wo im 
Internet sie Stellenanzeigen finden. Denjeni¬ 
gen, die rdcht über ausreichende finanzielle 
Mittel verfügen, sich die Zeitungen zu kau¬ 
fen, sagen wir, wo diese umsonst ausliegen. 
Des weiteren geben wir Tipps, wie man sich 
bei einem Bewerbungsgespräch verhalten soll 
und was sonst noch für den Job wichtig ist: 
Arbeitest du z.B. als Kinderbetreuung, musst 
du wissen, wie viel Milch das Kind bekom¬ 
men soll, wann es schlafen gehen soll, wel¬ 
che Medikamente es bekommt, wenn es krank 
ist, etc. - all das muss man den Arbeitgeber 
natürlich immer vorher fragen. Oder ein ande¬ 
res Beispiel: Für die Arbeit als Putzkraft ist 
es wichtig zu wissen, welche Reinigungsmit¬ 
tel wofür benutzt werden, um eine Anstellung 
zu erhalten. Man muss eben gewisse Kennt¬ 
nisse vorweisen können. Und wohin soll man 
sich wenden, wenn man nicht bezahlt wird? 
Auch darüber und über die eigenen Rechte 
wird informiert. Es gibt Anwälte, die das 
Projekt unterstützen und auch Migrantin¬ 
nen ohne Papiere vertreten, ohne dass diese 
Angst haben müssen, angezeigt zu werden. 
Schließlich informieren wir auch über die Öff¬ 
nungszeiten verschiedener medizinischer Ein¬ 
richtungen, die von (illegalen) Migrantinnen 
besucht werden können, wenn sie krank sind, 
und nicht zuletzt auch über die allgemeinen 
Rechte, die Migrantinnen (z.B. auch mit Kin¬ 
dern) in der Bundesrepublik haben. Prinzipiell 
wollen wir versuchen, mögüchst umfessende 
und konkrete Hilfestellungen zum Leben und 
Überleben in Deutschland zu geben. 

- Wir danken dir vielmals für das 
Interview und wünschen dir viel Erfolg 
bei deiner weiteren Arbeit. 

Interview: Redaktion 
»Betrieb £ Gesellschaft« 
Übersetzungshilfe: Robin (Bsy-B) 



Endspurt für alte Reisepässe 


Ab 1. November 2007 wird bei neuen Reisepässen der Fingerabdruck erfasst und 
auf dem Pass gespeichert. Wer also in den nächsten paar Jahren einen neuen 
Reisepass braucht oder seinen alten gerade irgendwie verloren hat, sollte ihn 
sich tunlichst rasch besorgen. Bereits seit Ende 2005 werden Pässe mit RFID- 
Chips ausgeliefert, die sich bis ca. 10 cm Entfernung über Funk auslesen las¬ 
sen. Zudem ist das Foto im Pass gespeichert. Jetzt soll der Fingerabdruck hin¬ 
zukommen, für die Zukunft sind Erweiterungen u.a. um einen Irisscan in der 
Diskussion. 

Wer 2005 die Direkte Aktion gelesen und angemessen reagiert hat, darf 
sich noch mehrere Jahre über einen nicht funkenden Pass freuen. Wer das 
versäumte, hat jetzt noch die Chance, zumindest einen ePass zu bekommen, 
ohne den Fingerabdruck abliefern zu müssen. Denn eines ist so sicher wie Tod 
und Steuern: Kurz nach der Einführung des Fingerabdruck-Passes werden die 
Ermittlungsbehörden eine Fingerabdruckdatenbank für sich fordern. 

Wer gerade seine Papiere komplett verloren haben sollte, wird vielleicht 
auch den Personalausweis gleich neu beantragen wollen. Der elektronische 
Personalausweis soll nämlich 2008 kommen. 

Kontendurchleuchtung bei Hartz IV-EmpfängerInnen 

Ausgerechnet in der Reform der Unternehmenssteuer hat die große Koalition 
eine Hintertür versteckt, die es Jobcentern und Arbeitsagenturen zukünftig 
gestattet, die Kontendaten von ALG-II-EmpfängerInnen abzurufen. Die Neure¬ 
gelung soll mit dem 1. Januar 2008 in Kraft treten. Bislang waren es in erster 
Linie Zoll, Polizei und Finanzämter, die die Möglichkeiten zum automatischen 
Kontenabruf, im Rahmen der Verfolgung von Geldwäsche und Steuerhinterzie¬ 
hung, wahrgenommen haben. Im Jahr 2006 waren dies ca. 80.000 Fälle. Zwar 
dürfen auch einige Sozialbehörden seit 2005 im Rahmen der Abgabenordnung 
automatisiert auf Kontendaten zugreifen, allerdings hatte das Bundesverfas¬ 
sungsgericht eben erst einer Beschwerde gegen diese Norm stattgegeben und 
eine zügige Überarbeitung gefordert. 

Jobcenter und Arbeitsagenturen bekommen mit der Neuregelung der Unter¬ 
nehmenssteuer quasi eine Blankovollmacht zum Schnüffeln. Das Gesetz ist 
so formuliert, dass die Behörde vor einer Abfrage noch nicht einmal andere 
Nachforschungen anstellen muss. Es reicht völlig aus, dass sich die Bürokraten 
im Falle eines Verdachts auf Leistungsmissbrauch darauf zurückziehen, dass 
»ein vorheriges Auskunftsersuchen keinen Erfolg verspricht«. 

Als das Kontenabrufverfahren im Zuge der »Terrorbekämpfung« von der 
rot-grünen Regierung eingeführt wurde, hatten Datenschützer gewarnt, dass 
im Nachgang der Kreis der Behörden, denen der Zugriff gestattet wird, immer 
weiter ausgedehnt würde. Diese Befürchtung hat sich schneller als erwartet 
bewahrheitet. 


Widerstand gegen ELENA 


Ende September will die Bundesregierung über das Projekt ELENA entschei¬ 
den. Hinter dem prosaischen Namen, einem Kürzel für »Elektronischer Ein¬ 
kommensnachweis«, steckt eine weitere zentrale Superdatenbank. Das Bun¬ 
deswirtschaftsministerium will ab 2009 die Einkommensdaten aller 34 Mio. 
Lohnarbeiterinnen bundesweit zentral speichern. Die Firmen sollen verpflich¬ 
tet werden, sämtüche Lohndaten monatlich an das Rechenzentrum der Deut¬ 
schen Rentenversicherung in Würzburg zu übermitteln. Dort können dann die 
Bundesagentur für Arbeit und andere interessierte Behörden von 2011 an auf 
die Daten zugreifen. 

Wie die meisten anderen Orwell'schen Gesetze der letzten Jahre wird auch 
die Einführung von ELENA wieder u.a mit der »Bekämpfung des Terrorismus« 
begründet. 



Freiheit 


ilsta tt' Angst 

■lillili! 



22. September - »Freiheit statt Angst« in Berlin 

Pünktlich zur Entscheidung über die Einführung von ELENA rufen 
verschiedene Gruppen für den 22. September 2007 erneut zu einer Demonstration 
unter dem Motto »Freiheit statt Angst - Stoppt den Überwachungswahn!« auf. 
Nach der letzten lautstarken und gut besuchten bundesweiten Demonstration in 
Frankfurt/Main soll diese nun in Berlin stattfinden. Treffpunkt ist der 
Pariser Platz (Brandenburger Tor) um 14.30 Uhr. 

Nähere Infas unterwww.freiheitstattangst.de 

Mitmachen: Beiträge für diese Rubrik, insbesandere Infas zu Überwachung am 
Arbeitsplatz, bitte an <da-bruder@fau.arg>. PGP/GPG-Key auf Anfrage. 
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ALG II reicht nicht für 
gesunde Kinderernährung 

Das Forschungsinstitut für 
Kinderernährung (FKE) der 
Universität Bonn kritisiert in 
einer umfangreichen Studie die 
gesundheitsschädlichen Folgen 
von Flartz IV für Kinder und 
Jugendliche. 60% des Regel¬ 
satzes von 347 Euro im Monat 
werden für Kinder und 80% 
für Jugendliche ab 15 Jahren 
veranschlagt. Das macht 2,57 
Euro täglich für die Ernährung 
eines Kindes und 3,42 Euro 
für einen Jugendlichen. Nach 
Berechnung des FKE kostet eine 
ausgewogene Ernährung selbst 
beim Discounter 3,86 Euro am 
Tag, bei zunehmendem Alter 
noch mehr. Das Fazit: »Für 
Empfänger von Arbeitslosengeld 
II ist es kaum möglich, ihre 
Kinder ausgewogen und gesund 
zu ernähren.« (www.fke-do.de) 

Ausbildungsstellen: 
Katastrophale Situation 

Ende Juli waren von 683.325 
Lehrstellenbewerberinnen 
236.174 unvermittelt. Dazu 
kommen 300.000 »Altbe¬ 
werberinnen«, die ein oder 
mehrere Jahre zuvor keinen 
Ausbildungsplatz gefunden 
haben. Jugendliche, die als 
»nicht ausbildungsreif« herab¬ 
gestuft werden, kommen nicht 
einmal als Bewerberinnen in die 
Statistik, (www.dgb-jugend.de) 

Kein Geld für Urlaub 

Knapp ein Viertel (23,4%)) der 
Flaushalte in NRW kann es sich 
nach Angaben des Statistischen 
Landesamtes nicht leisten, 
mindestens eine Woche Urlaub 
im Jahr woanders als zu Hause 
zu verbringen. Bei 27% ist der 
finanzielle Handlungsspielraum 
derart eingeschränkt, dass 
es ihnen nicht möglich ist, 
unerwartet anfallende Ausga¬ 
ben wie die Reparatur einer 
defekten Waschmaschine aus 
den vorhandenen finanziellen 

Mitteln zu bestreiten. 

Erfolg für 
Bombodrom-Gegnerlnnen 

Vor dem Verwaltungsgericht 
Potsdam musste die Bundes¬ 
wehr am 31. Juli erneut eine 
Niederlage einstecken: Das 
Gericht gab drei Musterklagen 
gegen das sog. Bombodrom in 
der Kyritz-Ruppiner Heide statt. 
Der Lärm durch die Tiefflüge 
sei zu groß. Seit 15 Jahren 
kämpft eine breite Bewegung 
gegen die Errichtung eines 
Luft-Boden-Schießplatzes 
durch die Bundeswehr. 


Weil doch sein kann, was nicht sein darf 

Krümmel ist überall: alarmierende Berichte über Sicherheitsmängel in Kernkraftwerken werfen Fragen auf 


W er in Geesthacht hei Hamburg lebt, 
hat es nicht leicht. Nicht genug 
damit, dass das triste Städtchen nur durch 
Störfälle im nahe gelegenen Atomkraftwerk 
Krümmel über die Region hinaus auf sich 
aufmerksam macht, hat es auch noch die 
Logik gegen sich. Zumindest aus Sicht jener 
Wissenschaftlerinnen und erklärten Exper¬ 
tinnen, die die Sicherheit und Strahlenbe¬ 
lastung von und durch Atomkraftwerke im 
Auftrag ihrer Betreiber beurteilen sollen. 
Zeigen sich Anwohnerinnen darüber beun¬ 
ruhigt, dass ihre Heimatregion seit 1989 
eine der höchsten Raten an Leukämiefäl¬ 
len hei Kindern aufweist, ernten sie nur ein 
mildes Lächeln, sehen sie doch nur Zusam¬ 
menhänge, wo es keine gibt. 


Zielscheibenfehler 

Mit den Waffen der formalen Logik wur¬ 
den alle Bedenken, die ängstlich in Rich¬ 
tung Krümmel schielten, zerstreut. Denn 
nicht das nahe AKW trage Schuld an der 
hohen Blutkrebsrate, sondern zum einen 
die Zwänge der Wahrscheinlichkeit, zum 
anderen die Unbedarftheit der geistig ein¬ 
fältigen Bevölkerung. Die Rechnung: hohe 
Krehsrate plus nahes AKW gleich gefährli¬ 
che Strahlenbelastung, sei nichts weiter als 
ein klassisches Beispiel für den sogenann¬ 
ten »Zielscheibenfehlschluss«, womit ein in 
der Logik unzulässiges Schließen aus mitei¬ 
nander nicht in Verbindung stehenden Phä¬ 
nomenen gemeint ist. 

Nun ist das Kernkraftwerk seit dem 28. 
Juni abgeschaltet, nachdem es dort brannte. 
Die Revision ergab 13 Risse »innerhalb und 
außerhalb« des Sicherheitsbehälters, sowie 
drei defekte Brennelemente. Schon ein biss¬ 
chen peinlich. Aber der Betreiber Vattenfall 
investiert fleißig in Schadensbegrenzung. 
Ganz Hamburg und Umland sind gegenwär¬ 
tig Ziel einer umfangreichen Imagekam¬ 
pagne. Ob damit der schwedische Energie¬ 
konzern wirklich die richtigen Prioritäten 
setzt? Sollte nicht doch besser mehr für die 
Sicherheit ausgegeben werden? 

In der unter www.kernenergie.de her- 
ausgegehenen Broschüre »Warum Tscherno¬ 
byl hei uns nicht passieren kann«, werden 


die Ursachen für den Super-GAU aus dem 
Jahre 1986 in »sicherheitstechnischen Sys¬ 
temschwächen« und »menschlichem Fehl¬ 
verhalten« gesehen. In Krümmel fanden 
sich u.a. einige hundert fehlerhaft ange¬ 
brachte Sicherheitsdühel, an denen Teile 
des Kühlsystems angebracht waren. Und 
aus dem schwedischen Mutterland war auch 
wenig Gutes zu hören. So sollen im AKW 
Ringhals hei Göteborg über Wochen hinweg 
Mitarbeiter betrunken erwischt worden sein 
(Vattenfall dementierte umgehend; entlas¬ 
sen wurden die Kollegen freilich trotzdem). 
Auch dort hatte der Trafo gebrannt und war 
sogar explodiert. Im Vattenfall-AKW Fors- 
mark bei Stockholm häuften sich ebenfalls 
Berichte über angeheiterte Mitarbeiter. 


Und als im letzten Jahr dort der Strom aus¬ 
fiel, funktionierten die Notaggregate zur 
Reaktorkühlung nicht, die Computer in der 
Schaltzentrale fielen aus, und eine Reak¬ 
torkatastrophe konnte nur um Haaresbreite 
verhindert werden. 

Bedenkt man, dass die meisten jener 
Missstände erst durch Störfälle und Pres¬ 


seberichte und nicht etwa durch firmenei¬ 
gene Untersuchungen ans Licht gekommen 
sind, fühlt man sich durchaus im Bereich 
von »sicherheitstechnischen Systemschwä¬ 
chen« angekommen. Oh der Griff zum 
Flachmann in sicherheitsrelevanten Berei¬ 
chen von Kernkraftwerken eher eine Sys¬ 
temschwäche oder doch ein »menschliches 
Fehlverhalten« ist, sei dahingestellt. 


Liberalisierung und Sicherheit 

Aber nicht nur in Schweden und Deutsch¬ 
land häufen sich alarmierende Meldungen 
über Sicherheitsmängel in Atomkraftwer¬ 
ken, auch in solchen, die z.B. von Eon oder 
anderen Energiekonzernen betrieben wer¬ 
den. Aus dem AKW Chinon an 
der Loire des staatseigenen 
Konzerns EdF in Frankreich 
etwa drangen unlängst maka¬ 
bere Berichte nach außen, 
wonach verschärfte Arbeitsbe¬ 
dingungen die Reaktorsicher¬ 
heit massiv in Frage stellten. 
So hätten die Arbeiter dank 
gestraffter Schichtpläne nicht 
mehr ausreichend Zeit, wich¬ 
tige Wartungsarheiten ord¬ 
nungsgemäß durchzuführen. 
Zunehmend werden riskante 
Jobs an schlecht ausgebildete 
Leiharbeiter »outgesourced«. 
In einem Zeitungsinterview 
plauderte ein EdF-Werksarzt 
aus, dass daher der psychische 
Druck auf Mitarbeiter in leiten¬ 
den Positionen enorm wachse. 
Allein in Chinon nahmen sich 
in den letzten Jahren zehn 
Angestellte das Leben, drei 
davon in diesem Jahr. 

Der Energiesektor zählt zu 
den am stärksten umkämpften Märkten 
überhaupt auf der Welt. Wie in kaum einer 
anderen Industrie geht es hier nicht um Geld 
allein, sondern um Macht. Die schrump¬ 
fenden Vorkommen an fossilen Brennstof¬ 
fen machen sie zu regelrechten Waffen in 
den Händen jener, die über sie verfügen, 
wie die Querelen um russische Gaslieferun¬ 


gen im letzten Winter verdeutlichten. So 
kommt der Kernkraft wiederum eine Son¬ 
derstellung zu, 
weil sie einen 
gewissen Schutz 
gegen Abhän¬ 
gigkeit von aus¬ 
ländischen Roh¬ 
stofflieferungen 
verheißt. Die 
Atomwirtschaft boomt. In vielen Ländern 
wird wieder massiv in Kernkraft inves¬ 
tiert. Nicht nur in den USA begeistern sich 
Kleinanleger für Atomaktien, in Erwartung 
großer Gewinne. Die Liberalisierung der 
Energiemärkte zog eine regelrechte Gold¬ 
gräberstimmung nach sich, mit allen dazu 
gehörenden Effekten. Im Business wird mit 
harten Bandagen gerungen, die berühmt¬ 
berüchtigten »Rationalisierungsmaßnah¬ 
men« verstehen sich dabei schon fast von 
selbst. 

Seit der Öffnung des Strommarktes in 
der EU häufen sich Störfälle und Meldun¬ 
gen über erhebliche Sicherheitsmängel in 
Atomkraftwerken, während gleichzeitig die 
Betreiberkonzerne, ob private wie Vatten¬ 
fall oder staatliche wie EdF, ihren Beleg¬ 
schaften strikte Sparpläne verordneten. 
Spontan fühlt man sich da an Großbritan¬ 
nien erinnert, wo die Privatisierung der 
Eisenbahn verheerende Zugunglücke nach 
sich zog, die vor allem auf Einsparungen im 
Sicherheitsbereich zurückzuführen sind. 

Aber ist es redlich, die britische Eisen¬ 
bahn mit schwedischen Atomkraftwerken 
zu vergleichen? Zeugt es von Vernunft, zwi¬ 
schen den Gesetzmäßigkeiten des freien 
Marktes, schlechten Arbeitsbedingungen, 
Sicherheitsmängeln und Störfällen einen 
Zusammenhang herzustellen? 

Selbstverständlich. 

Das Kompliment des Zielscheibenfehlers 
dürfen die Kritiker der Atomenergie gerne 
erwidern. Die Beharrlichkeit, mit der die 
Atomlobby Risiken der Kernkraft haupt¬ 
sächlich mit rhetorischen Mitteln begegnet, 
zeugt von Ignoranz, und die war noch nie 
mit Logik oder Mathematik gut vereinbar. 

Matthias Seiffert 




Friedhof der Kuscheltiere II 

studierende an Hamburger Hochschulen machen Ernst beim Studiengebührenboykott 


A n über vierzig deutschen Hochschulen 
wurden seit dem letzten Winter Kam¬ 
pagnen für einen Boykott von Studienge¬ 
bühren organisiert. Fast überall scheiterten 
sie an der mangelhaften Teilnahme der Stu¬ 
dierenden. Nur drei kleinere Hochschulen in 
Karlsruhe konnten im Februar vermelden, 
dass die erforderliche Anzahl an Teilneh¬ 
merinnen im Rahmen der Treuhandstrate¬ 
gie erreicht worden sei (siehe DA, Nr. 180). 
Dann wurde es ihnen aber doch unbehag¬ 
lich in der Rolle des gallischen Dorfes. »Es 
besteht die begründete Sorge, dass die jet¬ 
zigen Boykottierer als Bauernopfer exmat¬ 
rikuliert werden, um die Studenten an der 
Universität Karlsruhe ahzuschrecken«, so 
der AstA-Vorsitzende der Hochschule für 
Gestaltung Karlsruhe, David Howoldt, Ende 
Februar. Sie beendeten den Boykott. 

Nun sind 380 Studierende der Ham¬ 
burger Hochschule für bildende Künste 
(HfbK) und der Hochschule für Musik und 
Theater (HfMT) in die Fußstapfen von 


Troubadix & Co getreten. Dabei haben die 
Studierenden der HfMT den Boykott noch 
nicht einmal über ein Treuhandkonto orga¬ 
nisiert, was den Boykott bis in die heiße 
Phase hinein relativ risikolos machen 
würde. Damit sollte verhindert werden, 
dass diejenigen, die sich die Studiengehüh- 
ren nicht leisten können, von vorne herein 
ausgeschlossen werden. 

Der Präsident der HfbK, Martin Köt- 
tering, droht indes mit Exmatrikulation. 
Obwohl er zunächst verlautbaren ließ, dass 
er den Boykott begrüße, wurden bereits 
Mahnungen verschickt. Damit ignoriert er 
vorläufig eine Resolution der Vollversamm¬ 
lung der Studierenden, in der er dazu aufge¬ 
fordert wird, niemanden zu exmatrikulieren 
oder ansonsten, sollte er dazu gezwungen 
sein, von seinem Amt zurückzutreten. Eine 
Exmatrikulation der Mehrheit der Studie¬ 
renden sei zwar, so Köttering, »nicht vor¬ 
stellbar«, aber gesetzlich vorgeschrieben. 
Ob er seinen Job behalten könnte, wenn 


seine Hoch¬ 
schule um 
80 Prozent 
der Studie¬ 
renden dezi¬ 
miert würde, 
ist allerdings 
auch fraglich. 

»Wir stehen 
vor dem Aus", ließ er zwischenzeitlich im 
Hamburger Abendblatt verlautbaren. 

Unterdessen schalteten sich 26 
Professorinnen - darunter der Regis¬ 
seur Wim Wenders - mit einem »dramati¬ 
schen Appell« {Hamburger Abendblatt) an 
den Hamburger Wissenschaftssenator ein. 
Darin beklagen sie, dass die Wettbewerbs¬ 
fähigkeit der Uni durch die Einführung von 
Studiengebühren gefährdet sei. Talente 
würden Hamburg meiden. Die Studieren¬ 
den distanzierten sich erfreulicherweise 
auf einer Vollversammlung am 2. Septem¬ 
ber von der Veröffentlichung der Profes¬ 


sorenschaft. Diese solle die Studierenden 
nicht im Sinne der Wettbewerbslogik zur 
»Humanressource« degradieren, sondern 
»Kunst als gesellschaftlich notwendigen 
Raum von Forschung und Experiment« 
erhalten. 

Die »AG Recht« der Studierenden stellte 
unterdessen fest, dass es »keine rechtli¬ 
che Grundlage« für eine Exmatrikulation 
im Sommersemester 2007 gebe, denn die 
Rückmeldefrist sei im April abgelaufen, 
die Gebührenbescheide aber erst im Mai 
verschickt worden. 

Die Studierenden der beiden Hamburger 
Hochschulen scheinen entschlossen zu sein, 
den eingeschlagenen Weg beizubehalten. 
Sie haben damit schon zum jetzigen Zeit¬ 
punkt für erhebliche Unruhe in der Hanse¬ 
stadt gesorgt und die Debatte über Studien¬ 
gebühren nachhaltig angeheizt. Sollten sie 
erfolgreich bleiben, wäre das nicht nur eine 
direkte Abwehr des Übels vor Ort. Darüber 
hinaus wäre ein deutliches Zeichen gesetzt, 
das einen wichtigen Bezugspunkt für die 
kommenden Boykottkampagnen, zum Bei¬ 
spiel in Hessen, bieten würde. 

Rabert Ortmann (BsyB) 
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Abgespachtelt 

Unternehmerische Outsourcing-Strategien und die Gewerkschaften 


§§§-Dschungel 


Praktikantinnen - die neuen Arbeitssklavinnen und -Sklaven 


E s ist ein sehr fragwürdiges Verdienst 
der heutigen Ökonomen, unseren Wort¬ 
schatz seit geraumer Zeit mit neuen Voka¬ 
beln anzureichern. Eine dieser Vokabeln 
lautet «Outsourcing». Zuletzt machte die¬ 
ses Wort wieder in der Öffentlichkeit die 
Runde im Zusammenhang mit den Umstruk¬ 
turierungen bei der Telekom. Wir erinnern 
uns: 50.000 Mitarbeiterinnen sollten aus¬ 
gelagert werden, ver.di leitete Abwehr¬ 
maßnahmen ein, bis zu 16.000 Beschäf¬ 
tigte legten täglich die Arbeit nieder. Am 
Ende war die Auslagerung dennoch unter 
Dach und Fach, Senkung des Lohnniveaus 
und Verlängerung der Arbeitszeit ohne 
Lohnausgleich für die Betroffenen inklu¬ 
sive. Dennoch kam ver.di nicht umhin, das 
Ergebnis als Erfolg zu verkaufen. Da stellt 
sich schon mal die Frage, was es mit dem 
Outsourcing generell auf sich hat und vor 
allem, welche Rolle die Gewerkschaften 
dabei spielen. 




Outsourcing als 
Lohnssenkungsstrategie 

Wie überhaupt der ganze neoliherale Neu¬ 
sprech ein einziges Wortgebimmel ist, das 
effektiv von den menschlichen und sozia¬ 
len Konsequenzen einer bestimmten Poli¬ 
tik ablenkt, so wird auch das Phänomen 
des Outsourcing von einer Sprache beglei¬ 
tet, die verkleisternd auf die Wahrneh¬ 
mung der wahren Auswirkungen wirkt. Eine 
Kostprobe gefällig? 

Auslagerung bringe einem Unterneh¬ 
men folgende Vorteile: »Kostenreduktion 
oder -kontrolle. Freimachen von internen 
Ressourcen für geschäftskritische Aktivi¬ 
täten, Konzentration der Aktivitäten auf 
die Kernkompetenzen, Gewinnung von 
spezialisierten Fachkräften, Steigern von 
Gewinnpotenzialen, Optimierung des Kre¬ 
ditratings« usw.; so schildert das z.B. eine 
Dienstleistungsfirma, die sich auf ausgela¬ 
gerte IT-Leistungen spezialisiert hat. 

Rein betriebswirtschaftlich betrach¬ 
tet, mag das auch stimmen, doch das Den¬ 
ken in solchen Kategorien sollte doch bes¬ 
ser den neoliberalen Mönchen überlassen 
werden. Nicht umsonst gehörte 1996 der 
Begriff Outsourcing zu den »Unwörtern des 
Jahres«. Die Jury stellte dabei fest, es han¬ 
dele sich um ein »Imponierwort, das der 
Auslagerung/Vernichtung von Arbeitsplät¬ 
zen einen seriösen Anstrich zu gehen« 
versuche. 

In der Tat, unter sozialen Gesichts¬ 
punkten liest sich Outsourcing näm¬ 
lich ganz anders. Hier stehen unter dem 
Strich: Abbau regulärer Beschäftigung, 
Prekarisierung, Lohnverfall, Aufweichung 
von Tarifen und Arheitsrechten, mehr 
Arbeitshetze, gesteigerte Konkurrenz der 
Lohnabhängigen,SpaltungvonBelegschaften, 
gewerkschaftliche Desorganisierung usw. 

Doch auch wenn der Mensch selbst in 
den neoliheralen Rechenspielen nicht vor¬ 
kommt, so heißt das noch lange nicht, die 
auslagernden Unternehmen seien sich über 
die sozialen Auswirkungen nicht im Klaren. 
Im Gegenteil, wo immer in diesem Zusam¬ 
menhang abstrakt von »Kostenreduktion« 
die Rede ist, meint das in erster Linie 
die Drückung der Lohnkosten - mit allen 
Bedingungen, die dafür notwendig sind. 


Reorganisation der Arbeit 

Von den 1980er Jahren bis heute haben 
sich in allen modernen Wirtschaften ganze 
Outsourcing-Märkte herausgehildet. Ange¬ 


fangen hatte alles damit, dass Unterneh¬ 
men ihre IT-relevanten Bereiche ausla¬ 
gerten. Als Vorreiterbewegung gelten die 
großen EDV-Auslagerungsverträge, wie sie 
z.B. von General Motors abgeschlossen 
wurden. Bis heute hat sich dies dahinge¬ 
hend entwickelt, dass in allen Branchen 
Auslagerungsprogramme der unterschied¬ 
lichsten Art umgesetzt wurden. IT-Ausla¬ 
gerung ist dabei auch heute noch die am 
häufigsten anzutreffende Outsourcing-Va- 
riante in Europa. 30 Prozent aller Betriebe 
der europäischen Wirtschaft haben die 
Informationstechnologie zumindest teil¬ 
weise ausgelagert, gefolgt von Lohn- und 
Gehaltsabrechnung (29%), Supply Chain 
Management (19%), Finanzwesen (8%), 
Personalwesen (8%), Fertigung (8%) und 
Entwicklung (6%). 

Dieser Vorgang wird häufig als eine 
Dezentralisierung der Wirtschaft bezeich¬ 
net. Sie unterscheide sich wesentlich von 
den alten tayloristischen Organisations¬ 
konzepten, die mit der Zentralisierung der 
Planung und Entscheidung die Beschäf¬ 
tigten zu Objekten der Rationalisie¬ 
rung machte. Bei genauerer Betrachtung 
lässt sich diese Unterscheidung durchaus 
relativieren. 

Ein Kerngedanke des Taylorismus war 
es ja gerade, die Belegschaft in kalkulier¬ 
bare Segmente zu zergliedern. Durch die 
Inszenierung von Hierarchien und Kon¬ 
kurrenz unter den Arbeitern sollte deren 
kollektive Macht gebrochen und sie für 
die profitorientierte Unternehmenspolitik 
besser instrumentalisierhar gemacht wer¬ 
den. Dieser Angriff funktionierte anfäng¬ 
lich deshalb so prächtig, weil die Gewerk¬ 
schaften noch immer sehr berufsständisch, 
teilweise sogar zünftlerisch strukturiert 
waren. Die Gewerkschaften reagierten 
dann auch nach geraumer Zeit folgerichtig 
mit einer betriehsumfassenden Organisie¬ 
rung (»Ein Betrieb - eine Gewerkschaft«), 
einer längst überfälligen Antwort, mit der 
dieser Angriff mittels Spaltung zumin¬ 
dest teilweise abgefangen werden konnte. 
Wenn die Unternehmen von heute auf Out¬ 
sourcing-Strategien setzen, dann ist dies 
ihre - für sie längst überfällige - Ant¬ 
wort auf die entstandene Kräftekonstella¬ 
tion, um jenen Kerngedanken konsequent 
weiterzuverfolgen. 

Die neue Arbeitsorganisation ist dabei 
kaum so dezentral wie es scheint. In Wirk¬ 
lichkeit »bleibt die zentrale Regie bei immer 
weniger Multis. Diese arbeiten wie «Vir¬ 
tual Companies», fraktale Fabriken, ziehen 
ihre Shareholder Value-Unternehmungen 
als zeitlich befristete und auskalkulierte 
Projekte durch wie eine Filmproduktion«, 
wie die Standort-Gruppe bei Opel Bochum 
bereits 1999 betonte. Die Lohnabhängigen 
dagegen finden sich in einer Spirale wieder, 
in der ihre Konkurrenz zueinander immer 
mehr zunimmt. Denn Lohnniveau und 
Arbeitsbedingungen werden hierarchisch 
gestaffelt; die Kernhelegschaften konkur¬ 
rieren mit den Zulieferer- oder Dienstleis- 
tungshelegschaften. Letztere wiederum 
untereinander. Gleichzeitig kann diese Spi¬ 
rale gerade deswegen so gut angekurhelt 
werden, weil zum einen in den Kernhetrie- 
ben die potentielle Gewerkschaftsmacht 
gebrochen wird und zum anderen in den 
ausgelagerten Betrieben gewerkschaftsfreie 
Zonen entstehen. Die gewerkschaftliche 
Organisierung erweist sich ja gerade in den 
Klitschen mit prekären Beschäftigungsver¬ 
hältnissen und hoher Belegschaftsfluktua¬ 
tion als äußerst schwierig. 


Und die Gewerkschaften? 

Sicherlich gibt es Unternehmen, die Ausla¬ 
gerungen tatsächlich aus Gründen der Qua¬ 
litätssteigerung durchführen. In der Regel 
aber wird damit eine dauerhafte Senkung 
der Lohnkosten angestrebt. Im Falle der 
neuerlichen Auslagerungen bei der Tele¬ 
kom wird daraus noch nicht einmal ein 


Hehl gemacht. Das Prinzip ist dabei denk¬ 
bar einfach: Ein Teil der Belegschaft wird 
einfach in andere Gesellschaften mit ande¬ 
ren Vertragsverhältnissen transferiert. Für 
die Telekom ändert sich fast nichts, für sie 
wird weiterhin dieselbe Leistung erbracht, 
nur dass sie jetzt auf billigere Arbeitskräfte 
zurückgreifen kann, die von nun an unter 
noch größerem Leistungsdruck zu schuf¬ 
ten haben. Gleichzeitig fällt der Druck auch 
auf die Kernbelegschaft zurück. Der Lohn¬ 
raub ist dabei so schamlos dreist, dass es 
den Gewerkschaften die Sprache zu ver¬ 
schlagen scheint. Hätte die Telekom die¬ 
selben Lohnkürzungen, die sie jetzt unter 
dem Strich erzwungen hat, betriebsintern 
durchzusetzen versucht, wäre selbst eine 
Schmusegewerkschaft wie ver.di nicht der¬ 
art umgefallen. Unter dem Deckmantel der 
Auslagerung umhüllt das Ganze aber einen 
Schein marktwirtschaftlicher Notwendig¬ 
keit, den man nicht zu kontern vermag. 

Dass die Gewerkschaften derartige 
Auslagerungen nicht verhindern können, 
ist ein Problem. Das andere ist, dass sie 
auf die neue Form der Arbeitsorganisa¬ 
tion keine Antwort haben. Ihre Schwäche 
besteht dabei nicht allein in ihrer defensi¬ 
ven, legalistischen Ausrichtung. Ihr Grund¬ 
konzept insgesamt, das sie an die Grenzen 
von Betrieb und Branche bindet, spielt 
den Unternehmen geradezu in die Hände. 
Diese profitieren davon heute genauso, 
wie sich der tayloristische Angriff einst die 
an Berufsgruppen orientierte Struktur der 
Gewerkschaften zu nutze machen konnte. 

Wenn z.B. von Arbeitern einer Zulie¬ 
ferfirma exakt dieselbe Arbeit verrichtet 
wird, die zuvor im Rahmen des Kernbetriebs 
erbracht wurde, und diese nun unter einen 
anderen Tarif oder in den Zuständigkeitsbe¬ 
reich einer anderen Gewerkschaft fällt, dann 
zeigt das, welch ein Flickwerk die Gewerk¬ 
schaften sind. Die Produktionsbedingungen 
bleiben in der Substanz die gleichen, die 
Gewerkschaften aber lassen sich nicht nur 
durch Formalitäten austricksen, sie sankti¬ 
onieren sie sogar, wie nicht nur das Beispiel 
der Zeitarbeitstarifverträge zeigt. 



»Abspachteln« 
kennt man 
■■^ auch zynisch 
'ie Reduzierung 
•uf einen 
i>Kernbetrieb 


Doch auch, wenn Phänomene wie Aus¬ 
lagerungen zurzeit die Verhandlungsmacht 
der Lohnabhängigen schwächen, im Prinzip 
bieten sich durch die neue Arbeitsorgani¬ 
sation auch ganz neue Angriffsflächen. Der 
enge Verbund einer Produktionskette hzw. 
eines Unternehmensnetzwerks gibt einzel¬ 
nen Belegschaften die Macht, Druck auf das 
Unternehmerlager auszuühen und andere 
Belegschaften in die Auseinandersetzung 
miteinzuheziehen. Aufgrund von Abhän¬ 
gigkeiten des Kernbetriehs von Zulieferern 
oder Dienstleistern können kleine Beleg¬ 
schaften an neuralgischen Punkten in der 
Kette eine effektive Rolle in Kämpfen spie¬ 
len. All das setzt aber adäquate Formen der 
Organisation voraus. 

Die Situation schreit deshalb förm¬ 
lich nach einer Organisationsform, die 
Lohnabhängige branchenübergreifend 
zusammenführt und solidarische Kämpfe 
zulässt. Dafür wiederum ist es aber auch 
notwendig, den Boden des Legalisti¬ 
schen zu verlassen. Die Bindung an Frie- 
dens-pflichten z.B. diente schon immer 
dazu, solidarische übergreifende Kämpfe 
zu unterbinden. Ohnehin ist klar, wer das 
»Recht« auf seiner Seite hat. Nicht zuletzt 
wurde der Auslagerungsboom, den wir in 
den letzten Jahren hinnehmen mussten, 
erst durch eine repressive Gesetzgebung 
zur Schaffung eines Niedriglohnsektors der¬ 
art vorangetrieben. Ihre Spielregeln dürfen 
deshalb nicht unsere sein. 

Holger Mareks 


Ob ihr einfache Tätigkeiten, schwere körperliche Arbeit, Facharbeiter- oder 
Akademikertätigkeit verrichtet, und ob es sich bei dem Arbeitsverhältnis um 
Tagelöhnertätigkeit, Teilzeitbeschäftigung, geringfügige Beschäftigung, stu¬ 
dentische Nebenbeschäftigung, um Probearheitstage, eine befristete oder eine 
unbefristete Beschäftigung handelt - ihr seid immer Arbeitnehmerinnen im 
Sinne des Gesetzes und habt ein Anrecht auf eine entsprechende Bezahlung. 
Es ist nicht entscheidend, wie etwas genannt wird, sondern der tatsächli¬ 
che sachliche Inhalt des Schuldverhältnisses kennzeichnet den Charakter des 
Vertrags. 

Immer häufiger werden Menschen aber unter einer falschen Bezeichnung 
beschäftigt, um sie als billige hzw. kostenlose Arbeitssklaven auszubeuten. So 
verhält es sich auch bei den so genannten Praktika. Denn nicht immer, wenn 
Praktikum draufsteht, ist auch Praktikum drin. 

Praktikantinnen sind Personen, die sich im Zusammenhang mit einer schu¬ 
lischen Ausbildung praktische Kenntnisse in einem Unternehmen aneignen, 
die der Vorbereitung, Unterstützung oder Vervollständigung der Ausbildung 
für den künftigen Beruf dienen. Dazu muss ein entsprechender Ausbildungs¬ 
plan vorliegen. 

Der Erwerb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen, der im 
Rahmen betrieblicher Berufsbildung erfolgt, gilt nach § 7 Abs. 2 SGB IV als 
Beschäftigung im Sinne der Sozialversicherung: »Als Beschäftigung gilt auch 
der Erwerb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen im Rahmen 
betrieblicher Berufsbildung.« Somit seid ihr auch dann Arbeitnehmerinnen im 
Sinne des Gesetzes. 

Wird ein in der Studienordnung vorgeschriebenes Vor- oder Nachpraktikum 
absolviert, giltdiesimSozialversicherungsrechtals sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung im Rahmen betrieblicher Berufsausbildung hzw. Berufsbildung. 
Ausnahme wäre lediglich ein reines Hochschulpraktikum. Um aber aus einem 
Praktikum eine reine Hochschulmaßnahme zu machen, müsste in der Regel 
schon ein Vertrag zwischen dem Betrieb und der Hochschule bestehen, der der 
Hochschule die Praktikantenplätze zur Verfügung stellt und ihr die Auswahl 
der Praktikantinnen überlässt. 

Nicht als Arbeitnehmerinnen gelten auch so genannte Schülerpraktikantinnen. 
In einigen Bundesländern sind ein- oder mehrwöchige Betriebspraktika von 
Schülerinnen vorgesehen. Dabei sollen die Schülerinnen einen Einblick in das 
Berufsleben erhalten. 


Können fertige Hochschulabsolventinnen als »Praktikantinnen« 
angesehen werden? 

Arbeiten »Praktikantinnen« wie andere angestellte Mitarbeiterinnen 
vollwertig an einem Projekt mit, und/oder sind sie mit ihren Arbeitsleistungen 
in die Arbeitsplanung des Arbeitgebers integriert, so steht bei diesen 
»Praktikantinnen« das Interesse des Arbeitgebers an ihrer Arbeitsleistung im 
Vordergrund, und es handelt sich schlicht um ein normales Arbeitsverhältnis 
gemäß § 611 ff. BGB: 

§611 BGB Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag 

(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zusagt, zur 
Leistung der versprochenen Dienste, der andere Teil zur Gewährung der 
vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

(2) Gegenstand des Dienstvertrags können Dienste jeder Art sein. 

Da die Vergütung meistens bei 400 bis 600 Euro liegt, stellt sich genau hier die 
Frage nach der Sittenwidrigkeit. Und zwar ist eine Vergütung dann sittenwid¬ 
rig, wenn der objektive Wert der Arbeitsleistung, gemessen an der Dauer, dem 
Schwierigkeitsgrad, der Beanspruchung zum vereinbarten Entgelt, in einem 
auffallenden Missverhältnis steht. 

Die Rechtsprechung geht hei einer wesentlichen Unterschreitung des übli¬ 
chen Tariflohns um ca. 30 Prozent von Wucher aus (§138 BGB Sittenwidriges 
Rechtsgeschäft; Wucher). 

Sittenwidrig ist auch, wenn jemand unter Ausbeutung der Zwangslage, der 
Unerfahrenheit, des Mangels an Urteilsvermögen oder der erheblichen Willens¬ 
schwäche eines anderen sich oder einem Dritten für eine Leistung Vermögens¬ 
vorteile versprechen oder gewähren lässt, die in einem auffälligen Missver¬ 
hältnis zu der Leistung stehen (Auszug aus § 138 BGB). 

Wenn es sich also um ein echtes Praktikum handeln würde, wäre zumindest ein 
an Auszubildendenvergütungen orientiertes Entgelt angemessen. Dabei ist aber 
zu berücksichtigen, dass die tariflichen Vergütungen für eine sehr viel jüngere 
Mitarbeitergruppe gedacht sind, als sie die Praktikantinnen in der Regel dar¬ 
stellen. Deshalb kann eine niedrigere Vergütung, als sie für »normale« Auszu¬ 
bildende vorgesehen ist, in keinem Fall als angemessen gelten. 

Wenn kein Ausbildungsplan vorliegt und kein Ausbildungszweck bei der 
Beschäftigung zu erkennen ist, muss davon ausgegangen werden, dass es sich 
um eine ganz normale Beschäftigung handelt. 

In einem solchen Fall kann mensch sich auf den § 612 BGB berufen: 

§612 Vergütung 

(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Dienstleistung 
den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 

(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist hei dem Bestehen 
einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche 
Vergütung als vereinbart anzusehen. 

Eure Lohnansprüche müsst ihr dann ggf. individuell vor dem Arbeitsgericht 
einklagen. 


Thersites 
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30 Jahre FAU! 


Eine kleine Geschichte der Freien Arbeiterinnen-Union - Teil I (1977—1991) 


In diesem Jahr feiert die anarcho-syn- 
dikalistische Basisgewerkschaft FAU ihr 
SOjähriges Jubiläum. Zu diesem Anlass wird 
sie zum Ende des Jahres ein Buch heraus¬ 
geben, in dem sie ihre Geschichte erzählt 
Vorab wird in der DA eine zweiteilige 
Artikelserie erscheinen, die in groben 
Zügen die abwechslungsreiche Historie der 
»Freien Arbeiterinnen Union« von 1977 bis 
2007 nachzeichnet. 

Vorbemerkung 

B evor dem Werdegang der Organisation 
nachgegangen wird, stellt sich zuerst 
einmal die Frage, warum die FAU heute 
die einzige libertäre Organisation ist, die 
bereits in den 1970er Jahren aktiv war. 
Alle anderen anarchistischen Gruppen, Ini¬ 
tiativen, Projekte und Zeitungen (mit Aus¬ 
nahme der »Graswurzel-Revolution«) sind 
mittlerweile wieder in der Versenkung ver¬ 
schwunden. Die FAU hingegen hat durch¬ 
gehalten und in den zurückliegenden Jah¬ 
ren sogar ein bemerkenswertes Wachstum 
erzielt. 

Meines Erachtens liegt dies an zwei 
wesentlichen Faktoren: Zum einen haben 
sich zu allen Zeiten innerhalb der FAU 
diejenigen Libertären organisiert, die 
an einer dauerhaften und verbindli¬ 
chen politischen Arbeit interessiert sind. 
Andererseits hat die FAU in den letzten 30 
Jahren immer an Konzepte des Klassen¬ 
kampfes festgehalten. Für die FAU bestand 
(und besteht) die Wirklichkeit nach wie 
vor aus dem unlösbaren Widerspruch zwi¬ 
schen Kapital und Arbeit, also um einen 
Unüberbrückbaren Klassenwiderspruch. 
Aus Sicht der FAU kann jedoch die Klasse 
nicht auf Arbeiterinnen, oder gar auf 
Fabrikarbeiterinnen im Produktionssektor 
beschränkt werden. Die Klasse wird zunächst 
schücht als Aufenthaltsraum für die FAU- 
Mitglieder wie für alle anderen ausgeheuteten 
Menschen angesehen. Als klassenbewusste 
Arbeiterinnen, Angestellte, Hausfrauen 
(-männer), Erwerbslose, Studierende, Schü¬ 
lerinnen etc. haben FAU-Aktive ein subjek¬ 
tives Verhältnis zur eigenen Klassenlage 
und versuchen zusammen mit anderen, 
die ebenfalls ihre eigene soziale Situation 
reflektieren oder auch nur spontan dagegen 
angehen, den Klassenkampf zu organisie¬ 
ren. Aus dem Bewusstsein dieser Klassen¬ 
lage versucht die FAU Sozialrevolutionäre 
Prozesse voranzubringen, wobei keinesfalls 
die Fabrik der einzige Ort ist, wo dies pas¬ 
sieren kann. Stattdessen sollte jede/r an 
dem Ort ansetzen, an dem sie oder er sich 
gerade befindet. Die subjektive und materi¬ 
elle Erkenntnis, ein Teil der ausgeheuteten 
Klasse zu sein, verhinderte, dass die FAU 
als ganzes in Modebewegungen der links¬ 
radikalen Szene aufging hzw. ein nur vom 
Willen geprägtes Verhältnis zu den Kämp¬ 
fen hat. Kurz und prägnant kann im Rück¬ 
blick gesagt werden, dass es genau die, ihr 
vorgeworfenen, Ideen des Klassenkampfes 
waren, die verhinderten, dass die FAU wie 
unzählige andere links-radikale Gruppen, 
Organisationen und Projekte irgendwann 
wieder von der Bildfläche verschwand. Das 
praktische wie theoretische Festhalten 
der FAU am Konzept des Klassenkampfes 
sollte also ihr Überleben in den letzten drei 
Jahrzehnten sichern. 


Gründung der initiative FAU (I-FAU) 

Den Anstoß zur Gründung der Initiative 
FAU gab im Herbst 1976 eine vierwöchige 
Vortragsreise mit Vertretern der spanischen 
CNT durch zahlreiche deutsche Städte. Die 
daran beteiligten Personen trafen sich 
anschließend zu mehreren Treffen. Im Mit¬ 
telpunkt dieser Treffen stand der Wunsch, 
sich seihst und den interessierten Kolle¬ 
ginnen in den Betrieben endlich eine reale 
Alternative anbieten zu können. Neben 
dem seihst gewählten Schwerpunkt, ihrer 
Arbeit - den wirtschaftlichen Bereich - sah 
die Gründungsgeneration der FAU den Anar¬ 
chosyndikalismus auch als gesamtgesell¬ 
schaftliche Alternative zum Kapitalismus 
an. Im Februar 1977 trafen sich die Mili¬ 
tanten zu einem ersten nationalen Plenum 
in Köln, dem im Sommer mehrere Regional¬ 
treffen folgten. Am 8. und 9.Oktober 1977 
fand schließlich in Köln der l.Kogress der 
I-FAU statt, auf dem eine Gründungserklä¬ 
rung verabschiedet wurde. Die neue Organi¬ 
sation basierte auf der Autonomie der ein¬ 
zelnen Gruppen und verständigte sich auf 
einigen, für alle unverzichtbaren, Grund¬ 
sätze: Anti-Staatlichkeit, Anti-Militaris- 
mus, Vorrang der ökonomischen Aktion, 


Arbeiterselbstverwaltung, direkte Demo¬ 
kratie und Föderalismus. Die I-FAU berief 
sich auf die historische Tradition des Anar¬ 
chosyndikalismus und betonte ihre inter¬ 
nationalistische Ausrichtung durch enge 
Beziehungen zur spanischen Schwesteror¬ 
ganisation CNT und den Eintritt in die syn¬ 
dikalistische Internationale, der auf dem 
16. lAA-Kongress 1979 in Paris bestätigt 
wurde. Ab Juni 1978 erschien eine eigene, 
bundesweite Zeitung unter dem Namen 
»Direkte Aktion«. Sie ist auch heute noch 
das offizielle Organ der FAU. 


Turbulenzen und Krisen 

Die ersten Jahre waren äußerst turbu¬ 
lent. Interne Meinungsverschiedenheiten 
hzw. Anfeindungen von außen setzten der 
neuen anarchosyndikalistischen Gewerk¬ 
schaftsinitiative schwer zu. Der von der FAU 
mit Nachdruck verfolgte Ansatz des anti¬ 
kapitalistischen Klassenkampfs, war - wie 
bereits ausgeführt - zu dieser Zeit inner¬ 
halb der libertären und antiautoritären Lin¬ 
ken ziemlich unpopulär. Dazu kam die von 
der anarchistischen Bewegung demonstra¬ 
tiv zur Schau gestellte Organisationsfeind¬ 


lichkeit. Das Projekt einer anarchosyndi¬ 
kalistischen Basisgewerkschaft stand mehr 
als einmal vor dem Scheitern. 1980 bestand 
die I-FAU nur noch aus sechs Ortsgruppen, 
was den organisatorischen Tiefpunkt in der 
dreißigjährigen Geschichte der FAU bedeu¬ 
tete. Es ist der Hartnäckigkeit und dem 
Verantwortungsgefühl der Gründungsge¬ 
neration zu verdanken, dass die Organisa¬ 
tion weiter bestand, wertvolle Erfahrungen 
nicht verloren gingen und so die Basis für 
ein Wachsen der FAU erhalten blieb. 

In den 1980er Jahren intensivierten 
die FAU-Gruppen die Schulungsarbeit. Sie 
erarbeiteten eigene inhaltliche Positionen 
zu aktuellen gesellschaftlichen Fragen und 
mischten sich in die Kämpfe der Arbeiter¬ 
bewegung ein. Vor allem der große Konflikt 
um die 35-Stunden Woche und die hreit- 
gefächerte Antikriegs- und Friedensbewe¬ 
gung waren die ersten gesellschaftlichen 
Konflikte, in denen die FAU mitwirkte. 


Internationale Solidarität 

Ein weiterer Schwerpunkt waren internati¬ 
onale Aktionen der Arbeiterinnensolidari¬ 
tät, ein Aspekt, der bis heute ein wichtiger 
Bestandteil der Praxis aller Gruppen und 


Syndikate der FAU ist. Exemplarisch hier¬ 
für war das Engagement der FAU-Militanten 
für den einjährigen, mit äußerster Härte 
geführten Streik im britischen Bergbau 
1984/85. Die deutschen Anarchosyndika¬ 
listen starteten sofort eine breite Solidari- 
täts-kampagne für die britischen Bergleute, 
organisierten Rundreisen mit streikenden 
Bergarbeitern und sammelten viel Geld. 
Die Solidaritätsarheit gipfelte schließlich 
in ein, von der FAU durchgeführtes, Feri¬ 
encamp für 21 Bergarbeiter-kinder, die für 
zwei Wochen nach Deutschland eingeladen 
wurden. Doch auch danach ging die Unter¬ 
stützung für die streikenden Bergarheiter- 
familien durch die FAU weiter. Es wurde 
dabei gezielt ein Frauensolidaritätskomi¬ 
tee in Northumberland mit Geld und Pake¬ 
ten unterstützt. In einer Nachbereitung des 
Streiks wurde die Solidaritätsarbeit durch 
die verschiedenen lAA-Sektionen von der 
britischen Bergarbeiter-Gewerkschaft NUM 
ausdrücklich geloht. In diesen Aktionen 
merkten die FAU-Mitglieder ganz unmittel¬ 
bar, dass praktische Solidarität über Orga- 
nisations- und Ländergrenzen hinweg mög¬ 
lich ist. Dies galt auch für die bundesweite 
Boykottkampagne der FAU gegen die Edel¬ 


boutique-Kette «Laura Ashley» im Jahr 
1987. Dabei wurde ein Frauenstreik in einer 
schottischen Zulieferfabrik unterstützt. 
Auf dem 18.Kongress der IAA 1988 in Bor¬ 
deaux übernahm die FAU das lAA-Sekreta- 
riat und Ralph Aurand wurde zum neuen 
Generalsekretär gewählt. In den folgenden 
vier Jahren leistete das deutsche Sekreta¬ 
riat eine erfolgreiche Arbeit, die mit dem, 
viel gelobten, 19. lAA-Kongress vom 
17—19 April 1992 in Köln endete. 


Der gesellschaftliche Aufbruch in der 
DDR 1989/90 

Auch in der damaligen DDR breitete sich 
der Unmut über die, von oben herab 
diktierten, Verhältnisse aus. Es entstand 
eine FAU der DDR, die beispielsweise in 
den vier größten Betrieben Oranienbrugs 
die Wahl von unabhängigen Arbeiterräten 
initiierte. Die FAU-DDR verteilte zudem ein 
Flugblatt mit der Überschrift »Werktätige! 
Nehmt eure Betriebe selbst in die Hand!«. 
Dieses Flugblatt sorgte für erhebliches Auf¬ 
sehen und wurde in einigen Betrieben hzw. 
Kombinaten ernsthaft diskutiert. 1991 
schloss sich die FAU-DDR der FAU-IAA an. 


Die neue Prinzipienerklärung 

Ein interner Streit über die inhaltliche 
Ausrichtung der Organisation erschütterte 
die FAU zu dieser Zeit. In diesem Kon¬ 
flikt ging es um die Frage, ob die FAU am 
strikt gewerkschaftlichen Kurs - mit der 
Betriebsarbeit im Mittelpunkt - festhalten 
oder sich den Menschen aus den sozialen 
Bewegungen mehr öffnen sollte. Die letz¬ 
tere Position setzte sich schließlich durch 
und führte dazu, dass zwei Ortsgruppen 
(Köln, West-Berlin) und einige Einzelmit¬ 
glieder die FAU verließen (insgesamt etwa 
25 Prozent), darunter die noch verbliebe¬ 
nen Gründungsmitglieder. Die Mehrheit 
verabschiedete eine, neu formulierte, Prin¬ 
zipienerklärung und versuchte den Verlust 
zu kompensieren. Anfang der 1990er Jahre 
stürzten sich einige FAU-Gruppen in selb¬ 
storganisierte Arbeitskämpfe. Im März 1991 
initiierten FAU-Mitglieder bei Bauknecht im 
schwäbischen Schorndorf einen erfolgrei¬ 
chen Jobberinnen-Streik. In Frankfurt/ 
Main mischte sich die FAU 1992 in die gro¬ 
ßen Streiks des öffentlichen Dienstes ein. 
Dabei ging es um neue Tarif-Eingruppie¬ 
rungen im Sozialbereich, wobei die FAU 
Frankfurt es schaffte, dass mehrere soziale 
Einrichtungen in der Mainmetropole mit¬ 
streikten, obwohl sie von der ÖTV eigent¬ 
lich gar nicht in den Arbeitskampf mitein- 
bezogen worden waren. Auf internationaler 
Ebene bemühte sich die FAU, die Ideen des 
Anarchosyndikalismus in Osteuropa zu 
unterstützen. Mit tatkräftiger Hilfe der Ost¬ 
europa-Arbeitsgruppe der FAU entstanden 
dort viele neue Organisationen, die heute 
teilweise lAA-Sektionen sind. 

Roman Donyluk 
(flilgemeines Syndikat München) 

Im Laufe der 1990er Jahre konsolidierten 
sich die gewerkschaftlichen Strukturen der 
FflU Schritt für Schritt und erste Branchen¬ 
föderationen entstanden. Diese Entwick¬ 
lung wird im zweiten Artikel in der nächs¬ 
ten Ausgabe der DA nachgezeichnet. 
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Vertrieb von Büchern, 

Broschüren, Ton¬ 
trägern und mehr... 

Neben unserer eigenen Verlagspro¬ 
duktion bieten wir ein ausgesuch¬ 
tes Vertriebsprogramm an Medien 
für den täglichen Klassenkampf. 

Unser komplettes Programm er- 
hälst du u.a. per Mailorder oder 
auch in unserem Webshop unter www.syndikat-a.de 


Michael Halfbrodt 

Die Geburt der Sabotage 

Die Broschüre geht der Frage nach, wie die 
Sabotage unter die Arbeiterinnen kam und 
findet die Antwort bei Emile Pouget und dem 
französischen revolutionären Syndikalis- 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Er- 
jr TeU einer geplanten mehrteiligen 
ierie über Boykott und Sabotage. 

Jroschüre, 6o Seiten, € 3,00 
SBN 978-3-9810846-5-8 


SyndiKal -Taschenhalender 
für das Ende der Lohnarbeit 


Auch für 2008 wieder ein kollektiver Orga¬ 
nisator und tägliche HUfestellung für alle, 
die sich im Betrieb und im Stadtteil gegen 
den sozialen Angriff und die tödliche Nor¬ 
malität des Kapitals und seines politischen 
Sterns zur Wehr setzen. 

L 92 Seiten, € 6,50 / CHF 10,00 
ib sofort lieferbar. 

SBN 978-3-9810846-2-7 
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Anarchie in Oaxaca? 

Stalinisten und Staat in einer Front 


Die Proteste waren ursprünglich wegen 
Lohnforderungen der Lehrergewerkschaft 
in einem der ärmsten Bundesstaaten 
Mexikos ausgebrochen. Als der Gouver¬ 
neur von Oaxaca, Ulises Ruiz, der in den 
weniger als 2 Jahren seiner Amtszeit Dutzende 
Morde und Verhaftungen politischer und 
sozialer Aktivisten zu verantworten hatte, 
am 14. Juni 2006 das Protestcamp der 
Lehrergewerkschaft auf dem zentralen 
Platz Oaxacas mit tausenden Polizisten, 
Tränengas und unter Einsatz scharfer Waffen 
räumen ließ, wurde es allen zuviel, und es 
formierte sich die APPO^. 

D ie nur ökono¬ 
mischen For¬ 
derungen politi¬ 
sierten sich, und 
die alle einigende 
Forderung war 
nun der Sturz des Tyrannen Ulises Ruiz 
von der PRI, »Partei der institutionalisier¬ 
ten Revolution«, die in Mexiko 70 Jahre 
lang an der Macht war und es in Oaxaca 
seit nunmehr 78 Jahren ist. 

Es gab Massendemonstration mit bis 
zu einer Million Leuten, und das in einem 
Bundesstaat, der nur etwa 3 bis 4 Millionen 
Einwohnerinnen hat. Monatelang waren 
sämtliche Regierungsgebäude von der APPO 
besetzt, es gab kaum uniformierte Polizis¬ 
ten, und es wurden mehrere Radiosender 
von der APPO und ein Fernsehsender mi 
Rahmen einer Frauendemonstration besetzt. 
Im Laufe der Monate wurden sie geräumt 
bzw. von paramilitärischen Gruppen ange¬ 
griffen, die nachts auf Motorrädern oder in 
Autos ohne Nummernschild auf die unbe¬ 
waffneten Aktivistinnen auf den Barrika¬ 
den schossen. Zu 
Hochzeiten der 
Bewegung gab 
es hunderte von 
Barrikaden in der 
ganzen Stadt. 

Die Regie¬ 
rung konnte die¬ 
sen Sommer der 
Anarchie nicht 
kontrollieren, und die Repression wurde 
verschärft: Bis heute gab es 26 Tote, etwa 
500 Festnahmen, mindestens ebenso viele 
Verletzte, dutzende Hausdurchsuchune- 
gen, Abschiebungen ausländischer Aktivis¬ 
tinnen, mehrere hundert Haftbefehle und 
unzählige Aktivistinnen im Exil. 

In Oaxaca kehrte eine durch die Repres¬ 
sion bedingte Friedhofsruhe ein. Die Leh¬ 
rergewerkschaft errang weitgehende Zuge¬ 
ständnisse, alle ökonomischen Forderungen 
wurden erfüllt, und der Versuch, die APPO 
zu spalten, scheint vorerst gelungen. 

Auf den folgenden Grossdemonstratio¬ 
nen am 10. Dezember, 8. März und 10 April, 
14. Juni, 16. Juli waren trotz allem Zehn¬ 


tausende auf den Straßen mit derselben 
Forderung: Rücktritt von Ulises und Frei¬ 
heit für alle politischen Gefangenen. Am 
10. und 11. Februar wurde auf einer der 
Versammlungen der APPO debattiert, ob 
die APPO an Wahlen teilnehmen soll oder 
nicht. Die Diskussion dauerte fast 3 Tage 
und Nächte, und am Ende wurde beschlos¬ 
sen, dass niemand im Namen der APPO kan¬ 
didieren kann, dass aber Organisationen, 
die Teil der APPO sind, in ihrem Namen, 
nicht jedoch im Namen der APPO, kandi¬ 
dieren können. 

Es gibt 2 Blöcke, einer besteht haupt¬ 
sächlich aus der FPR^, einer stalinisti- 
sche Organisation, NIOAX^, FALP^, deren 
Programm die Machtübernahme ist, sei es 
durch Wahlen oder eine Revolution, und die 
von Anfang an die Medien dominierten. 


Deshalb hat ein großer Teil der anar¬ 
chistischen Bewegung von Anfang an die 
APPO sehr skeptisch betrachtet und sich 
lieber auf den Barrikaden und in autono¬ 
men Projekten engagiert, wie der Beset¬ 
zung eines ehemaligen Polizeipräsidiums 
im Zentrum mit Volxküche, Filmvorfüh¬ 
rungen, Gemüsegarten, und verschiedenen 
Workshops. 

Andere Anarchistinnen waren Dele¬ 
gierte in der Versammlung der APPO, wie 
die magonistischen^ Indigena-Organisa- 
tionen CIPO-RFM^ und OIDHO^. Viele von 
Magons anarchistischen Ideen sind wohl 
vom Leben in den Dörfern inspiriert, dort 
gibt es seit Urzeiten Basisdemokratie, die 
Entscheidungen werden in Versammlungen 
getroffen, und es gilt das Konsensprinzip, 
die gegenseitige Hilfe heißt z.B. tequio. 

Die große Mehrzahl der Landkreise in 
Oaxaca, 418 von 570, werden nicht von 
Parteien, sondern in diesem System der 
indigenen Selbstverwaltung »regiert«, der 
«Usos y costumhres», also wörtlich über¬ 


setzt, Sitten und Bräuche. Anarchistische 
und autonomistische Gruppen haben sich 
in VOCAL^ zusammengeschlossen, und 
einige ihrer Delegierten in der APPO waren 
Opfer von Diffamierungen seitens der FPR, 
von radikal bis drogensüchtig reichte das 
Spektrum der Anschuldigungen, und selt¬ 
samerweise wurde kurz danach, am 13. 
April, David Venegas Reyes festgenommen, 
Barrikaden-Aktivist und Delegierter von 
VOCAL. 

Er wurde gefoltert und gezwungen, sich 
mit einer Ausgabe der Zeitschrift barricada, 
auf der eine Tüte mit weißem Pulver plat¬ 
ziert wurde, fotografieren zu lassen. Obwohl 
die medizinische Untersuchung ergab, dass 
er keine Drogen konsumiert, wurde er kur¬ 
zerhand wegen Drogenhandels und zusätz¬ 
lich wegen Brandstiftung und Widerstands 


gegen die Staatsgewalt angeklagt. Da er 
einer der entschiedensten Gegner der Wahl¬ 
beteiligung der APPO war, kam seine Ver¬ 
haftung einigen nur recht. 

Am 5. August 2007 gab es Wahlen in 
Oaxaca, die von über 70 % der Bevölke¬ 
rung boykottiert wurden, die Wahlbeteili¬ 
gung lag also nur hei 30%, was klar zeigt, 
dass die Leute instinktiv wissen, dass von 
»denen da oben« nichts zu erwarten ist und 
dass sie ihr Schicksal selbst in die Hand 
nehmen wollen. 

Der anarchistische Einfluss in der APPO 
ist vielleicht nicht sehr groß, aber eine 
Revoluition wird ja vom Volk, von den Leu¬ 
ten gemacht. Dort liegt das revolutionäre 
Potential und nicht so sehr in der APPO, die 
ein Zusammenschluss hunderter Organisa¬ 
tionen, von revolutionär bis reformistisch, 
stalinistisch bis anarchistisch, ist, mit den 
entsprechenden unendlichen Diskussionen 
und Problemen. 

Ein anderes Problem ist die fehlende 
Solidarität innerhalb Mexikos. Auch wenn 


in verschiedenen Bundesstaaten APPOs 
gegründet wurden, sowie eine APPM für 
ganz Mexiko, haben sie nicht annähernd 
die Kraft, die sie in Oaxaca haben, und die 
Militarisierung Mexikos unter dem Vorwand 
der Drogenbekämpfung geht weiter, ohne 
dass es nennenswerten Widerstand gibt, 
bzw. jeder Widerstand wird mit brutaler 
Repression unterdrückt. 

M.S. 



1. - flsomblea populär de los Pueblos de 
Ooxoco, die Versammlung derVölkervon 
Ooxoco, ein breiter Zusammenschluss von 
360 sozialen, politischen, indigenen und 
gewerkschaftlichen Organisationen. 

2. - Frente Populär Revolucionorio 
= Revolutionäre Volksfront. 

3. - Nuevo Izquierdo Ooxoco 
= Neue Linke Ooxoco. 

4. - Frente flmplio de Lucho Populär 
= breite Front des Volkskampfs. 

5. - RrcfiRDO Flores Mrgon war der berühm¬ 
teste mexikanische Anarchist, er stammte 
aus Ooxoco und gab die Zeitung 
Regeneracion heraus, die zu Zeiten der 
mexikonischen Revolution, also 1910, eine 
flufloge von 20.000 Exemplaren hotte, in 
einem damals mehrheitlich analphabe¬ 
tischen Land. Flores Mrgon wurde 1922 

im US-amerikanischen Exil im Geföngnis 
ermordet. 

6. - Comite Indigeno populor de Ooxoco = 
populäres Indigenokomitee aus Ooxoco. 

7. - Orgonizociones Indios por los derechos 
humonos = indionische Orgonisotionen für 
die Menschenrechte. 

8. - (Voces ooxoguenos que constru- 
yen flutonomio y Libertod = Stimmen 
aus Ooxoco, die Autonomie und Freiheit 
aufbauen) 


Solikonto für die 

politischen Gefongenen: 

Kto.Nr.319708 

clave 044180001003197086 

Zwip mbcomxmm BCO 044 

Scotiobonk Inverlat 

ouf den Nomen Irino Arellono Solozor 

Infos auf Spanisch 

(und teilweise auf Englisch) 

www.aaxacalibre.net, 

www.naestamastadxs.blagspat.cam, 

http://remaba.blagspat.cam 





Hier kannst Du die DK,kqufen: 


Berlin: Friedrichshain Hemp GaLaxy, Libauerstr. 2 - Infoladen Daneben, Liebigstr. 34 - Puke Music, Samariterstr. 34a - VoLksLaden, Gabriele-Max-Str. 38 Kreuzberg Buchhandlung Argument, 
Reichenberger Str. 150 - B-Books, Lübbenerstr. 14 - FSK-Kino, Segitzdamm 2 - Fusion, Skalitzer Str. 67 - Kisch und Co., Oranienstr. 25 - Kiosk, Kottbusser Damm 101 - Real Deal, Gneisenaustr. 
60 - M99, Manteufelstr. 99 - oh21, Oranienstr. 21 - Papiertiger, Cuvrystr. 25 - Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2a Mitte A-Laden, Brunnenstr. 7 - Der Kleine Buchladen, Weydinger Str. 14-16 - KvU, 
Kremmener Str. 9-11 - Rotes Antiquariat, Rungestr. 20 Prenzlauer Berg BAIZ, Torstr. / Ecke Christinenstr. 1 - FAU Büro, Straßburgerstr. 38 - Lichtblick-Kino, Kastanienallee 77 - Schwarze Risse, 
Kastanienallee 85 Wedding Buchhandlung Mackensen, Utrechter Str. 4 Bielefeld: Eulenspiegel, Hagenbruchstr. 7 Bochum: UBU, Universitätsstr. 16 - Notstand e.V., Universitätsstr. 150 Bonn: 
Buchladen Le Sabot, Breiteste 76 - Netzladen, Wolfstr. 10, Hinterhaus Bremen: Andere Seiten, Brunnenstr. 15-16 Detmold: Alte Pauline, Bielefelder Str. 3 Dortmund: Taranta Babu, Humboldtstr. 44 
Dresden: Buchladen König Kurt, Rudolf-Leonhardt-Str. 39 Düsseldorf: Buchhandlung BiBaBuZe, Aachenerstr. 1 - Linkes Zentrum Hinterhof, Corneliusstr. 16 Duisburg: Buchladen, Heerstraße 108, 
Duisburg-Hochfeld Flensburg: Schlachterei, Norderstr. 135 Frankfurt/Main: Infoladen, Leipziger Str. 91 Frankfurt/Oder: Utopia, Berliner Str. 24 Freiburg/Breisgau: Buchladen Jos Fritz, Wilhelmstr. 
15 Gießen: Infoladen, Alter Wetzlarer Weg 44 Göttingen: Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 7 Hamburg: Buchladen Osterstraße, Osterstr. 171 - Buchhandlung in Schanzenviertel, Schulterblatt 
55 - Infoladen Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46 - Libertäres Zentrum Schwarze Katze, Fettstr. 23 - Nautilus Buchhandlung, Friedensallee 7-9 - Cafe Libertad Kooperative, Gaußstr. 194-196 
Hannover: Anabee Buchladen, Stephanstr. 12-14 - Internationalismus Buchladen, Engelbosteler Damm 4 - Infoladen, Kornstr. 28-30 - Stumpf, Am Welfengarten 2c Herford: Provinzbuchladen, 
Hämmelinger Str. 22 Hildesheim: IL Hildesheim c/o Projektwerkstatt langer garten 1 31137 Hildesheim il.hildesheim@web.de Köln: Innenstadt Q-hof, Limburger Straße Nordstadt Harvey's, 
Weißenburgstr. 58 - TTE-Bücherei im Bürgerzentrum alte Feuerwache, Melchiorstr. 3 Südstadt Der andere Buchladen, Ubierring 42 Sülz Der andere Buchladen, Weyertal 32 Leipzig: Libertäres Zentrum 
Libelle, Kolonnadenstr. 19 - Buchhandlung El Libro, Bornaische Str. 3d Ludwigshafen: Naturkost Schwarzwurzel, Jakob-Binder Str 10 Lübeck: Infoladen, Willy-Brandt-Allee 9 Lutter: Burgladen, 
Auf der Burg Magdeburg: Blaue Welt Archiv, Thiemstr. 13 - Beat Boutique, Olvenstedter Str. 29 Marburg: Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28-30 Minden: Bücherwurm, Alte Kirchstr. 21 Moers: 
Barrikade, Bismarckstr. 41a, Moers-Meerbeck München: Infoladen, Breisacher Str. 12 - Basis Buchhandlung, Adalbertstr. 41b-43 Münster: Infoladen Bankrott, Dahlweg 64 - Don Quijote, Scharnhorststr. 
57 - Kneipe, Frauenstr. 24 Neustadt/Weinstr.: Buchhandlung Quod Libet, Am Elwetritschebrunnen Nürnberg: Literaturladen Libresso, Bauerngasse 14 Oberhausen: Projekt Archiv, Im Druckluft, 
Am Förderturm 27 Osnabrück: Cafe Mano Negra, Alte Münze 12 Paderborn: Infoladen, Borchener Str. 12 Potsdam: Buchladen Sputnik, Charlottenstr. 28 - Infoladen Zulua Gorriak, Zeppelinstr. 25 - 
Bibliothek Kontext, Hermann-Elflein-Str. 32 Reutlingen: Kulturschock Zelle, Insel 1 Tübingen: Buchladen Die Gruppe, Münzgasse 15 Vlotho: Regenwurm, Lange Str. 126 Wiesbaden: Cafe Klatsch 
Kollektiv, Marcobrunnenstr. 9 - Büchergilde, Bismarckring 27 Österreich: Infoladen Bregenz, JUZ Between, Bahnhofstr. 47, Bregenz/Vorarlberg Schweiz: Infoladen ROMP, Steinerstr. 17, Luzern 


Frankreich: Angriff 
auf Streikrecht! 

Die französische Nationalver¬ 
sammlung hat am 02.08.2007 
mehrheitlich einem Gesetz 
zugestimmt, wonach das Streik¬ 
recht eingeschränkt werden 
soll. Streiks müssen 48 Stun¬ 
den vorher angekündigt und 
nach acht Tagen muss in einer 
Urabstimmung über die Fort¬ 
setzung des Streiks entschie¬ 
den werden. Allerdings musste 
die Regierung in der Frage 
eines Notdienstes im morgend¬ 
lichen und abendlichen Berufs¬ 
verkehr für jeweils drei Stunden 
einen Rückzieher machen. Die 
Gewerkschaften kündigten Akti¬ 
onen gegen die Einschränkung 
des Streikrechts im Septem¬ 
ber nach der Sommerpause an. 

Mexiko: Gericht untersagt 
Streik der Bergleute 

Am 30. Juli traten die Bergleute 
von drei Minen in Mexiko in 
den Streik, um bessere Sicher¬ 
heitsbedingungen durchzuset¬ 
zen. Ein mexikanisches Gericht 
erklärte den Streik für ille¬ 
gal und verlangte die Wieder¬ 
aufnahme der Arbeit binnen 
24 Stunden. Andernfalls müss¬ 
ten sie damit rechnen, durch 
andere Arbeiter ersetzt zu wer¬ 
den. Gestreikt wird in der Cana- 
nea-Kupfermine im Bundesstaat 
Sonora, der Zinkmine San Mar¬ 
tin in Zacateca und einer klei¬ 
nen Mine in Taxeo, Bundes¬ 
staat Guerrero. Die Gewerk¬ 
schaftsführung denkt nicht 
daran, den Streik einzustellen. 

USA: ThyssenKrupp erhält 
Milliardensubventionen 

ThyssenKrupp, größter deut¬ 
scher Stahlkonzern, erhält für 
den Neubau eines großen Stahl¬ 
werks in dem kleinen Ort Mount 
Vernon im südlichen US-Bun- 
desstaat Alabama riesige Sub¬ 
ventionen. Dafür wurde eigens 
die Verfassung des Bundes¬ 
staats geändert. 461 Mio. US- 
Dollar gibt der Staat für den 
Landkauf, die Aufbereitung des 
Geländes und die Ausbildung 
der zukünftig 2.700 Beschäf¬ 
tigten aus. 350 Mio. US-Dol¬ 
lar werden bei der Einkom¬ 
mensteuer erlassen. Für wei¬ 
tere 115 Mio. US-Dollar wird 
eigens ein neues Hafentermi¬ 
nal im 30 Kilometer entfernten 
Mobile an der Golfküste gebaut, 
ebenfalls auf Staatskosten. 
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Wieso gerade 3600? Zunächst könnte man 
das ja für reine Spielerei halten: Die junge 
Welt wird 2007 immerhin 60 Jahre alt. Und 
60 X 60 ergeben eben 3 600. Wichtiger sind 
andere Überlegungen: Zum einen gibt es 
nicht nur Zuwächse im Abobereich - wir 


wegen Unzufriedenheit; der mit Abstand 
am häufigsten genannte Grund für Abbe¬ 
stellungen ist ökonomischer Natur. Die Ver¬ 
schärfung der sozialen Lage trifft auch viele 


zwar drei Preisklassen an, um dem gerecht zu 
werden. Das Sozialabo können wir aber nicht 
billiger machen. Zunächst brauchen wir also 

auszugleichen. Seit etwa 2001 gelingt uns das. 
Zum anderen genügt das aber noch nicht, um 
Mehrkosten und Weiterentwicklungen zu 
finanzieren. Dazu braucht es deutlich mehr 
Zu- als Abgänge.Veranstaltungen wie die Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz wären nicht mehr 
zu finanzieren, konkrete Beiträge zur inter¬ 
nationalen Solidarität (etwa die Mitwirkung 
beim deutschen Auftritt auf der Buchmesse 
in Havanna) nicht mehr leistbar. 

Verlag, Redaktion, Genossenschaft 


Jetzt abonnieren unter 
www.jungewelt.de oder einfach 
anrufen 0 30/53 63 55 80. 
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Den Tauben predigen 


Diskriminierung der 
Frauen bei Löhnen wächst 

Nach einer Untersuchung 
der EU-Kommission liegt 
Deutschland in der EU bei der 
Lohndiskriminierung von Frauen 
im Spitzenfeld. Die Lohn- und 
Gehaltsunterschiede zwischen 
Männern und Frauen sind von 
1995 bis 2005 von 21 auf 22 
Prozent gestiegen, in Frankreich 
dagegen von 13 auf 12 Prozent 
gesunken. Frauen stellen in 
Deutschland 70 Prozent des 
Niedriglohnsektors und sind 
unter den Spitzenverdienern 
kaum vertreten. Seit 1980 sei 
in Deutschland keine »größere 
Gesetzesänderung« erfolgt, die 
Frauen dabei helfen würde, den 
Grundsatz »Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit« durchzusetzen. 

Indien: Kriminalisierung 
von Gewerkschafterinnen 

Fünf Frauen der Landarbeiter¬ 
gewerkschaft PBKMS suchen 
Unterstützung im Kampf gegen 
ihre Unterdrückung durch 
die Regierung des indischen 
Bundesstaates Westbengalen. 
Sie haben die Bauern in Singur 
unterstützt, die sich dagegen 
wehren, dass ihnen ihr Land für 
den Bau einer Autofabrik des 
indischen Konzerns Tata Motors 
weggenommen wird. Sie wurden 
bei einem friedlichen Protest 
verhaftet, von der Polizei 
geschlagen und des Mordes 
bezichtigt. Die Adresse für Pro¬ 
testschreiben findet sich unter 
http://asianfoodworker.net. 

Iran: Frauenrechtle¬ 
rin ausgepeitscht 

Die iranische Frauenrechtlerin 
Delaram Ali wurde jetzt 
wegen der Teilnahme an 
einer Demonstration für die 
Gleichberechtigung der Frau in 
Teheran im Juni 2006 zu zehn 
Peitschenhieben und fast drei 
Jahren Gefängnis verurteilt. 
Das Gericht des reaktionären 
islamischen Staates wertete 
das als eine »illegale Versamm¬ 
lung«, »Propaganda gegen 
das System« und »Störung 
der öffentlichen Ordnung«. 


Die Herausgeberinnen des «El Libertario» 
treten mit dieser Zusammenfassung ihrer 
Ansichten (nach eigener Aussage) noch ein¬ 
mal allen Vorurteilen der »Linken«, welche 
sich durch die angebliche Revolution, durch¬ 
geführt von Chävez, beeindrucken lassen, 
entgegen. 

Frage: Chävez redet viel über Sozialis¬ 
mus, Volkssouveränität und Teilnahme. 
Warum haltet ihr trotzdem einen sol¬ 
chen Abstand zu Chävez und kritisiert 
ihn in aller Öffentlichkeit? 

Antwort: Chävez redet viel. Sein »Sozialis¬ 
mus des 21. Jahrhunderts« ist nur Populis¬ 
mus und Staatskapitalismus auf der Basis 
des Öleinkommens. Die Volkssouveräni¬ 
tät ist die Souveränität einer aus Militär, 
transnationalen Konzernen und der »holi- 
varischen Bourgeoisie« gebildeten Elite. Um 
einen Eindruck davon zu bekommen, was 
der Commandante als Teilnahme ansieht, 
reicht es schon, sich die kürzlich gewähr¬ 
ten Machtzuwächse des Präsidenten anzu¬ 
sehen. Der Anarchismus kennt keine dau¬ 
erhafte und allmächtige Führung, sondern 
nur eine, die beständig von denen bestätigt 
wird, die sie repräsentiert. Dies ist der Aus¬ 
druck von Souveränität und Teilnahme, die 
jedoch in diesem Prozedere nicht gegeben 
ist und auch in keinem anderen, daß die 
hierarchische und andauernde Macht des 
Staates unterstützt. 

F: Die offensichtliche Absicht der 
Regierung ist es, eine friedliche und 
demokratische Revolution zu machen. 
Warum warten wir nicht ab, wie dieser 
Prozeß abläuft, anstatt unsere 
Meinungen dazu zu äußern? 

A: Zu viele Tyrannen und Demagogen haben 
uns auf diesem Kontinent dasselbe erzählt 
und es gab keinen Anlaß, sie zu unterstüt¬ 
zen. In unserem Fall hat es eine Revolution 
in dem Sinne gegeben, daß unsere Lebens¬ 
weise in vieler Hinsicht demontiert wurde, 
aber dies ist noch kein Grund zur Unter¬ 
stützung. Wenn wir zulassen, daß dieser 
Prozeß sich konsolidieren kann, wird es 
noch schwieriger, etwas zu ändern. 

F: Wenn es auch stimmt, daß ihr 
Projekt nicht libertär ist, so fordert der 
Chavismus doch die Oligarchie und den 
Imperialismus herraus. Was sagt ihr 
dazu? 


A: Der Kampf gegen die so genannte Reak¬ 
tion und Oligarchie - diese Bezeichnungen 
dienen eher propagandistischen Zwecken - 
dient nur der Konsolidierung der Macht der 
Sieger, woraus sich notwendigerweise eine 
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35 Jahre 

graswurzel 

revolution 
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Chavismus und Anarchismus ln Venezuela 


neue Oligarchie bildet, weil das die Logik 
der Kontrolle über den Staat ist. 

Dies geschah in der UdSSR, in China 
und in Kuba. Es ist zu ungenau, daß cha- 
vistische Projekt als Opposition gegen die 
Verschwörung zu sehen, da ihr erstes Ziel 
der Staatsstreich war und sie beständig 
damit prahlen, daß sie sich mit der Spra¬ 
che und den Sitten des Kasernenhofs iden¬ 
tifizieren. Der Kampf der Minderheit (der 
Oligarchie) gegen die Regierung reduziert 
sich selbst auf den Kampf einer Minderheit 
gegen eine andere. Im Zusammenhang mit 
dem Kampf gegen den Imperialismus legen 
wir den Schwerpunkt auf die Politik, die 
die Regierung in den Bereichen Öl, Berg¬ 
bau, Landwirtschaft, Industrie, Arbeit etc. 
ankündigt und umsetzt. Sie scheinen dem¬ 
nach keine Feinde des Imperiums zu sein, 
sondern Verbündete, (siehe DA # 181) 


F: Die venezolanische Regierung 
kündigt jetzt einen explosionsartigen 
kommunalen Machtzuwachs an, 
massive Einberufung von kommunalen 
Räten, kommunale und horizontale 
Organisationen der Volksmacht. Unter¬ 
stützen Anarchistinnen solche 
basisdemokratischen Strukturen? 

A: Wir mußten erkennen, daß die Einrich¬ 
tung, Arbeit und Handlungsfähigkeit der 
kommunalen Räte von deren Loyalität 
gegenüber dem Staat abhängt, da der Prä¬ 
sident mittels erlassener Gesetze die Macht 
erhielt, diese Organisationen anzuerken¬ 
nen oder seine Anerkennung zu versagen. 
Es gibt in Venezuela Beispiele dafür, daß 
viele basisdemokratische Organisationen 
wie etwa die Gewerkschaften auf Order von 
oben lauschen. Es gibt aber auch Ansätze 
für eine wirkliche Organisation von unten 
nach oben in einigen Bereichen, auf lokaler 
Ebene, bei den Bäuerinnen und Bauern, den 
Indigenas, den Umweltschützerinnen, Stu¬ 
dierenden, kulturelle Organisationen etc., 
auch ohne die Zustimmung der Regierung. 

Wir sind der Meinung, daß die gesetz¬ 
mäßige, funktionale und finanzielle Abhän¬ 
gigkeit der kommunalen Räte von der 
Staatsmacht ein ernstes Hindernis ist, um 
auf diese Weise eine basisdemokratische, 
autonome Bewegung aufzubauen. Dies gilt 
auch für die angekündigten Arbeiterräte 
in den Betrieben, die offenbar ein Projekt 
sind, daß die freien Gewerkschaften besei¬ 
tigen soll. 

F: Warum kritisieren Anarchistinnen 
die venezolanischen Streitkräfte? 

A: In allen modernen Armeen, vom Europa 
des 17. und 18. Jahrhunderts bis hin zu 
Lateinamerika heute, besteht der größte 
Teil der Armeen aus Wehrpflichtigen aus 
der Bevölkerung. Trotz der Herkunft der 
Mehrheit der Soldaten ist der Grund für die 


Existenz der Armee die Verteidigung einer 
Machtstruktur und deren Profiteure und 
daher kann die Armee keine Revolution 
unterstützen, die zugunsten der Unter¬ 
drückten ist. Da wird vielleicht die eine 
oder andere Figur ausgetauscht und einige 
Regeln der Machtstruktur geändert, aber 
da wird nie abgeschafft, weil Befehl und 
Gehorsam ihr Wesen ausmachen. Aus die¬ 
sem Grund unterstützen wir keine Armee, 
keine Polizei und keine privilegierte Per¬ 
son, die die Macht und die Waffen gegen 
andere Personen einsetzen können. 

Der Anarchismus ist gegen den Natio¬ 
nalismus, weil dieser die Verteidigung der 
Interessen gewisser Gruppen beinhaltet, die 
in künstüchen nationalen Territorien leben 
und glauben, sie seien anders oder gar bes¬ 
ser als andere. Wir sind Feinde jeder Art von 
Privileg, gleich ob diese sich auf Geburt, 
Rasse, Kultur, Religion oder 
Geburtsort gründen. Außer¬ 
dem spricht die unglückli¬ 
che Geschichte des venezo¬ 
lanischen Militärs für sich: 
als Institution vom Tyrannen 
Gömez eingerichtet, um die 
föderalistischen Bestrebun¬ 
gen der Regionen zu unter¬ 
binden, während der Kämpfe 
gegen die linke Aufstands¬ 
bewegung der 1960er Jahre 
konsolidiert und als Henker 
beim Massaker von 1989. 

F: Sind die venezolani¬ 
schen Anarchistinnen 
Escuälidos (Elende, Erbärm¬ 
liche - ein Spottname, mit 
dem der Chavismus seine 
Gegner bezeichnet) und 
unterstützen sie aus die¬ 
sem Grunde die Sozialde¬ 
mokraten und die rechte 
Opposition? 

A: Escudlido ist nur eine von 
Medien gebrauchte Schub¬ 
lade. Wenn sie dieses Wort 
jedoch benutzen wollen, um 
diejenigen zu beschreiben, die ihre Frei¬ 
heit und Unabhängigkeit nicht der Auto¬ 
rität einer Person, Partei oder Ideologie 
unterwerfen wollen, ja, dann sind wir es. 
Wenn wir unter diesem Wort aber verste¬ 
hen sollen, daß wir Ideologien unterstüt¬ 
zen, die geprägt sind vom ökonomischem 
Liberalismus, mit der quasi rassistischen 
Verachtung der Eliten für die Mehrheit, mit 
dem Betrug der repräsentativen Demokratie 
oder die Rückkehr zu Formen soziopoliti- 
scher Organisation, die von der Geschichte 
besiegt wurden - dann sind wir es nicht. 

Wir unterstützen Chävez und seine Mit¬ 
bewerber nicht, wir können zwar den Hand¬ 
lungen oder Worten des ein oder anderen 
zustimmen, aber wir kritisieren die über¬ 
wiegende Mehrheit der Handlungen und 
Worte aller. Vor allem können wir aufgrund 
unserer Prinzipien nicht diejenigen unter¬ 
stützen, die das Streben nach einem besse¬ 
ren Leben auf die Unterordnung des Volkes 
unter die Hierarchie eines Staates bauen, 
wie es beide Fraktionen tun. 

F: Es gibt Personen, die sich selbst als 
libertär ansehen, aber die »bolivari- 
sche Revolution« befürworten. Wenn 
wir diese als weniger anarchistisch 
ansehen, wäre dies ein Argument gegen 
den anti-dogmatischen Geist des 
Anarchismus? 

A: Nein. Der Anarchismus ist kein Seelenzu¬ 
stand. Er ist ein Weg, sich mit den wandeln¬ 
den sozialen Bedingungen zu konfrontieren, 
die den Wohlstand für jedeN im Zusammen¬ 
hang mit dem Wohlstand für alle sehen, mit 
Vorschlägen, die von bestimmten Personen 
kommen und die dann zu bestimmten Zei¬ 
ten und Bedingungen diskutiert, angenom¬ 
men oder verworfen werden. 

Nur die gegenseitige Interaktion 
identifiziert uns, und nur die anderen 



Anarchistinnen erkennen uns je nach 
unserem Verhalten oder unseren Ideen als 
Anarchistinnen an. Wir sind nicht vollkom¬ 
men und daher können wir auch mal Ideen 
entwickeln, die nicht akzeptabel sind. Diese 
Tatsache mindert oder erhebt uns nicht, 
es macht uns nur anders und in einigen 
Fällen können die Vorstellungen auch so 
unterschiedlich sein, daß die gegenseitige 
Identifizierung verloren geht. 







F: Anarchistinnen reden nur und betei¬ 
ligen sich nicht. Welchen Vorschlag 
haben sie, um die gegenwärtige vene¬ 
zolanische Realität zu verändern? 

A: Unser Kampf ist keine Sache des Augen¬ 
blicks oder der Umstände, sondern will eine 
neue Lebensweise, die wir im individuellen 
und kollektiven Leben anwenden, bei dem 
Direkte Aktion und Selbstverwaltung unser 
Leben in unsere eigenen Hände legen, bei 
dem wir Dinge ernsthaft und ehrlich erkun¬ 
den und bei dem wir unsere Beziehungen 
zu anderen Menschen auf die Gleichheit 
gründen. Vorhandene Unterschiede machen 
keinEn besser als die anderen; wir bezie¬ 
hen immer mit ein, daß wir unsere Existenz 
anderen verdanken, deren Interessen wir 
zuerst berücksichtigen müssen, damit wir 
uns um unsere kümmern können. 



JedeR lebt sein/ihr Leben und ist dafür 
vor sich selbst und vor den anderen ver¬ 
antwortlich, und keineR kann uns »Erlö¬ 
sung« bringen. Daher gibt es kein Rezept 
für irgendeine bestimmte soziale Realität, 
da die Vorstellungen und Handlungsmög¬ 
lichkeiten zur Veränderung das Ergebnis 
eines bewußten und ständig ablaufenden 
kollektiven Einsatzes sind, den wir mit 
unserer fröhlichen Beteiligung leisten wol¬ 
len bei der Wiedererlangung der Souverä¬ 
nität der sozialen Bewegungen des Lan¬ 
des, die einen möglichen Raum bieten für 
die Entwicklung und den Einfluß anarchis¬ 
tischer Ideen von Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität. 

«El Libertario» 
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Der Mercadona-Streik ist beendet, Goliath weigerte sich zu verhandeln 


Über ein Jahr lang dauerte der Streik eines Teils der Belegschaft der Supermarktkette 
Mercadona an. Geführt wurde die Auseinandersetzung von einer Gewerkschaftssektion der 
CNT-IAA. Als Schwesterorganisation berichtete die FAU-IAA von Anbeginn an auf einer 
eigenen Sonderseite. Ende April 2007 hat nun die Geschäftsleitung - nach Entlassungs¬ 
terror, Auskaufversuchen und Manipulationskampagnen - die Segel gestrichen. 

Die Erklärung der Streikenden zum Ende des Mercadona-Streiks findet ihr auf unserer 
Webseite unter: www.fau.org/soli/mercadona 

Algerien: Stahlwerker streiken 

Anfang August reagierten mehr als 8.000 Arbeiterinnen in mehreren algerischen 
Werken des weltgrößten Stahlkonzerns, Arcelor Mittal, mit einem wilden Streik gegen 
die angekündigte Entlassung von 1.200 Stahlwerkern. Sämtliche Werke und die gesamte 
Produktionskette waren betroffen. Die Streikenden fordern Verhandlungen zwischen dem 
Management und der (halbstaatlichen) Gewerkschaft und blockierten sowohl Vorstands¬ 
ais auch Gewerkschaftsbüros. Seit Mittal die staatliche algerische Stahlindustrie im Jahr 
2001 übernommen hat, wurde die Belegschaft von 14.000 auf 8.000 verringert. 

Fidji: Streik wegen Rentenalter 

Ende Juli sind 1.000 Lehrerinnen und 300 Arbeiterinnen aus dem öffentlichen Dienst der 
Fidji-Inseln in einen unbefristeten Streik getreten. Sie schlossen sich damit 1.400 Kran¬ 
kenschwestern an, die bereits zuvor einen Streik beschlossen hatten. Die Streiks richten 
sich gegen eine pauschale fünfprozentige Lohnkürzung und besonders gegen die Erhö¬ 
hung des Rentenalters von 55 auf 60 Jahre. Diese Maßnahmen waren beschlossen wor¬ 
den, nachdem sich im vergangenen Dezember eine Militärregierung mit wohlwollender 
Billigung Austraüens und Neuseelands an die Macht geputscht hatte. Das Militär nahm 
im Laufe des Streiks mehrere Gewerkschafterinnen vorübergehend fest und drohte ihnen 
mit Ermordung; Polizei wurde in die Schulen und Krankenhäuser verlegt. Neben der Rück¬ 
nahme der Verschlechterungen fordern die streikenden Arbeiterinnen mittlerweile eine 
zehnprozentige Lohnerhöhung. 

Großbritannien: Kein Ketchup bei Heinz 

Mehr als 1.000 Arbeiterinnen traten im Juli im englischen Werk des Nahrungsmittelmul¬ 
tis Heinz in Wigan in einen eintägigen wilden Streik. Der Streik wurde auf zwei gemein¬ 
samen Streikversammlungen der Festbeschäftigten und der Arbeiterinnen mit befris¬ 
teten Verträgen beschlossen. Beide zusammen wollen gegen geplante Maßnahmen des 
Managements vergehen, die für die Arbeiterinnen mit festen Verträgen eine Lohnerhö¬ 
hung unter der Inflationsrate vorsieht. Für die befristet Beschäftigten sollen die Löhne 
sogar um bis zu 20 Prozent gesenkt werden. Dazu sagte ein Arbeiter: »Außerdem wol¬ 
len sie für die ersten drei Krankheitstage kein Krankengeld und keine Schichtprämien 
mehr zahlen und die Löhne der Befristeten um 20% kürzen. Wenn sie damit durchkom¬ 
men, kannst du Gift darauf nehmen, dass sie das nächstes Jahr auch bei uns versuchen 
werden!« Gleichzeitig wurde bekannt, dass dem Management hohe Sonderprämien zuge¬ 
sichert wurden, falls der Konzerngewinn über 200 Millionen Euro betragen sollte. Die 
Gewerkschaft und die Vertrauensleute hatten versucht, einen wilden Streik zu verhin¬ 
dern. Dennoch stimmte die überwältigende Mehrheit der Arbeiterinnen auf den Streik¬ 
versammlungen für einen Streik. Sofort nach den Versammlungen verließen die Beschäf¬ 
tigten das Werk in Massen. 

Sambia: Wildcat in Kupfermine 

Am 11. Juli trat die Belegschaft der Kansanshi-Kupfermine in einen spontan Streik, 
nachdem das Management seine Zustimmung zu einer bereits vereinbarten 21-prozenti¬ 
gen Lohnerhöhung wieder zurückgezogen hatte. Das Management der 1996 privatisier¬ 
ten und an First Quantum Minerals verkauften Mine lenkte sofort ein und behauptete, 
der Grund für den wilden Streik sei lediglich »ein Kommunikationsproblem zwischen der 
Gewerkschaft und einigen Arbeitern«. 

Südkorea: Längster Streik von Arbeiterinnen 

Am 1. März 2006 traten 500 Zugbegleiterinnen des Hochgeschwindigkeitszuges KTX wegen 
prekärer Arbeitsbedingungen in Streik. Mittlerweile hat sich der Ausstand zum längsten 
Streik von Arbeiterinnen in der Geschichte Koreas entwickelt. Die Arbeiterinnen waren 
über Subunternehmen mit kurzfristigen Verträgen bei der weltweit schnellsten Hochge¬ 
schwindigkeitslinie beschäftigt, die von der koreanischen Eisenbahngesellschaft KORAIL 
betrieben wird. Nachdem die Gesellschaft ihnen Festverträge und die Übernahme verwei¬ 
gerte, die man ihnen nach einem Jahr Befristung versprochen hatte, traten die Arbeite¬ 
rinnen in den Streik. Der Streik richtet sich auch gegen die brutale Ausbeutung und den 
Sexismus bei KORAIL, der mit 30.000 Beschäftigten größten staatlichen Firma in Süd¬ 
korea. Im Zuge des mittlerweile mehr als eineinhalbjährigen Streiks haben die Arbeite¬ 
rinnen mittlerweile nahezu jedes Kampfmittel versucht. Doch obwohl die Arbeiterinnen 
eine große öffentüche Unterstützung haben und die Mißstände bei KORAIL auch in der 
Presse angeprangert werden, weigert sich das Management bislang, den Forderungen der 
Frauen nachzukommen. 

VR China: Prügel statt Lohn für Wanderarbeiter 

Bauarbeiter, die bei Heyuan einen Damm errichten, wurden angegriffen, als sie ihre seit 
Monaten ausstehenden Löhne einforderten. Anfang Juli traten rund 400 Arbeiter, die 
momentan das Kraftwerksgebäude der Anlage errichten, in den Streik für die Auszahlung 
der Löhne. Daraufhin wurden sie von 200 angeheuerten Schlägern überfallen. Ein Arbei¬ 
ter, Lei Mingzhong, wurde zu Tode geprügelt, mehrere andere zum Teil schwer verletzt. Die 
Bezirksregierung versucht, den Vorfall zu vertuschen und herunterzuspielen und spricht 
davon, dass 100 Wanderarbeiter wegen einer Lohnsache unzufrieden gewesen und 30 von 
ihnen mit den anderen Angestellten der Firma aneinandergeraten seien. 


Links zwo, drei, vier? 

Nicht überall, wo »links« drauf steht, ist auch »links« drin: 

auch nicht bei Italiens Regierung 


G ut ein Jahr ist es mittlerweile her, 
dass wir gespannt dem italienischen 
Wahlkrimi folgten. Spannend war der 
Wahlkampf vor allem, da es sich um einen 
Richtungswahlkampf handelte, der die 
tiefe Spaltung der italienischen Gesell¬ 
schaft in zwei Lager zeigte. Spannend für 
viele hiesige Linke war er auch, da das 
linke Lager auch die reformkommunistische 
Rifondazione Communista (PRC) mit einbe¬ 
zog. Kurz und gut: Prodi hat die Wahlen 
gewonnen, und mit einem als Technokraten 
bekannten neuen Premier schien dem ver¬ 
heerenden Spektakel unter Berlusconi ein 
Ende gesetzt zu sein. 

Es war dem Wirtschaftsprofessor aus 
Bologna also ein zweites Mal geglückt, den 
Cavaliere vom Thron zu stoßen. Um das 
Bild der nun neuen Ära abzurunden, wurde 
prompt der ehemalige Linksgewerkschafter 
und damaligen PRC-Chef Fausto Bertinotti 
(dessen Partei Prodi während dessen letzter 
Regentschaft das Misstrauen ausgesprochen 
hatte) zum Präsidenten der Deputierten¬ 
kammer und der Ex-Kommunist Napolitano 
zum Staatspräsidenten gemacht. 


Außen hui, innen pfui 

So erfrischend die Mitte-Links-Regierung 
Italiens in Zeiten der Großen Koalition für 
deutsche Ohren auch klingen mag, ist sie 
doch nicht viel mehr als eine Zweckehe mit 
einem auf Glanz polierten Äußeren. Und 
damit sind nicht nur die mühsam geglätte¬ 
ten Konflikte zwischen dem vermeintlichen 
Linksaußen der PRC und dem Regierungs¬ 
chef gemeint. Denn außer in Fachkreisen 
weiß hierzulande eigentlich fast niemand, 
wofür Romano Prodi und seine Politik 
eigentlich stehen. 


Es sei an dieser Stelle also daran erin¬ 
nert, dass sich der Wirtschaftsprofessor als 
Privatier wie auch als Politiker vor allem 
als Experte für die Privatisierung staatli¬ 
cher Betriebe einen Namen gemacht hat. 
Sein rigider Sparkurs während seiner ers¬ 
ten Amtszeit ermöglichte Italien zwar den 
Beitritt zur Europäischen Währungsunion, 
kostete ihn aber das Vertrauen der PRC, die 
seine Regierung von 1996-1998 tolerierte, 
was ihn schließlich zum Rücktritt zwang. 

Auch ist wenig bekannt, dass nicht die 
Regierung Berlusconi für das Herzstück 
der Reformen, unter denen die italieni¬ 
sche Arbeiterschaft derzeit ächzt, verant¬ 
wortlich ist, sondern sie nur die von der 
Regierung Prodi vorbereitete infame Legge 
Biagi (das italienische Gegenstück zu den 
deutschen Hartz-Gesetzen) umsetzte. 

Seitdem sehen sich vor allem junge 
italienische Arbeiterinnen und Arbeiter 
mit einer zunehmenden Prekarisierung und 
Flexibilisierung ihrer Lebens- und Arbeits¬ 
verhältnisse konfrontiert, die so drastische 
Ausmaße annimmt, dass sich viele nicht 
einmal mehr ihre eigene Wohnung leisten 
können und trotz qualifizierter Ausbildung 
in einem Strudel von kostenpflichtigen 
Weiterbildungsmaßnahmen untergehen und 
zu ihren Eltern zurückziehen müssen. 

Älteren Arbeiterinnen und Arbeitern 
geht es allerdings nicht viel besser: Auch 
ihre lang und hart erkämpften Rechte sind 
längst zum Abschuss freigegeben, und 
dies wird sich wohl auch unter Prodi nicht 
ändern. So nimmt es nicht Wunder, dass 


Prodis Amtsantritt direkt mit flächende¬ 
ckenden Streiks der Basisgewerkschaften 
quittiert wurde. 


Der Widerspenstigen Zähmung...? 

Wer nun denkt: Wenigstens in Italien gibt 
es noch Widerstand, und zum Romantisie¬ 
ren neigt, irrt allerdings gewaltig. Die Ant¬ 
wort Prodis auf die Streiks war das am 1. 
Januar in Kraft getretene Gesetz zur Reform 
des Abfindungs- und Rentensystems, wel¬ 
ches gesetzlich geregelte Abfindungsfonds 
zugunsten privater Rentenversicherungen 
angreift. Bislang war es so, dass in den 
Jahren der Beschäftigung paritätisch in 
einen Fonds eingezahlt wurde, der einem 
bei Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis 
eine Abfindung von einem Monatslohn pro 
Jahr der Betriebszugehörigkeit gesetzlich 
garantierte. 

Nunmehr soll diese Abfindung zuguns¬ 
ten einer Privatrente bei gleichzeitiger 
Reduzierung der staatlichen Renten wei¬ 
chen. Spätestens seit dem Historischen 
Kompromiss zwischen Konservativen und 
Kommunisten in Italien von 1973 ist auf die 
großen Gewerkschaften Italiens in puncto 
Gegenwehr nicht mehr zu zählen. 

Was bleibt, sind allerdings die Basis¬ 
gewerkschaften, die aus Teilen der 
Autonomia Operaia entstanden sind, und 
die Tradition des revolutionären Syndika¬ 
lismus. Und somit kann sich die Regierung 
Prodi noch so viel Mühe geben, ihre Refor¬ 
men in einer Atmosphäre des vermeintli¬ 
chen Burgfriedens durchzudrücken, dem 
Kräftemessen mit der linken Arbeiterbe¬ 
wegung wird sie nicht aus dem Weg gehen 
können. 

Unsere italienische Schwestergewerk¬ 
schaft Unione Sindacale Itali- 
ana (USI-AIT) rief am 13. Juli 
einen ganztägigen Generalstreik 
gegen die aktuellen Reformen 
und die halbherzige Außenpoli¬ 
tik (Rückzug italienischer Trup¬ 
pen aus dem Irak, nicht aber 
aus Afghanistan) aus, der allein 
in Mailand von Demonstra¬ 
tionen in beträchtlicher Größe 
flankiert wurde. 

Bei den FIAT-Werken in 
Melfi allerdings hatte sich 
die der USI angeschlossene 
Alternativa Sindacale dafür 
entschieden, den Streik um 
einige Tage auf den 9. Juli vorzuzie¬ 
hen und es gelang ihr, als zwar kleine, 
aber kämpferische Gewerkschaft, eine 
Streikbeteiligung von 15% in allen drei 
Schichten zu erzielen. Kurz darauf hob 
Alternativa Sindacale dann die landesweite 
Branchenföderation der Metallarbeiter der 
USI aus der Taufe und hat somit, neben den 
Pflegeberufen der USI, eine weitere schlag¬ 
kräftige Föderation der USI geschaffen. 

In einer Presseerklärung zur Gründung 
grenzte sich die Föderation scharf von den 
zahmen Großgewerkschaften (CGIL, CISL, 
UIL) ab, sparte aber auch nicht mit Kri¬ 
tik an den Basisgewerkschaften, die es 
nicht schaffen, in der Industrie Fuß zu fas¬ 
sen und über den Tellerrand alltäglicher 
Lohnkämpfe hinauszusehen. 

Daher habe man sich bewusst der USI, 
der Tradition des revolutionären Syndika¬ 
lismus und Internationalismus, angeschlos¬ 
sen. In der Hoffnung, durch die aktuellen 
Kämpfe bei FIAT Melfi wieder einen höhe¬ 
ren Grad an Konfliktbereitschaft seitens der 
Arbeiterinnen und Arbeiter zu erreichen, 
die sich seit der großen Niederlage bei FIAT 
Turin 1980 in einem Zustand der Lethargie 
befinden. « Ci sarä da divertirsi » (Es wird 
einiges zum Lachen geben), war 2001 die 
kämpferische Ansage der Kolleginnen und 
Kollegen an das, was die Regierung Berlus¬ 
coni bringen sollte. « Ci sarä da divertirsi », 
werden sie wohl auch der Regierung Prodi 
entgegenschleudern. 

Lars Röhm 



Österreich: 

Mindestlohn von 1.000 Euro 

Die Wirtschaftskammer Öster¬ 
reich und der Österreichische 
Gewerkschaftsbund haben einen 
Mindestlohn von 1.000 Euro 
brutto für VoUzeitbeschäftigte 
beschlossen. Er muss spätes¬ 
tens ab 2009 umgesetzt werden. 
Der Lohn für alle 30.000 Voll¬ 
zeitbeschäftigten in Österreich, 
die bisher weniger verdienen, 
muss dann mindestens auf die¬ 
sen Satz angehoben werden. Die 
Gesetzgebung in Österreich ver¬ 
bietet es, dass sich Unterneh¬ 
men durch Tarifflucht den Tarif¬ 
verträgen entziehen können. 

USA verlangen »angemessene 
Wirtschaftszone« in der Arktis 

25% der weltweiten Erdöl- und 
Erdgasreserven befinden sich 
in der arktischen Region. Diese 
können aufgrund der begonnen 
Klimakatastrophe in Zukunft 
leichter erschlossen werden, da 
die Eismassen schmelzen. US- 
Konteradmiral Timothy McGee 
sagte, es sei »allerhöchste 
Zeit«, sich mit dieser Entwick¬ 
lung zu befassen, die das wirt¬ 
schaftliche und strategische 
Interesse an der Region drama¬ 
tisch ansteigen lasse. Die USA 
verlangen für sich eine 
»angemessen große« 
Wirtschaftszone in 
diesen Gewässern. 

Industrieproletariat wächst 

Die Zahl der unmittelbar bei 
den 500 größten internati¬ 
onalen Monopolen Beschäf¬ 
tigten ist 2006 um 1,9 Millio¬ 
nen auf 52,470 Mill. angestie¬ 
gen. Das ist eine Zunahme um 
3,8 Prozent. Ihre Umsatzsumme 
erhöhte sich um 10,4 Prozent 
auf 20.900 Mrd. US-Dollar und 
das von ihnen kommandierte 
Kapital (Bilanzsumme) um 17,4 
Prozent auf 85.404 Mrd. US- 
Dollar. Ihre Profite steigerten 
sie durch die erhöhte Ausbeu¬ 
tung um 25,8 Prozent gegen¬ 
über dem Vorjahr auf insge¬ 
samt 1.529 Mrd. US-Dollar. 
(«Fortune» 13/2007) 
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Die Initiative Mindestlohn 

Befürworter eines gesetzlichen 
Mindestlohns gibt es viele. 
Als prominentester Verfechter 
und zentraler Anlaufpunkt 
im Internet ist sicherlich die 
»Initiative Mindestlohn« zu 
nennen. Initiiert von den DGB- 
Gewerkschaften ver.di und NGG, 
versteht sich die Initiative als 
zweckgebundenes, »überpartei¬ 
liches und zeitlich befristetest 
Bündnis von Einzelpersonen und 
Organisationen«. Dieses Vorge¬ 
hen ist der US-amerikanischen 
Gewerkschaftsstrategie der 
Coalition angelehnt: Ziel ist 
es, für eine einzige Forderung 
eine breite Unterstützung 
aus möglichst allen Gesell¬ 
schaftsgruppen zu schaffen. 
Anfang Mörz 2006 ging sie mit 
der Losung »Arm trotz Arbeit? 
Kein Lohn unter 7,50 Euro 
pro Stunde« erstmals an die 
Öffentlichkeit. 
Der Event war mediengerecht 
in Szene gesetzt und wurde 
von Tausenden Großflöchen- 
plokoten flankiert. 
Organisatorisch getragen 
wird die Kampagnevon der 
PR-Agentur Wegewerk 
in Berlin, die sich um 
Konzept, Gestaltung 
und Technik kümmert. 
Dieser Fakt spricht wohl 
für sich, was die Verfasst- 
heit der beteiligten Ge¬ 
werkschaften angeht. 


Anzeige 



[vlikd zu iHoplirz, 

r|j 

'«pnräii lipfn ^ 
unwafeKhitz 

■TiM^idhik; BtwfidbIfir 
iMwillirhutT, dv WM dwi 
AuhmKi. 



Auf zu neuen Ufern! 


Die Mindestlohn-Forderung im Spannungsfeld von populärer Erwartung und politischem Morast 


S eit einigen Monaten ist klar: Der 
Aufschwung ist da! Die Wirtschaft 
brummt, es ist gar von Arbeitskräfte¬ 
mangel die Rede. Der Jubel auf Seiten 
der Beschäftigten und Gewerkschaften ist 
jedoch verhalten: Die Lohnsteigerungen in 
der Tarifrunde 2007 blieben auch in Schlüs¬ 
selindustrien weit hinter den Erwartungen 
zurück. Mit dem Telekomstreik befand sich 
ver.di, die zweitgrößte DGB-Gewerkschaft, 
gar in einer Defensivauseinandersetzung 
und ist daraus nicht sonderlich glorreich 
hervorgegangen. 

Zeitgleich werden in großen Tages¬ 
zeitungen regelmäßig Lohnschock-Tabel¬ 
len mit den niedrigsten Tariflöhnen veröf¬ 
fentlicht. Auch der juristische Fachbegriff 
»sittenwidriger Lohn«, also eine Entloh¬ 
nung von gut 30% unter Tarif, ist den meis¬ 
ten heute kein unbekannter mehr. Wenn 
man die Begriffe auch nur aus Fernsehen 
und Zeitung kennt, die Fakten kennt ein 
beträchtlicher Teil der arbeitenden Bevöl¬ 
kerung vom Kontoauszug. Insbesondere 
Frauen sind davon betroffen. Missmut, 
aber auch Resignation finden sich an jeder 
Ecke, in jeder S-Bahn, in jeder Kneipe. Dies 
ist ein Zeichen dafür, dass sich das Kapi¬ 
tal nach Jahrzehnten heftigster Auseinan¬ 
dersetzungen seine Produzentinnen wieder 
gefügig gemacht hat - zumindest in ihrer 
organisierten Form. 

Die schwindende Macht der Gewerk¬ 
schaften drückt sich nicht nur in der Ent¬ 
lohnung aus. Auch die Tarifbindung, also 
die Zahl der Beschäftigten, die im Gel¬ 
tungsbereich eines Flächentarifvertra¬ 
ges arbeiten, ist ein wichtiger Markstein: 
Sie lag im vergangenen Jahr bei 57% aller 
abhängig Beschäftigten in West- und bei 
41%) in Ostdeutschland. Binnen zehn Jah¬ 
ren ist diese Zahl im zweistelligen Bereich 
zurückgegangen. 

So tragen sich viele mit der Hoffnung, 
die Kampagne für einen gesetzlich ver¬ 
ankerten Mindestlohn könnte ein Aus¬ 
gangspunkt sein, diese Entwicklung wie¬ 
der umzukehren und die Resignation zu 
durchbrechen. 


Einfache Lösung für ein 
gravierendes Problem 

»Kein Lohn unter 7,50« - so pointiert lässt 
sich die Forderung der »Initiative Mindest¬ 
lohn« formulieren. Der Initiative geht es 
um einen Paradigmenwechsel im Tarifsys¬ 
tem: Nicht ein für allgemein verbindlich 
erklärter Flächentarif soll branchenspezi¬ 
fisch Mindestlöhne festlegen, sondern der 
Gesetzgeber soll für alle Wirtschaftsberei¬ 
che einen offiziellen Mindestlohn vorge¬ 
ben. Das Mindestentgelt setzt die Initia¬ 
tive zunächst auf einen Stundenlohn von 
7,50 Euro fest, aber brutto. 

Es wird sich wohl kein Mitglied einer 
anarchosyndikalistischen Gewerkschaft 
finden, das sich gegen eine Lohnerhöhung 
aussprechen würde. Schließlich ist die 
Lohnarbeit für uns alle die einzige Möglich¬ 
keit der Existenzsicherung im Kapitalismus. 
Die wird nicht nur untergraben durch die 
andauernden Rationalisierungsbestrebun¬ 
gen der Unternehmer und die sprichwörtü- 
che Bescheidenheit deutscher Lohnabhän¬ 
giger. Am deutlichsten wird das Problem, 
wenn man den Verbraucherpreisindex der 
Lohnentwicklung gegenüberstellt: Gesi¬ 
cherte Zahlen sind kaum zu finden, klar 
ist aber, dass die Löhne seit dem Jahr 2000 
nicht um 10%) gestiegen sind, so wie es 
durchschnittlich die Preise für Endverbrau¬ 
cher taten. 

Eine absolute Untergrenze ist also 
durchaus zu begrüßen. Hier wissen wir 
uns einig mit gut 60% Prozent der Bevöl¬ 
kerung. Und das ist auch ziemlich einfach 
zu erklären: Ob man nun als »Arbeitskraft¬ 
unternehmer« gehätschelt oder als »Drü¬ 
ckeberger« gejagt wird, die politische Dis¬ 
kussion zum Arbeitsmarkt ist sich einig, 
dass es kein »Recht auf Faulheit«. Damit 


begründete Altkanzler Schröder (SPD) u.a. 
die verschärften Zumutbarkeitsregelungen 
der Hartz-Gesetze, in deren Konsequenz der 
Niedriglohnsektor in Deutschland erheblich 
erweitert wurde. 


Mehr schlecht als recht versuchen Wirt¬ 
schaft und Politik, ihr zynisches Programm 
einer gnadenlosen Klassengesellschaft zu 
zuckern: der freie Fall der Löhne schaffe 
Arbeitsplätze für alle. Damit gehen sie glatt 
an der Realität vorbei: So arbeitsplatz¬ 
verrückt ist nicht einmal »der deutsche 
Michel«, dass er ohne blanken materiellen 
Zwang für zwei Euro die Stunde schaffen 
geht. Auch die professorale Gelehrsamkeit 
der Wirtschaftsinstitute kann diesen Fakt 
nicht aus der der Welt räumen: Wir arbeiten 
um zu leben, und nicht umgekehrt. 

Letztlich ist dieser Wahlspruch auch das 
Zugpferd der Initiative Mindestlohn. Nicht 
umsonst lautet das 
zentrale Schlagwort: 

»Arm trotz Arbeit?«, 
das darf nicht sein! 

Zwei Jahre nach den 
Montagsdemonstrati¬ 
onen gegen die Ein¬ 
führung von Hartz 
IV, bei denen die 
FAU-Parole »Niedrig¬ 
lohn und Zwangsar¬ 
beit? Dafür haben wir 
keine Zeit!« zu den 
zentralen gehörte, 
brachte die Initia¬ 
tive Mindestlohn das 
Thema wieder auf 
den Tisch. Der Zank¬ 
apfel der politischen 
Debatte ist indes gar nicht so einfach zu 
bestimmen: Was ist ein »Niedriglohn«? 
Zunächst einmal eine statistische Größe, 
und da fangen die Probleme an. Ziemlich 
unstrittig ist die relative Definition: Als 
Niedriglohn wird bezeichnet, was unter 
75% des durchschnittlichen Bruttoein¬ 
kommens liegt. Wer 50% oder weniger des 
Durchschnittseinkommens erhält, arbeitet 
für einen Armutslohn. Als relative Grenzen 
sind diese Definitionen an sich schon im 
Fluss. Schwieriger wird es, damit zu einer 
absoluten Größe, einer handfesten Zahl 
zu gelangen. Denn das durchschnittliche 
Monatseinkommen weist je nach Branche 
und Region starke Unterschiede auf, zumal 
auch noch die Arbeitszeit ein beträchtli¬ 
cher Faktor ist - eine verlässliche volks¬ 
wirtschaftliche Aufstellung gibt es jeden¬ 
falls nicht. BILD gibt die fragliche Summe 
für 2007 mit 2.628 Euro an. Die Initiative 
Mindestlohn selbst changiert zwischen 
gut 2.660 und 2.800 Euro. Wo auch immer 
die magische Mitte nun genau liegen mag 


- wichtig ist, dass ein Mindestlohn ober¬ 
halb der Armutsgrenze für Millionen Arbei¬ 
terinnen eine handfeste Lohnerhöhung 
bedeuten würde, die es (in Prozenten aus¬ 
gedrückt) durchaus mit der Forderung der 


Eisenbahner aufnehmen kann. 

Das hat nicht nur Auswirkungen auf den 
Geldbeutel: Alle, die sich heute mit zwei, 
drei Jobs durchschlagen, könnten ernsthaft 
überlegen, ob sie sich den einen oder ande¬ 
ren nicht sparen - und mit der freien Zeit 
an Selbstbestimmung und Lebensqualität 
gewinnen. Besonderen Charme entfaltet ein 
allgemein verbindlicher Mindestlohn auch 
dadurch, dass er für alle Arbeiterinnen 
gilt, ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, 
ihres Geschlechts oder ihrer Qualifizierung 
bzw. Tätigkeit. Abstrakt gesprochen, wäre 
ein allgemein verbindlicher Mindestlohn 
gleichzusetzen mit der Einschränkung der 
Warenförmig- 
keit der Arbeits¬ 
kraft. Klar, die 
Arbeitskraft 
ist keine Ware, 
die man ein¬ 
fach einkau¬ 
fen und verkau¬ 
fen kann. Denn 
sie ist allein in 
Menschen ver¬ 
körpert, die sich 
beschweren und 
widersetzen, 
falls sie zu viel 
oder zu schnell 
arbeiten sollen. 
Die menschli¬ 
che Arbeitskraft 
wird zudem nicht für den Markt produziert, 
sondern sie ist Ursprung jeder Produktion. 
Der Käufer dieser besonderen »Ware« kann 
nicht frei über sie verfügen. Arbeit ist also 
eine »fiktive Ware«, und diese Fiktion 
wird auf dem Arbeitsmarkt hergestellt, der 
immer gewissen Restriktionen unterliegt. 
Und es sind genau diese Einschränkungen, 
die die Gegner des Mindestlohns verhindern 
oder noch weiter abbauen wollen. 


Die Rhetorik der Unternehmer 

Man kennt sie zur Genüge, die Statements 
der Damen und Herren vom ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, vom Bund der deut¬ 
schen Industrie, von Gesamtmetall, kurz 
unzähliger Kapitalverbände und ihrer Was¬ 
serträger. Nicht nur in Publikationen für 
Manager bezeichnet man sich selbst gern als 
»Anhänger der reinen Lehre«. Das gibt dann 
so Stilblüten wie im Mai 2006 in Capital: 
Hinter der Mindestlohn-Forderung stecke 
»die ökonomisch irrige Vorstellung, dass der 
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Die Rhetorik der Unternehmer 
- Man kennt sie zur Genüge, 
die Statements der Damen und 
Herren vom ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, 
vom Bund der deutschen 
Industrie, von Gesamtmetall, 
kurz unzähliger Kapitalverbände 
und ihrer Wasserträger. 
Nicht nur in Publikationen für 
Manager bezeichnet man sich 
selbst gern als 

»Anhänger der reinen Lehre« 


Lohn hier zu Lande das sozialpolitische Ins¬ 
trument zur Existenzsicherung sei - nicht 
einfach der Preis für Arbeit«. Der steigende 
Preis für menschliche Arbeitskraft würde, 
dem Gesetz von Angebot und Nachfrage fol¬ 
gend, einen Rückgang der Nachfrage nach 
sich ziehen und massenweise Jobs vernich¬ 
ten. Eine Studie des ifo-Instituts bezif¬ 
fert den zu erwartenden Stellenabbau auf 
621.000. Dieser Annahme schließt sich 
inzwischen auch das Bundeswirtschaftsmi¬ 
nisterium offiziell an, ungeachtet der Tatsa¬ 
che, dass es ebenso wissenschaftliche Stu¬ 
dien gibt, die zum gegenteiligen Schluss 
gelangen. In der Politik besticht letztlich 
wohl die Einfachheit. 

Denn der Trick ist simpel: Professoren 
wie Hans-Werner Sinn erklären das poli¬ 
tische Ziel, das sie verfolgen, die totale 
Warenförmig keit der Arbeit, schlicht zur 
Grundlage guten Wirtschaftens. Für eine 
solche These braucht man kein Studium 
der Volks- und Betriebswirtschaft, da reicht 
ein Rhetorik-Kurs. Denn dabei werden alle 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
ignoriert, die den Arbeitsmarkt erst schaf¬ 
fen und ausgestalten - die Zumutbarkeits¬ 
regelungen von Hartz TV oder die Diskussi¬ 
onen um Kündigungsschutz und Kombilohn 
sind nur einige Beispiele, die allen aus der 
jüngsten Vergangenheit geläufig sein dürf¬ 
ten. Auftrumpfend und unverblümt, das 
ist das Lebensgefühl eines beträchtlichen 
Teils der Unternehmer. Aber es lohnt sich, 
auch mal zuzuhören ... und Schlüsse zu 
ziehen. So bezeugt ein Befürworter von 
Armutslöhnen von vier, fünf Euro im Mai 
2007: »Ob das alles aus Sicht der Arbeitneh¬ 
mer gerechtfertigt ist, das ist eine andere 
Frage«. 

Als neoliberaler Ökonom oder Unterneh¬ 
menspressesprecher sagt sich sowas leicht 
daher. Politischen Parteien fällt das schon 
schwerer. Beispielsweise der CDU: Ange¬ 
sichts der hohen Zustimmung, auch in den 
eigenen Reihen, wird das Nein zum Min¬ 
destlohn abgebogen in ein »Ja, aber ...«. 
Den unterstellten negativen Effekten auf 
dem Arbeitsmarkt müsse gegengesteuert 
werden, etwa mit der Aufhebung des Kün¬ 
digungsschutzes in Kleinunternehmen. Der 
Parlamentskreis Mittelstand forderte, dieser 
sollte erst »ab 20 vollbeschäftigten Arbeit¬ 
nehmern gelten« - es ist eben ein Geben 
und Nehmen in der Politik. 


Schönheit liegt im 
Auge des Betrachters 

Gelangen die Gewerkschaften, insbeson¬ 
dere ver.di und NGG, mit der Mindestlohn- 
Initiative aus der Defensive? Oder verkom¬ 
men sie zur politischen Kraft, die nur noch 
in den Medien vermittelt und eben nicht 
als tatsächliche Organisation wahrgenom¬ 
men wird? Klar ist eines: Die Zentralgewerk¬ 
schaften haben zwei große Probleme, denen 
sie begegnen müssen. Sie spüren, dass sie 
mit den herkömmlichen Ritualen ihrer 
kontrollierten Tarifkonflikte keine Erfolge 
mehr erringen. Und der Apparat muss die 
seit Jahren andauernde, dramatische Ero¬ 
sion der Mitgliederzahlen stoppen. 

Die Mindestlohn-Initiative ist, wie die 
Lidl-Kampagne, insbesondere bei ver.di 
direkt auf Überlegungen zurückzuführen, 
wie die Organisation zu retten sei. Es ist der 
Verdienst einiger hauptamtlicher Funktio- 
närlnnen wie Agnes Schreieder und vieler 
engagierter Gewerkschafterinnen, dass im 
ver.di-Apparat wieder über die Grundlagen 
gewerkschaftlicher Stärke abseits regelmä¬ 
ßiger Tarifrunden nachgedacht wird und 
diese auch in konkrete Aktivitäten mün¬ 
den. Vielleicht angeregt durch Ken Loach's 
Film «Bread and Roses», warfen einzelne 
Funktionärinnen den Blick über den großen 
Teich und entdeckten dort die schillernden 
wie fremdartigen Methoden des Organizing, 
Campaigning und der Coalition. 

Fortsetzung gegenüber 
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All diese Schlagworte drehen sich 
darum, die Gewerkschaft zu stärken und zu 
beleben. Das Organizing bezeichnet in die¬ 
sem Zusammenhang v.a. die Strategie(n), 
neue Mitglieder zu werben und in »weißen 
Flecken« eine gewerkschaftliche Organisa¬ 
tion aufzubauen. Ein Ansatz dazu ist das 
Campaigning, indem nämlich eine Forde¬ 
rung oder ein Thema besonders hervorge¬ 
hoben wird - diese Schwerpunktsetzung 
soll und kann als Katalysator für Organi¬ 
sationsbestrehungen dienen. Besonders 
wenn die Organisation allein (zu) schwach 
ist, bietet sich quasi als Verstärker die Coa- 
lition an, d.h. man sucht Bündnispartner 
zur Durchsetzung dieser einen Forderung. 
Das können Sozialverbände, Bürgeriniti¬ 
ativen, Parteien oder Kirchen sein, wich¬ 
tig ist der gemeinsame Nenner. Der ist häu¬ 
fig jedoch der kleinstmögliche und erzeugt 
in PR-Arbeit einen nicht unbeträchtlichen 
Konformitätsdruck. Dieser schlägt sich auf 
die Forderung ebenso nieder wie auf die 
Argumentation: Im Bündnis mit karitativen 
und kirchlichen Verbänden etwa ist es mehr 
als unerwünscht, von Arbeitern bzw. Klasse 
zu sprechen. Stattdessen spricht man vom 
»Bürger« oder »Menschen«, was eine klare 
Frontstellung zumindest behindert und die 
Initiative in die bestehenden Verhältnisse 
integriert. 

Klar ist: Aktive Bestrebungen, die 
Organisation auszubauen und zu stärken, 
sind eigentlich unabdingbar für jedwede 
ernsthafte gewerkschaftliche Bestrebung. 
Sicherlich kann man streiten über Mit¬ 
tel, Wege und Zielsetzung. Fraglich ist z.B. 
die Behauptung in der Broschüre «Organi¬ 
zing» (Agnes Schreieder, ver.di, 2005), die 
Bildung von Betriebs- und Personalräten 
sei der »Schlüssel zur gewerkschaftüchen 
Organisierung«. Denn es ist diese Gremien¬ 
struktur, die wie eine Schlaftablette wirkt 
und die positiven Effekte der Mitgliederak¬ 
tivierung in der Organizing-Kampagne allzu 
häufig wieder zunichte macht. In der Folge 
wachen die Beschäftigten erst auf, wenn es 
eigentlich schon zu spät ist, um z.B. Entlas¬ 
sungen oder Betriehsschließungen zu ver¬ 
hindern. Darüber kann man debattieren. 
Unstrittig hingegen dürfte sein, dass nur 
eine Gewerkschaft wirklich lebendig und 
schlagkräftig ist, die Organisierungshe- 
strebungen an die Spitze ihrer To-do-Liste 
setzt. Anders lässt sich der Prekarisierung 
in allen Branchen nicht begegnen. 


Die Segel setzen Richtung... 
Pyrrhussieg 

Aber Kampagne ist nicht gleich Kampa¬ 
gne. Beschäftigte können in einer Kampa¬ 
gne, die sich auf einen Betrieb oder Kon¬ 
zern konzentriert, durchaus an kollektivem 
Selbstvertrauen gewinnen. Anders liegt die 
Sache hei einem so allgemeinen Ziel wie der 
Einführung eines Mindestlohns: Dadurch, 
dass man sich in dieser Frage an das Par¬ 
lament bzw. die gesamte bundesdeutsche 
Öffentlichkeit wenden muss, ist es erheb¬ 
lich schwerer, konkrete Erfahrungen kol¬ 
lektiver Stärke zu machen, oder diese 
Stärke auch nur einzuschätzen. Paradebei¬ 
spiel Meinungsumfrage: Die hängt nicht 
nur von Auftraggeber und Forschungsins¬ 
titut ab. Das Meinungsbild seihst wird nur 
hochgerechnet und ist in höchstem Maße 
fiktiv. Zum Konformitätsdruck der Coali- 
tion addiert sich der Druck überregiona¬ 
ler bürgerlicher Medien. Dies hat Auswir¬ 
kungen auf die Argumentation, aber auch 
ganz direkt auf die Forderung: Angetre¬ 
ten ist die Mindestlohn-Initiative, um 
Armutslöhne abzuschaffen und das sollte 
mit 7,50 die Stunde auch gelingen. Wer 
sich nicht auf Presseerklärungen verlässt 
und den Taschenrechner zückt, wird ver¬ 
wundert sein: Denn mit 7,50 brutto kommt 
man nicht auf 50% des Durchschnittslohns, 
dazu fehlen noch gut 200 Euro monatlich! 
Auch die Nettorechnung geht nicht auf, 
ver.di-interne Berechnungen beziehen hier 
sogar noch Wohngeldleistungen ein, damit 
man auch nur die gesetzliche Pfändungs¬ 
freigrenze von 985 Euro erreicht. Mit Rück¬ 
sicht auf »die öffentliche Meinung« der 


bundesdeutschen Presse stapelt man also 
so tief, dass - gemessen am Anspruch der 
Mindestlohn-Initiative - selbst dann kein 
Grund zum Feiern besteht, wenn es zu einer 
gesetzlichen Regelung kommen sollte. 

Mit der Anpassung der eigenen Forde¬ 
rung an den »gesunden Menschenverstand« 
der herrschenden Meinung zementiert man 
falsche Vorstellungen über die Höhe eines 
angemessenen Lohns. Schlimm genug, doch 


Mit der Anpassung der 
eigenen Forderung an den 
»gesunden Menschenverstand« 
der herrschenden Meinung 
zementiert man 
falsche Vorstellungen 
über die Höhe eines 
angemessenen Lohns. 
Schlimm genug, 
doch es kommt noch dicker! 


es kommt noch dicker! 

Das stärkste Argument für einen all¬ 
gemein verbindlichen Mindestlohn ist die 
miserable Lage all der Arbeiterinnen in 
den Niedriglohnhranchen. Sie schuften 
und opfern dem Unternehmer ihr Kostbars¬ 
tes: ihre Lebenszeit. Und wofür? Für einen 
Lohn, zum Leben zu wenig, zum Sterben 
zu viel. Um diese Menschen geht es, um die 
Verbesserung ihrer Lebensbedingungen, so 
dass auch sie das Geld und die Zeit haben, 
am gesellschaftlichen Leben teilzuhahen. 

In der öffentlichen Diskussion um die 
Einführung des Mindestlohns aber spie¬ 
len sie nur eine untergeordnete Rolle. Hier 
dreht es sich vielfach um die Binnennach¬ 
frage, um steigende Steuereinnahmen, um 
den Schutz der Unternehmen vor »Schmutz¬ 
konkurrenz«, um die Effekte auf dem 
Arbeitsmarkt. Wer sich auf diese Argumen¬ 
tation einlässt, begibt sich auf das Feld des 
Gegners: Die Frage lautet nun nicht mehr, 
wie leben all jene, die den gesellschaftli¬ 
chen Reichtum schaffen? Sie lautet viel¬ 
mehr: Gefährdet diese Forderung nicht die 
Stabilität »unserer« Wirtschaftsordnung? 
Diese Verschiebung ist eine erste Einlas¬ 
sung der Verfechter und ein erster Sieg der 
Gegner eines Mindestlohns. 

Dabei gälte es, die Konfrontation mit 
den Gegnern auch in der Argumentation 
zu suchen: Deren schärfstes Schwert ist ja 
die Behauptung, der »freie Markt« würde 
eine solche Einmischung nicht akzeptie¬ 
ren und in der Folge würden zahlreiche 
Arbeiterinnen entlassen werden. In Reak¬ 
tion darauf versuchen die Befürworter, 
das Gegenteil zu belegen. In einer ver.di- 
Studie ist von 100.000 Arbeitsplätzen die 
Rede, die durch den gesetzlichen Mindest¬ 
lohn geschaffen würden. Die von Armuts¬ 
löhnen Betroffenen können sich nun aussu¬ 
chen, welcher Argumentation sie Glauben 
schenken. Sie können sich aussuchen, was 
schwerer für sie wiegt: die Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes oder die Misere 
ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen. 
Die Entscheidung ist willkürlich, weil die 
volkswirtschaftlichen Folgen nicht 
ahzuschätzen sind. 

Ganz anders würde sich die Frage der 

Kompetenz stel- _ 

len, wenn man den 
Spieß des »freien 
Marktes« ein¬ 
fach umdreht! Die 
Unternehmensspre¬ 
cher erklären, die 
Arbeitskraft sei eine 
Ware wie jede andere 
auch, die BWL lehrt 
uns, die Arbeit sei 
ein Produktionsfak¬ 
tor, mehr nicht. Ist 
ein Unternehmer 
auf eine Ressource 

angewiesen, bezahlt er den ausgeschrie¬ 
benen Preis, um in ihren Besitz zu gelan¬ 
gen. Wer z.B. Strom braucht, bezahlt dafür 
auch höhere Preise, wenn anders nicht an 
Strom zu kommen ist. Ebenso verhält es 
sich mit Arbeiterinnen, ja daraus erwächst 


die Macht ihrer Organisationen. Das heißt 
für den Hungerlöhner, die Vorzüge des 
Organisationsgedankens zu entdecken und 
vor dem Unternehmer nicht mehr wie das 
Kaninchen vor der Schlange zu erstarren. 


Eine Neuerfindung 
der Gewerkschaften? 

Die Initiative Mindestlohn rennt ins offene 

Messer ihrer Gegner, wenn sie die Argu¬ 
mentation »Arbeitsplätze in Gefahr!« 
nicht rundweg zurückweist. Mehr noch: 
Auf dem Wege des gesetzlichen Min¬ 
destlohnes machen sich die Gewerk¬ 
schaften freiwillig abhängig von poli¬ 
tischen Großwetterlagen und werden 
selbst zu politisch agierenden Verbän¬ 
den. Die Einführung von Mindestlöh¬ 
nen und ihre regelmäßige Erhöhung 
lassen sich in einem Betrieb mit akti¬ 
ver Basis durch direktes Eingreifen auf 
wirtschaftlichem Gebiet viel wirkungs¬ 
voller beeinflussen als am Verhand¬ 
lungstisch eines »Mindestlohnrats«. 
Engagement wird vielerorts wohl auch 
notwendig sein, um den Mindestlohn 
wirklich durchzusetzen, selbst wenn es 
ein Gesetz gibt. Denn noch ist auch in den 
Reihen der Initiative Mindestlohn vollkom¬ 
men unklar, wie die Einhaltung des Geset¬ 
zes wirksam kontrolliert werden soll. Sollte 
die Unterschreitung des Mindestlohns ein 
Antragsdelikt werden - wo kein Kläger, da 
kein Richter - hat sich die Vorstellung sei¬ 
ner Allgemeinverhindlichkeit wohl schon 
erledigt. Oder wie verhält es sich, etwa in 
weiten Teilen der Gastronomie oder anderer 
Dienstleistungsbranchen mit der Lohnfort¬ 
zahlung im Krankheitsfall und bezahltem 
Urlaub? Beides ist bereits jetzt ein gesetz¬ 
lich verankertes Recht aller Beschäftigten, 
und doch können viele davon nur träumen. 
So einfach zu lösen ist das Prob¬ 
lem der Armutslöhne also nicht 
- jede/r Betroffene braucht dann 
immer noch den Mut, die Ausei¬ 
nandersetzung mit dem eigenen 
Chef einzugehen. Vielleicht macht 
genau das den Reiz der Mindest- 
lohn-Kampagne aus: die Hoff¬ 
nung, dass einem diese Auseinan¬ 
dersetzung durch den Gesetzgeber 
erspart bleibt. Die Kampagne weist 
dadurch eine für den Gewerk¬ 
schaftsgedanken gefährliche 
Schieflage auf. 

Und wer den Gesetzgeber in 
diese Auseinandersetzung mit 
einbezieht, schafft sich zusätzli¬ 
che Probleme. Eine in Gesetzes¬ 
form gegossene Lohnuntergrenze 
stellt ein nahezu unveränderliches Faktum 
dar, das nur über langwierige Konsulta¬ 
tions- und Aushandlungsprozesse in Bewe¬ 
gung gerät. Es ist genau dies, was Staat und 
Kapital miteinander verbindet: Beide haben 
einen Vorteil davon, wenn die Arbeiterin¬ 
nen ihre Angelegenheiten aus der Hand 
geben. Wie übermächtig der Staat als Ver¬ 
handlungspartner ist, zeigt nicht nur der 
langwierige Kampf um den Mindestlohn, 
sondern z.B. auch der erfolglose Kampf 
gegen die Einführung von Hartz IV oder 
die Rente mit 67. 

Schließlich gibt es noch einen grund¬ 
sätzlichen Einwand: In den Aussagen der 
Befürworter eines gesetzlichen Mindest¬ 
lohnes ist immer 
wieder die Rede 
davon, dass die 
Menschen von 
ihrer Arbeit in 
Würde müs¬ 
sen leben kön¬ 
nen. Man spricht 
von Anstand und 
Ausbeutung. 
Dadurch wird der 
Eindruck erweckt, 
es gäbe einen 
fairen Lohn, 
dessen Unter¬ 
grenze durch die Einführung eines gesetz¬ 
lichen Mindestlohnes gezogen wäre. Gibt 
es einen »fairen Lohn«? Haben wir es tat¬ 
sächlich mit einem korrekten Tauschge¬ 
schäft zu tun? Nein! Selbst das bürgerli¬ 
che Arheitsrecht geht davon aus, dass das 


Arheitsverhältnis wesentlich von Ungleich¬ 
heit geprägt ist, zum Nachteil der Beschäf¬ 
tigten. Der »Tausch« ist also nicht frei¬ 
willig und das ist nicht fair. Und was wird 
getauscht? Wir geben einen beachtlichen 
Teil unserer Zeit, in der wir nicht bestim¬ 
men können, was wir wie tun. Wir geben 
sprichwörtlich unsere Lebensenergie, wenn 
uns ein zu Ende gegangener Arbeitstag in 
jeder Hinsicht ausgelaugt zurücklässt. Wir 
geben unsere Gesundheit, in verrauch¬ 
ten Kneipen, unbequemen Bürostühlen, 
in Krankenhäusern und produzierenden 
Betrieben. Das alles bekommt ein Unter¬ 
nehmer zusätzlich zu unserer Arbeitsleis¬ 
tung, wofür er einen lächerlichen Teil des 
Profits springen lässt, den wir ihm geschaf¬ 
fen haben. Nein, es gibt keinen Lohn, der 
unserem täglichen Einsatz gerecht wer¬ 
den könnte. Als Vehikel des »fairen Lohns« 
kann ein gesetzlicher Mindestlohn zudem 
als moralische Waffe dienen, um jeglichen 
Widerstand am Arbeitsplatz zu delegitimie- 
ren - und würde so den Unternehmern in 
die Hände spielen, die nichts so sehr üeben 
wie den Profit und den Betriebsfrieden. 

Die Sehnsucht schüren 

Einen Mindestlohn, auch einen gesetzli¬ 
chen, rundheraus abzulehnen, kann nicht 
im Sinn einer Gewerkschaft sein. Aber man 
muss darin nicht unbedingt das Licht am 
Ende des Tunnels erblicken. Zumal die Min¬ 
destlohnforderung einem stetig ihr Etikett 
»gesetzlich« ins Hirn hämmert, und zwar in 
einer Zeit, da die Legitimität so manchen 
Gesetzeswerks bereits arg geschwunden ist. 
Als Anarcho-Syndikalistinnen sehen wir 
unsere Aufgabe nicht darin, auf Bundes¬ 
ebene Ergebnisse auszuhandeln oder ein¬ 
zufordern. Mit dem Geld fehlt uns auch die 
Geduld, auf den Ausgang der Bundestags¬ 
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Wenn es gilt, Mindestlöhne 
auch in jeder noch so 
kleinen Klitsche zu erkämpfen, 
dann setzen FAU-Mitglieder 
auf die Solidarität 
unter Menschen 
in den gleichen 
Ausbeutungsmechanismen 


wähl 2009 zu warten. 

Wenn es gilt, Mindestlöhne auch in 
jeder noch so kleinen Klitsche zu erkämp¬ 
fen, dann setzen FAU-Mitglieder auf die 
Solidarität unter Menschen in den glei¬ 
chen Ausbeutungsmechanismen - auf das 
direkte, unvermittelte Handeln von Kol¬ 
leginnen. Weil fromme Wünsche allein 
nicht weiterhelfen, verbinden wir diesen 
Grundansatz mit aktiver Schulung (z.B. in 
Sachen Arheitsrecht), mit regem Austausch 
und kollektiver Planung. Das ist Engage¬ 
ment! Eine kämpferische Gewerkschaftsbe¬ 
wegung kümmert dabei sich nicht nur um 
die Lohntüte. Sondern auch um Fragen der 
Arbeitszeit und Überstunden, des Gesund¬ 
heitsschutzes, Schutz vor Diskriminierung, 
Fragen der Mit- und Selbstbestimmung. 
Allein schon entschlossenes, gemeinsa¬ 
mes Auftreten bewirkt meist mehr als jede 
Anzeige bei Gericht. Dazu müssen wir auch 
nicht sonderlich kreativ sein. Wir müssen 
nur die wunden Punkte finden, an denen 
wir angreifen können und dies gemeinsam 
tun. Die Erfahrung zeigt, dass Unternehmer 
zurückhaltender agieren, wenn sie gewisse 
Risiken nicht mehr einschätzen können 
- gegen unwilüge Lohnabhängige gibt es 
halt noch keine Versicherung. Sicherlich 
wächst dann auf Seiten des Kapitals wieder 
die Sehnsucht nach den alten Flächenta¬ 
rifverträgen, und dem Betriebsfrieden, den 
sie garantiert haben. Aber die braucht dann 
auch niemand mehr. 

Oskar Pfeiffer, Andre Eisenstein 


Mindestlöhne in der EU 

Erstmals tauchen Mindest¬ 
löhne am Anfang des 20. Jahr¬ 
hunderts auf: 1908 in Großbri¬ 
tannien. Aktuell haben 20 von 
27 Staaten in der EU gesetzli¬ 
che Mindestlohnbestimmungen. 
Dabei ist ein deutliches 
Gefälle auszumachen. 

In westeuropäischen Staaten 
werden ca. 8 Euro pro Stunde 
gezahlt. (Irland 8,30 EUR, Bel¬ 
gien 7,93 EUR). 

Es folgen Staaten in Südeuropa 
(Griechenland 4,22 EUR, Spa¬ 
nien 3,99 EUR, Portugal 2,82 
EUR). Am Ende solcher Aufzäh¬ 
lungen erscheinen dann alle 
osteuropäischen Staaten (z.B. 
Tschechien 1,76 EUR, Ungarn 
1,50 EUR, Polen 1,34 EUR, 
Rumänien 0,53 EUR). 

Diese enormen 
Unterschiede lassen sich nur 
teilweise mit verschiede¬ 
nen Lebenshaltungskosten in 
den einzelnen Ländern erklä¬ 
ren. Gerade die niedrigen Zah¬ 
len in Osteuropa dürften Ergeb¬ 
nis der Beitrittsverhandlungen 
zur Europäischen Union sein. 
Gesetzliche Mindestlohn- 
Regelungen existieren 
nicht u.a. in Italien, 
Deutschland, Österreich, 
Finnland und Dänemark. 
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Der Syndikalistische 
Frauenbund 

mit Texten von MiUy Witkop- 
Rocker, Hertha Barwich, Aimee 
Köster u.a. ist als Band 17 
der Reihe »Klassiker der 
SozialrevoLte« im Unrast Verlag 
erschienen. Der Band ist mit 
einer Einleitung und Anmerkun¬ 
gen von Siegbert Wolf versehen. 
ISBN 978-34-89771-915-6, 
ca. 270 S., ca. 16 Eura 

Am 25. Juni dieses Jahres 

starb im Alter von 91 
Jahren Cajo Brendel, 
der letzte bedeutende 
Vertreter des holländischen 
Rätekommunismus. 
Gegen Jahresende soll unter 
dem Titel »Die Revolution ist 
keine Parteisache« 
im Unrast-Verlag eine Auswahl 
seiner Schriften erscheinen. 
ISBN 978-3-89771-462-5, 
ca. 300 S., ca. 18 Eura. 

Unrast zum Dritten: 

Werner Portmann, 
»Die wilden Schafe«, 
eine Biographie der Brüder Max 
und Siegfried Nacht, 
vergessene Exponenten der 
jüdischen libertären 
Arbeiterinnenbewegung. 
Siegfried Nacht war unter 
seinem Pseudonym 
Arnold Roller zu Anfang des 
20. Jahrhunderts zeitweilig 
ein wichtiger Vermittler 
anarchosyndikalistischer Ideen 
im deutschsprachigen Raum. 
ISBN 978-3-89771-455-7, 
ca. 120 S., ca 12 Eura. 

Bis zum 14. Oktober 2007 

ist im Industriemuseum 
Geschichtswerkstatt Herrenwyk 
(Lübeck) noch eine Ausstellung 
über B. Traven zu sehen. 
Ziegelbrenner - Totenschiff - 
Die Troza bietet einen 
umfangreichen Überblick 
über das Leben von Traven. 
Eintritt: 2,50 EURO 

Soeben erschienen: 

Ralf Burnicki, »Zahnweiß« 
(Kaufhaus-Poetry): »Kaufen, 
marsch marsch!« lautet der 
Befehl des Kapitalismus. 
Der libertäre Autor und 
Anarchopoet Ralf Burnicki 
nimmt sich das Motto des 
Mediamarktes zu Herzen 
und durchstreift die 
kapitalistische »Konsumfront«. 
»Packendes Metaphernspiel 
und scharfe Analysen 
unserer wüsten Konsumwelt. 

Wieder begeistert er mit 
seiner Kunst der kraftvollen 
Sprachbilder« (Spechtart). 

Erschienen bei 
Verlag Editian flV, 
ISBN: 978-3-936049-78-7, 
Taschenbuch; 44 Seiten, 
Preis: 9,80 Eura, 
Bestellmail: 
<editianav@gmx.net> 
Kein Parta! 

»Feierabend!«, 

libertäres Heft aus Leipzig 
Nr. 26: Dem spitzenmäßigen 
Titelbild entspricht der Inhalt. 

Arbeitswelten beim 
»Quelle-Neckermann-Versand« 
* ausführliche Analyse der 
Polizei- und Staatsgewalt 
(nicht nur) beim G8 
* Erich Fromm und die Vermitt¬ 
lung zwischen Marx 
und Freud * Interview mit 
Horst Stowasser 
* Filmanalyse zum 
Hollywood-Machwerk »300« 
& viel mehr und sogar Lyrik. 
Einzelheft 1,- Euro oder flbo 
(5 Euro für 3 Ausgaben) 
bestellbar bei: 
Feierabend!, Gießerstr. 16, 
04229 Leipzig oder 
Mail: <feierabendle@web.de> 


„Rote Erde'' 

Peter Stripps Epos über die Bergarbeiterbewegung im Ruhrgebiet 
ausgegraben und wiedergesehen 


E s gibt viele Filme, die dem Vergessen 
preisgegeben werden. Manche trifft 
dieses Schicksal, weil sie in der Tat eine 
Verschwendung von Zeit und Material sind; 
andere wiederum sind politisch unbequem 
und finden sich deshalb nur noch verein¬ 
zelt in Privatbeständen. Zu letzterer Gat¬ 
tung zählt mit Sicherheit der neunteilige 
Film »Rote Erde«. 1981/82 nach dem Buch 
von Peter Stripp und unter der Regie Klaus 
Emmerichs vom WDR produziert, nähert 
sich die Serie einem Teil der deutschen 
Geschichte an, der in der allgemeinen 
Erinnerung meist nur noch verzerrt haf¬ 
ten geblieben ist. Dass die Serie nicht nur 
auf Gegenliebe treffen würde, war insofern 
vorprogrammiert. 


Der schwarz-rote Faden 

In neun Teilen erzählt die Serie die 
Geschichte der Bergarbeiter und ihrer Fami¬ 
lien im Ruhrgebiet von den 1880er Jahren 
bis hinein in die revolutionäre Nachkriegs¬ 
zeit um 1919^. Sie handelt zum einen von 
den harten Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen der Bergarbeiterfamilien und der Verän¬ 
derung ihrer Situation über die Jahrzehnte. 
Zum anderen erzählt sie die Entwicklung 
dieses Teils der Arbeiterbewegung: von den 
ersten politischen Gehversuchen bis hin zu 
ihren revolutionären Kämpfen. Sie ist des¬ 
halb vor allem die Geschichte einer Radi¬ 
kalisierung von Arbeiterinnen, letztend¬ 
lich gar bis zum Bruch mit der sich immer 
mehr als verräterisch und korrumpiert 
entlarvenden Sozialdemokratie. 

All diese geschichtlichen Konturen 
werden exemplarisch anhand einer Familie 
und ihres Umfeldes in einer Siedlung um 
die Zeche »Siegfried« erzählt. Dabei ist die 
Serie nicht durchweg spannend und plät¬ 
schert zuweilen vor sich hin. Aber gerade 
die geschilderten Entwicklungen in ihrer 
Gesamtheit sind es, die sie so interessant 
machen. 

Im Mittelpunkt der Serie steht der 
Bergarbeiter Bruno Kruska (Claude 
Oliver Rudolph), der 1887 als pommerscher 
Bauernjunge in das Ruhrgebiet kommt. 
Anfänglich äußerst unerfahren und zöger¬ 
lich, entwickelt er zunehmend politische 
Reife und wird letztlich zum Hauptspre¬ 
cher der revolutionären Arbeiterinnen in 
seiner Siedlung. Dieser Prozess ist dabei 
nicht immer gradlinig, zum Teil auch wider¬ 
sprüchlich. Früh merkt er, dass die Bergar¬ 
beit wenig von dem Glanz besitzt, den er ihr 
anfänglich andichtete, und kommt zu der 
Überzeugung, dass es sich gegen die Ver¬ 
hältnisse zu wehren gilt. Allerdings kann 
er sowohl mit der Politik der SPD, als auch 
mit den meist sporadischen Ausbrüchen 
der Bergarbeiter, denen eine eigenstän¬ 
dige politische Linie fehlt, wenig anfan¬ 
gen. So kommt es, dass er als Streikbre¬ 
cher in die Grube einfährt, während fast die 
gesamte Belegschaft in den Streik getreten 
ist, der ausnahmsweise vom sozialdemokra¬ 
tischen Verband getragen wird. In diesem 
Zusammenhang outet er sich dann auch als 
Anarchist, der sich nicht von den »Sozis« 
reinreden lasse und selbst (ver-)handele. Bis 
zum Ende der Serie hat sich sein Standpunkt 
dahin entwickelt, dass er die Autonomie 
der Arbeiter gegenüber dem Vertretungs¬ 
anspruch der SPD verteidigt und ent¬ 
schlossen für die Übernahme der Gruben in 
Selbstverwaltung kämpft. 

Dem gegenüber steht die Entwicklung 
des Bergmannes Karl Boetzkes (Dominic 
Raake). Schon früh Sozialdemokrat, übt er 
sich in der Politisierung seiner Kumpels und 
versucht sie davon zu überzeugen, sich dis¬ 
zipliniert einer einheitlichen Forderungs¬ 
politik aller Bergarbeiter, vertreten durch 
die Sozialdemokratie, unterzuordnen. Zwar 
genießt er viel Respekt unter den Bergar¬ 
beitern, das Verhältnis zu ihnen aber ist 
gespalten, weil er ihren spontanen Streik¬ 


ausbrüchen nichts abgewinnen kann. Und 
so fungiert auch Karl einmal als Streik¬ 
brecher, freilich aus anderen Gründen als 
Bruno. Karl geht schließlich seinen Weg 
als Politiker und wird sogar Reichtags¬ 
abgeordneter; und während selbst sein 
Vater, der lange am Ethos des »guten Berg¬ 
manns« (immer fleißig arbeiten und nicht 
aufmüpfig sein) festhält, immer mehr die 
Notwendigkeit zu kämpfen sieht, erfüllt Karl 
zunehmend die Rolle des Beschwichtigers. 

Die kontrastreiche Entwicklung der 
beiden zentralen Personen Karl und Bruno 
(die zudem aufgrund der Heirat Brunos 
mit Karls Schwester verschwägert sind) 
stellt den Hauptstrang dar, der die Serie so 
interessant macht. Sie personifiziert 
die zunehmende Integration der Sozial¬ 
demokratie in die herrschende Ordnung 
einerseits und die Radikalisierung einer 
autonomen Arbeiterkultur anderer¬ 
seits und mündet schließlich in einen 
unüberwindbaren Konflikt. 


Die Entstehung einer Feindschaft 

Der sich auftuende Konflikt zwischen radi- 
kalisierten Arbeitern und der Sozialdemo¬ 
kratie wird in »Rote Erde« überraschend 
sorgfältig nachgezeichnet. Schon früh las¬ 
sen sich seine Grunddispositionen erken¬ 
nen. So z.B. wenn Karl Boetzkes sich i.d.R. 
gegen Streiks ausspricht und seine Kum¬ 
pels zurechtweist, es gelte nicht zu strei¬ 
ken, sondern zu verhandeln. Seines Erach¬ 
tens müssten zunächst die Gewerkschaften 
anerkannt werden, dann würde man auch 
wieder die Lohnfrage usw. aufgreifen. 

Als aufsteigender Gewerkschaftsfunkti¬ 
onär wird er zunehmend zum Bremser in 
den Kämpfen der Arbeiter, ordnet er doch 
alles der Doktrin der Anerkennung unter, 
um deretweillen man sich den Unterneh¬ 
mern gegenüber als »glaubwürdig« prä¬ 
sentieren müsse. Damit arbeitet er vor 
allem den Interessen der Grubenbesitzer in 
die Hände, die von seiner Person tüchtig 
Gebrauch machen. 

Dennoch schenken die Arbeiter der 
Siedlung Karl Boetzkes noch so viel Ver¬ 
trauen, dass er durch ihr geschlossenes 
Wahlverhalten zum Reichstagsabgeordneten 
gewählt wird. Er könnte ja auch nicht ganz 
unrecht damit haben, dass sich mit einer 
starken Sozialdemokratie im Parlament ihre 
Lage verbessern werde. Jedoch weit gefehlt. 
Mit der immer stärkeren Verankerung im 
Parlament degeneriert die Partei zusehends, 
ein Prozess der im Film anhand der psy¬ 
chologischen Entwicklung Karls gut illus¬ 
triert wird. Dieser entfremdet sich immer 
mehr von seiner früheren Umwelt und wird 
zum dekadenten bürgerlichen Politiker, der 
nur noch in bürokratischen Besänftigungs¬ 
floskeln zu sprechen weiß. 


Wer hat uns verraten... 

»Wir werden jetzt beweisen«, verkün¬ 
det Karl am Tag des Ausbruchs des Ersten 
Weltkriegs, »dass wir mit... derselben 
Energie, mit der wir Tag für Tag... die Kohle 
aus dem Berg schlagen, für unser deut¬ 
sches Vaterland auch kämpfen können. Der 
Kaiser kann sich auf uns verlassen«. Diese 
Szene ist nur eine von mehreren Sinn¬ 
bildern dafür, dass die SPD den Krieg 
nicht nur politisch mit den Kriegskredi¬ 
ten sanktionierte, sondern ihn ebenso mit 
einer nationalistischen Rhetorik mit vor¬ 
bereitete, die sie sich in all den Jahren 
angeeignet hatte. 

Während des Krieges dann, als die 
Frauen allmählich den Widerstand an der 
»Heimatfront« organisieren, besucht Karl 
die widerständigen Frauen seiner Familie. 
Spätestens hier wird klar, dass es keine 
Gemeinsamkeiten mehr gibt. Während die 
Frauen ihm Vorhalten, dass Vaterlandsver¬ 


teidigung nichts anderes bedeute, als den 
Hunger der Arbeiter und die Gewinne der 
Unternehmer zu verteidigen, vertritt Karl 
allen Ernstes, dass die SPD aus Gründen der 
Glaubwürdigkeit ihr Wort bezüglich der Ver¬ 
teidigung des »Vaterlandes« nicht brechen 
dürfe, damit die Gewerkschaften endlich 
anerkannt würden. 

Diese groteske Parodie erreicht ihren 
Höhepunkt, als Karl auch nach dem Krieg 
von der immer gleichen Leier nicht ablässt. 
Mittlerweile, Anfang 1919, mit der SPD an 
der Macht, haben die von der Front zurück¬ 
gekehrten Arbeiter die Zechen besetzt. 
Als für den Bezirk zuständiger Gewerk¬ 
schafter kommt Karl erneut in die Zeche 
»Siegfried«, um mit den Unternehmern zu 
verhandeln. Hier macht Bruno als Wortfüh¬ 
rer der Arbeiterinnen Karl klar, dass sie, 
die Arbeiterinnen selbst, die Zeche besetzt 
haben und sich nicht mehr 
abspeisen lassen. Im besetz¬ 
ten, mit schwarz-roter 
Fahne ausstaffierten Büro 
beharrt Karl dennoch dar¬ 
auf, dass er alleine mit den 
Unternehmern verhandelt. 

Bruno verlässt die Verhand¬ 
lung und muss sich dafür 
von den anderen Arbeiterin¬ 
nen schelten lassen. Als Karl 
dann letztlich als Verhand¬ 
lungsergebnis die Einigung 
auf den 8-Stunden-Tag und 
die vollständige Anerken¬ 
nung der Gewerkschaft fei¬ 
erlich verkündet, reagieren 
die Arbeiterinnen mit Hohn 
und Spott und erklären, dass 
sie hinter die Sozialisierung 
und die Selbstverwaltung 
nicht mehr zurückfallen 
werden. 


Am folgenden Abend trifft sich Bruno 
ein letztes Mal mit Karl. In einem Vierau¬ 
gengespräch macht er diesem klar: »Wenn 
die SPD da [in der Sozialisierungsfrage] 
irgendwelche Kompromisse macht, dann 
seid ihr Verräter, dann gibt es Kampf!« 
Karl dagegen meint, dies sei ein Prozess, 
der nur auf einer breiten politischen Basis 
möglich sei. Wenn sie von der Besetzung 
nicht Abstand nähmen, könne der Ein¬ 
satz von Militär nicht verhindert wer¬ 
den. Wenige Tage später marschiert die 
Reichwehr tatsächüch auf - von der sozial¬ 
demokratischen Regierung entsandt -, um 
die Zeche zu räumen. Die Arbeiterinnen 
greifen zu den Waffen. 


Verschüttete Geschichte 

Wer die deutsche Geschichte, vor allem 
die der frühen Weimarer Republik, nur aus 
Schulbüchern kennt, könnte verwirrt sein 
über »Rote Erde«. Denn der Film behan¬ 
delt schonungslos die reaktionäre Rolle der 
Sozialdemokratie in einer Phase, die für den 
Fortgang der Geschichte entscheidend war. 
Claude Oliver Rudolph, der Hauptdarstel¬ 
ler, bringt es auf den Punkt, wenn er sagt: 
»Diese Zeit ist für mich die spannendste 
unserer frühen deutschen Geschichte, weil 
damals die Möglichkeit bestand, dass wir zu 
einem freiheitlichen System hätten kom¬ 
men können, weil es damals genug Men¬ 
schen gab, die... gegen die Politik [waren], 
wie sie die SPD vor, während und nach dem 
Kriege gemacht hat.« 

»Rote Erde« erzählt genau dies und 
bricht damit mit dem sozialdemokratischen 
Mythos einer glorreichen Novemberrevo¬ 
lution und der Abqualifizierung der Auf¬ 
stände von 1919 als spartakistische Auf¬ 
wiegelung. Das ist das große Verdienst der 
Serie, denn gerade das Jahr 1919 ist in der 
Geschichtsschreibung von immensen Aus¬ 
lassungen und Verzerrungen gekennzeich¬ 
net, sodass man über diesen Versuch einer 
»zweiten Revolution«, einer Revolution von 
unten, kaum etwas erfahren kann. 

Man wird dabei den Eindruck nicht 
los, dass »Rote Erde«, trotz des film¬ 
historischen Werts dieser Serie, nicht 
ganz zufällig in den Archivkellern ver¬ 
schwunden ist. Obwohl die Serie, als sie 
1983 ausgestrahlt wurde, Millionen von 
Zuschauerinnen an die Bildschirme fes¬ 
selte, gab es seitdem bloß ein paar wenige 
Wiederholungen auf Dritten Sendern, wäh¬ 
rend man knapp 500 Euro (!) hinblättern 
muss, um den Film beim WDR zu beziehen. 
Wen wundert es da, wenn der WDR deshalb 
mit Dauerbeschwerden konfrontiert ist. 

Holger Mareks 

^ Ein paar Jahre nach der Produktion dieser 
neun Teile wurden noch drei weitere Teile 
abgedreht, die die Geschichte bis noch den 
Zweiten Weltkrieg weitererzählen 
(häufig »Roter Erde II« genannt). 
Allerdings ist diese Fortsetzung 
noch unbekonnter als dos Originol. 
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Lebensunwert? 

Paul Wulf und Paul Brune. NS-Psychiatrie, Zwangssterilisierung und Widerstand 


L aut den Herausgebern erhebt das Buch 
keinen Anspruch auf eine systemati¬ 
sche Darstellung der »Erbgesundheitslehre« 
im Nationalsozialismus. Vielmehr lässt es 
zwei Betroffene exemplarisch für Tausende 
Zwangspsychiatrisierte sprechen. 

Bei dem bereits verstorbenen Paul Wulf 
wird auf biographische Notizen zurückge¬ 
griffen. Wulf beschreibt in diesen seine 
Heimeinweisung, die Zwangssterilisation 
und seinen spät belohnten Anerkennungs¬ 
kampf in der BRD. 

Im Aufsatz von Paul Brune, einem Aus¬ 
zug aus einer Petition, geht es dagegen 
vornehmlich um die Heimpraxis des »St.- 
Johannes-Stift« im sauerländischen Mars¬ 
berg, in welchem auch Paul Wulf »einsaß«. 
Was Brune berichtet, ist mehr als erschüt¬ 
ternd: Die Station ist »leer und kahl.« Den 
Tag über müssen die Kinder, sie sind zwi¬ 
schen 4 und 10 Jahre alt, schweigend am 
Tisch verbringen. Sprechen wird bestraft: 
Paul Brune beschreibt, wie eine Heimauf- 


liiet: Icäari Hu mit t 



Seherin »dem Sünder«, der es gewagt hat, 
mit seinem Nachbarn zu tuscheln, mit ihrer 
Faust knetend im Gesicht herumfährt oder 
ihm am Ohr reißt. Die jüngeren Kinder 
lernen das Sprechen nicht, die älteren ver¬ 
lernen es. »Da es keine Bewegung gab, nur 
Stillsitzen den ganzen Tag, verkümmer¬ 


ten bei den Kleinen vor allem die Beine.« 
Sie wurden beschimpft als »Abschaum der 
Menschheit«, »Minderwertige«, »unnütze 
Esser«, »Schmarotzer« usw. Bei Ona¬ 
nie hatte der Erwischte nächtelang eine 
Zwangsjacke zu tragen. Ferner wurde ihnen 
bei Missachtung der Regeln das Essen ent¬ 
zogen, oder Erbrochenes musste erneut ver¬ 
zehrt werden. 

Diese Aufzählung an Grausamkeiten ist 
schwer zu ertragen. Um so unverständlicher 
ist die ausbleibende Zäsur im deutschen 
Psychiatriewesen nach dem NS-Regime und 
das lange Ringen um Entschädigung seitens 
der Betroffenen. 

Es ist u.a. der Aufklärungsarbeit von 
Menschen wie Paul Wulf und Paul Brune 
zu verdanken, dass Betroffene der natio¬ 
nalsozialistischen Rassenhygiene heute 
etwas mehr Gehör finden. Trotzdem: Die¬ 
ses Thema ist bei weitem nicht ausreichend 
aufgearbeitet. Das Buch verdient eine weite 
Verbreitung. 


Freundeskreis Paul Wulf (Hrsg.): 

»Lebensunwert? Paul Wulf und Paul Brune. 

NS-Psychiatrie, Zwangssterilisierung und 
Widerstand«, Verlag Graswurzelrevalutian, 
Nettersheim 2007, 202 S., 14,90 Eura 

Info: Rnldsslich der aktuellen Skulpturen¬ 
ausstellung 07 in Münster wurde Paul Wulf 
ein Denkmal gesetzt. Die Künstlerin Silke 
Wagner und Bernd Drückevam 
»Freundeskreis Paul Wulf« erschufen eine 
3,40 m habe Figur aus Epaxid-Zement, 
welche alle 3 Wachen neu plakatiert wird. 
Neben Zeugnissen aus dem Leben van Paul 
Wulf werden auch Dakumente der 
Hausbesetzerinnenszene in Münster, Zensur 
und Kriminalisierung alternativer Medien, 
die Geschichte des Umweltzentrum-flrchivs 
und der flntiatambewegung zu sehen sein. 
Diese Dakumente sind auch in einer 
etwas längeren Fassung unter 
www.uwz-archiv.de anline abrufbar. 


Fred Alpi, der Blues der Freiheit 


Ende September tourt der »französische Billy Bragg« auf Einladung der FAU durch die BRD 


V om 28. September bis zum 2. Oktober 
wird der französische Liedermacher und 
Rockmusiker Fred Alpi im Rahmen einer 
kleinen Tournee mit vier Konzerten durch 
die BRD reisen. In Berün, Moers, Düsseldorf 
und Bielefeld kann man den Musiker erle¬ 
ben, der mit Liedtexten, die teilweise wie 
Hammerschläge daherkommen, seit eini¬ 
gen Jahren in Frankreich für Furore sorgte 
und der dort gerne als der »französische 
Billy Bragg« bezeichnet wird. 

Fred Alpi wurde in Schweden geboren 
und zwar - wie es das Klischee will - mitten 
im Wald, in der Nähe eines Sees. Später ver¬ 
schlug es ihn nach Amiens, Brüssel, Berlin 
und Paris. Neben seinem Wissensdurst und 
seiner Leidenschaft für das wirkliche Leben 
ist sicherlich die Musik für ihn das Wich¬ 
tigste. Als Jugendlicher spielte er in Ami¬ 
ens in einer Punkband. Zu dieser Zeit fing 
er an, Kampfsport zu erlernen 
(heute unterrichtet er als Kung- 
Fu-Meister), und durch enge 
Freunde kam er sowohl mit 
Experimental- und Industri¬ 
al-Musik als auch mit libertä¬ 
ren Ideen in Kontakt. Heute 
ist Fred Mitglied des Pariser 
Kultursyndikats der anarcho- 
syndikalistischen CNT. 

In den 1980ern ließ Fred 
sich in Brüssel nieder, wo 
die Musikszene zu der Zeit 
in voller Aufbruchstimmung 
war. Dies Lust am Experimen¬ 
tieren führte ihn anschlie¬ 
ßend nach Berlin, wo er mit 
»Sprung aus den Wolken«, 
einer Pionierband der Indust- 
rial-Szene bekannt wurde. Sie 
war neben den »Einstürzen¬ 
den Neubauten« und »M.D.K« 

Teil der Bewegung der «Geni¬ 
alen Dilletanten». Der Song 
« Pas Attendre» wurde von Wim 
Wenders für seinen Film «Himmel über Ber¬ 
lin» verwendet und wurde so etwas wie ein 
Underground-Hit. Mit einigen der damali¬ 
gen Weggefährten arbeitet Fred Alpi noch 
heute zusammen. So produzierte Alexander 
Hacke (Einstürzende Neubauten) ein Album 
von ihm, und der Maler Kiddy Citny entwarf 
die Grafik für zwei seiner Alben. Parado¬ 
xerweise war es ausgerechnet in Berlin, wo 
Alpi seine Freude am Schreiben und Singen 
in französischer Sprache entdeckte. 

Freds nächste Station war Paris, wo er 
mehrere Jahre in der Metro und in Bars 
spielte und dabei seine ersten Lieder mit 
der Gitarre begleitete. Seine Texte trugen 
schon sein Markenzeichen: Sie sind gleich¬ 
zeitig von seiner Liebe zur Anarchie und 


der Anarchie seiner Liebe geprägt. In ihnen 
drückt er seine übertären Überzeugungen 
aus, die von einer direkten, subtilen und 
bissigen Poesie getragen werden. Seine oft 
autobiographischen Chansons sind sensibel 
und zornig zugleich. Hier finden sich zäh¬ 
neknirschender Humor und Erotik - und 
sogar einige philosophische Bezüge. 

Mit der musikalischen oder thema¬ 
tischen Welt des »neuen« französischen 
Chansons hat er nichts gemein. So suchte er 
sich zunächst Musiker, die wie er für kom¬ 
promisslosen Rock stehen; seine beiden ers¬ 
ten Alben (»Les chiens mangent les chiens« 
und »Id & maintenant«) sind denn auch 
im klassischen Rocktrio entstanden. Doch 
Fred meinte, seine Texte und seine Stimme 
kämen erst mit akustischer Gitarrenbeglei¬ 
tung zur vollen Geltung, und so beschloss 
er anlässlich seines dritten Albums, es nur 


mit zwei akustischen Gitarren zu versu¬ 
chen. Diese sparsame Besetzung gestat¬ 
tet es Gilles Fegeant - dem talentierten 
Gitarristen, der Alpi von nun an begleitet 
-, die Chansons mit rockgefärbten Blues¬ 
melodien zu bereichern. Der Titel seines 
dritten Albums »Se reposer ou etre libre« 
entspricht seinem Image: Es ist engagiert 
und leidenschaftlich - und immer ist da 
diese rockige Energie, die allen 14 Titeln 
gemein ist. Sein Bedürfnis nach Strom, 
Krach und Wut stillt Alpi übrigens nach 
wie vor als Gitarrist der Streetpunkband 
«Brigada Flores Magön», mit der er z.B. 
bei den Protesten gegen den G8-Gipfel in 
Heiligendamm auftrat. 



Dein neues Album «Se reposer ou etre 
libre» klingt anders als die ersten bei¬ 
den. Es scheint zugänglicher, melodi¬ 
scher. Kannst du uns erklären, warum 
ihr die Form des akustischen Duos 
gewählt habt? 

Das hat sich von selbst ergeben. Nachdem 
meine beiden ersten Alben im elektrischen 
Trio enstanden sind, hatte ich die Gele¬ 
genheit, meine Lieder im akustischen Solo 
zu spielen. So hatte ich sie ja auch zuerst 
geschrieben, bevor wir sie dann in der Band 
arrangiert haben. Wenn ich im Laufe mei¬ 
ner musikalischen Entwicklung sowohl Punk- 
Rock als auch Industrial und französisches 
Chanson gemacht habe, liegt das an der 
Bereicherung durch Leute, mit denen ich 
in Amiens, Berlin oder Paris zusammenge¬ 


troffen bin. Lch sollte hinzufägen, dass ich 
in Schweden geboren bin und dass dieses 
Gefühl, mich überall fremd zu fühlen, immer 
in mir ist. Das bringt einen bisweilen neugie¬ 
rigen und distanzierten Blick auf den Ort, an 
dem man lebt, auf dessen Bevölkerung und 
ihre Moden mit sich. Dieser Blick hilft mir 
beim Schreiben. 

Lässt das Prinzip des Duos nicht auch 
den Texten mehr Raum? Texte übri¬ 
gens, die immer noch von Liebe und 
Anarchie erzählen, wo aber leider eine 
gewisse Hoffnungslosigkeit durch¬ 
scheint. Ist es ein weiter Weg zur 
Freiheit? 


Das akustische Duo erlaubt es, die Bedeu¬ 
tung der Texte hervorzuheben. Das hat mich 
übrigens in den letzten drei Jahren reich¬ 
lich Mühe gekostet, weil man sich ohne eine 
Rockband irgendwie nackt fühlt. Die Liebe 
und die Anarchie sind für mein Leben zwei 
Dinge von grundlegender Bedeutung. Des¬ 
halb spreche ich so viel von ihnen, ob es nun 
um die Fragen geht, die sie hervorrufen oder 
um die Freude, die Schmerzen und die Zwei¬ 
fel, die mit beiden verbunden sind. Lch bin 
nicht entmutigt, ganz im Gegenteil, aber es 
stimmt schon, dass ich öfter über die Dinge 
spreche, die in meinem Leben oder in dem 
derjenigen, die ich um mich herum sehe, 
misslungen sind, als über dasjenige, was gut 
läuft. Für einen Optimisten wie mich genügt 
das Glück sich selbst, und das Leid ist ein 
Stoff, den man verwandeln muss, auf das es 
sich nicht wiederholt. Zur Freiheit ist in der 
Tat ein langer Weg, sowohl zur 
persönlichen als auch zur kol¬ 
lektiven und die beginnt schon 
bei zweien. Aber dieser Weg 
macht mich froh, trotz gele¬ 
gentlicher Zeiten des Zweifels. 

Du bist ein Aktivist der 
revolutionär-syndikalisti¬ 
schen CNT, aber du stehst 
auch anderen libertären 
Organisationen sehr nah. 
Man könnte dich also fast 
als so etwas bezeichnen wie 
wie einen »Genossen aller 
anarchistischen Wege«. Was 
denkst du über die anar¬ 
chistische und anarcho-syn- 
dikalistische Bewegung in 
Frankreich, nachdem du 
schon in Schweden, Belgien 
und der BRD gelebt hast? 

Ln Frankreich habe ich von 
verschiedenen Organisatio¬ 
nen eine Menge gelernt. Was 
die Theorie angeht, viel von 
der «Federation Anarchiste» 
und von der CNT noch mehr, was das Prak¬ 
tische angeht. Diese beiden Pole halte ich 
für unverzichtbar und beide müssen liber¬ 
tär sein. Lch finde es schade, dass sie hier 
in Frankreich weniger Zusammenkommen 
als in anderen Ländern. Man findet bei¬ 
des auch bei RASH / Barricata (Libertäre 
Skinhead-Szene, in Frankreich sehr populär 
- d. Red.), aber das ist sehr mit einer bestimm¬ 
ten Musik-Subkultur verbunden und erreicht 
dadurch leider keine größere Öffentlichkeit. 
Es ist aber trotzdem manchmal ein intellek¬ 
tuelles und in den Aktionen sehr konkretes 
Abenteuer, bei dem die Ziele und die zu ihrer 
Erreichung eingesetzten Mittel wahrhaft in 
Übereinstimmung sind. 



Foto ® Yann Derain 
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Tourdaten & Infos zu Fred Alpi 

28.09. Berlin 

- Roter Salon/Volksbühne 

- 21.00 Uhr 

29.09. Moers - Barrikade 

- 20.00 Uhr 

30.09. Düsseldorf - Hinterhof 

- 18.00 Uhr 
02.10. Bielefeld 

- AJZ-Bielefeld/ 

Kino - 20.00 Uhr 

Alben: 

2007 

«Se reposer ou etre libre» 
(Nidstäng/Fairplay/SED) 

2003 

«Les Chiens mangent les Chiens» 
(Nidstäng/Fairplay/SED) 

2000 

«Ici & Maintenant» 
(Nidstäng/Fairplay/SED) 

Die 3 Alben von Fred Alpi sind 
beim Syndikat A- 
Medienvertrieb erhältlich 
(www.syndikat-a.org) 
www.fredalpi.com 
www.myspace.com/fredalpi 
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Was will die 

FflU-Ififl? 

Wir flnarcho-Syndikalistln- 
nen haben die herrschafts¬ 
lose, ausbeutungsfreie, auf 
Selbstverwaltung begründete 
Gesellschaft als Ziel. 

Die Selbstbestimmung in allen 
Lebensbereichen ist die grund¬ 
legende Idee des Anarcho¬ 
syndikalismus. 

Daher lehnen wir die Organi¬ 
sation unserer Interessen in 
zentralistisch aufgebauten 
Organisationen ob, da diese 
stets Machtkonzentration und 
Hierarchie bedeuten. Weder 
soll, noch kann mensch mit 
Stellvertreterinnen-Politik wie 
sie z. B. von reformistischen Ge¬ 
werkschaften, Parteien und 
Kirchen betrieben wird,unsere 
Interessen durchsetzen. 

★ 

FAUwIAA 

Dagegen sind wir direkt und 
indirekt lohnabhängigen Men¬ 
schen für Selbstorganisation in 
unabhängigen Betriebs-, Bran¬ 
chen- und Ortsgruppen. Diese 
sind bundesweit (in der FRU) 
und international (in der IRR) 
zusammengeschlossen. 

Zur Durchsetzung unserer Ziele 
und -Forderungen dienen uns 
sämtliche Mittel der Direkten 
Aktion, wie z.B. Besetzungen, 
Boykotts, Streiks etc. Im Ge¬ 
gensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit in 
jeglicher Form ob. Mit dieser 
Rrt von Organisation verbinden 
wir die Mäglichkeit, Vereinze¬ 
lung und Perspektivlosigkeit 
aufzuheben und so für eine 
revolutionäre Veränderung auf 
freiheitlicher Grundlage zu 
kämpfen. 

Do die Macht und die Stärke 
des kapitalistischen Systems in 
der privaten bzw. staatlichen 
Verfügungsgewalt über die 
Produktionsmittel und in der 
tagtäglichen Ausbeutung der 
arbeitenden Klasse begründet 
sind, ist der äkonomische Be¬ 
reich der Hauptansatzpunkt 
für den antikapitalistischen 
Kampf. 

Revolutionäre Arbeit in den 
Betrieben trifft den Kapita¬ 
lismus nicht nur in seinen 
Erscheinungsformen, sondern 
an seiner Wurzel. Diese Rrbeit 
kann nur erfolgreich sein, 
wenn in allen gesellschaft¬ 
lichen Bereichen gleichzeitig 
revolutionäre Rrbeit geleistet 
wird, da alle Kämpfe in einer 
Wechselbeziehung zueinander 
stehen. 


hab ich gesagt aber B habe ich nicht gemeint' 

Des letzten Rätsels Lösung: Der atheistische Anarchist Josef Sontheimer (1867—1919) 


Z u Josef Sontheimer gibt es kaum 
Informationen. Was als gesichert gel¬ 
ten kann, ist, dass er ein anarchistischer 
Desperado und leidenschaftlicher Agitator 
war. Es gab Verbindungen zwischen 
Sontheimer und dem Anarchosyndika¬ 
listen Alois Sirch, sie gehörten beide vor 
dem 1. Weltkrieg dem anarchistischen Frei¬ 
denkerverein »Darwin« an. Des weiteren 
waren die Syndikalisten Joseph Fuchs und 
Wilhelm Weinreich mit Sontheimer 
durch den »Anarcho-sozialistischen 
Diskutiercluh« in München bekannt. 

Durch den sich verbreitenden Athe¬ 
ismus - welcher nicht unerheblich durch 
das Werk von Max Stirner »Der Einzige und 
sein Eigentum« in der selhstorganisierten 
Arbeiterbildung beeinflusst war - wuchs die 
Freidenkerhewegung in der Arbeiterbewe¬ 
gung rasch an und entwickelte verschie¬ 
denste organisatorische Ausprägungen. 
Natürlich waren die freidenkerischen Grup¬ 
pen anfangs auch anarchistisch geprägt, 
was sich leider bald änderte, da der Macht¬ 
einfluss der Sozialdemokratie in Deutsch¬ 
land erheblich zunahm. Den Rest besorg¬ 
ten dann die Kommunistinnen, die mit 
ihren machtpolitischen Bestrebungen diese 


Gruppen durch- und notfalls zersetzten und 
immer bestrebt waren, die organisatorische 
Macht an sich reißen. 

Aus dieser Zeit haben Mitglieder des 
A.M.S.E.L. der FAU bei Recherchearbei¬ 
ten im Münchner Staatsarchiv zum neuen 
Buch von Helge Döhring, Damit in Bayern 
Frühling werde! ( > 1 ), einen ausgespro¬ 
chen interessanten königlich-bayrischen 
Spitzelbericht von 1914, nur wenige Wochen 
vor Ausbruch des 1. Weltkriegs, entdeckt, 
den wir unter dem Titel »Josef Sontheimer's 
Vortrag zum 100. Geburtstag Bakunins 
für die Gemeinschaft proletarischer Frei¬ 
denker« ( > 2 ) komplett und erstmalig 
veröffentlicht haben. 

Es ist ein ausgesprochen interessan¬ 
ter, zum Teil auch amüsanter Bericht - in 
dem man den Schlagabtausch zwischen 
dem königlich-bayrischen Staatsschutz 
und dem Anarchisten Sontheimer nachle- 
sen kann sowie solche Bemerkungen des 
königlich-bayrischen Führungsoffiziers, 
dass Sontheimer extra schnell sprechen 
würde, damit die königlich-bayrischen Spit¬ 
zelstenographen nicht mehr mitkämen. 

Doch war Josef Sontheimer nicht nur ein 
brillanter anarchistischer Agitator, sondern 


auch ein aufrechter Revolutio- 
när. Er kämpfte nach dem 1. 

Weltkrieg in der Münchner 
Räterepublik, wie aus den 
Berichten zu entnehmen ist. 

»... 13. April 1919: Unter der 

Leitung des Anarchisten und RAR [Revolu¬ 
tionärer Arbeiterrat] -Mitglieds Josef Sont¬ 
heimer taucht ein mit bewaffneten Arbei¬ 
tern und radikalen Soldaten besetzter 
LKW auf; an beiden Seiten sind rote Fah¬ 
nen befestigt. ... Am Marienplatz begeg¬ 
nen sie einem Lastwagen mit Soldaten der 
Republikanischen Schutztruppe. Sonthei¬ 
mer hält und beginnt von der Ladefläche 
aus mit einer Ansprache an die zahlreichen 
Passanten.« Und an anderer Stelle heißt es: 
»Unter dem Jubel der Menge entwaffnet 
Sontheimers Truppe die Wache der Repub¬ 
likanischen Schutztruppe im Ausstellungs¬ 
park und bricht die Waffenkammer dort auf. 
Die Gewehre werden an die Arbeiter auf der 
Theresienwiese verteilt, darüber hinaus ein 
Lastwagen requiriert.« ( > 3 ) 

Am 1. Mai begann der »Weiße Terror« 
und dauerte eine Woche, jede/r Verdäch¬ 
tige wird erschossen. Am 3. Mai ist die 
Stadt völlig im Besitz der Reaktion. In der 


Sozialrevolutionäres Kreuzworträtsel Nr. 49 




Waagerecht 

1. Küchenkollektiv aus den Niederlanden, das 
seit Anfang der 1980er für Blockaden, Demos, 
Konferenzen usw. kocht; Motto: »Ohne Mampf, 
kein Kampf« 7. slowenische Gruppe, musikalischer 


Mutterkuchen 33. SPD-Politiker, der an Schröders 
Seite das BRD-Rentensystem zugunsten einer 
privaten Altersvorsorge umkrempeln wollte 
35. Wird von vielen Frauen getragen 36. Deutsche 


■ä, Folgezeit werden mehr als 5.000 Men- 
I sehen wegen Beteiligung an der Räterepu- 
I blik vor Gericht gestellt. Am 3. Mai wurden 
I Sontheimer und Eglhofer, der Komman- 
I dant der »Roten Armee«, in der Anlage der 
Grützerstraße mit vier weiteren Genossen 
standrechtlich liquidiert. 

Thomas Bruns (FRU-IAR-R.M.S.E.L.) 


Hand&Fußnoten: 

( > 1) Helge Döhring »Damit in Bayern 
Frühling werde! - Die syndikalistische 
Arbeiterbewegung in Südbayern 
von 1914-1933« (erscheint beim 
Verlag Edition RV im Herbst 2007 
- zu beziehen über FAU-MAT £ Syndikat-R) 

( > 2 ) »Josef Sontheimer’s Vortrag zum 
100. Geburtstag Bakunins für die 
Gemeinschaft proletarischer Freidenker« 
Heft 111 der Anorchosyndikalistischen 
Schriftenreihe - download auf 
www.fau-amsel.info.ms 
( > 3 ) M. Seligmann, 

»Aufstand der Räte«, 1989 


Senkrecht 

1. Linkes Jargonwort für die antirevolutionären 
Kräfte 2. Stadtteil und Stadion in Barcelona, 
in dem 1936 die Arbeiterolympiade stattfinden 
sollte, die aber dem Putsch der Generäle zum 
Opfer fiel 3. Hinterlassenschaft 4. altägyptischer 
König 5. Anteilschein in der Lotterie 6. Feiner 
Bedeutungsunterschied 7. Anarchistisch 

8. Zielpunkt der Bewegung eines Gestirns 

9. Computer in einem Netzwerk, auf dem ein oder 
mehrere Server betrieben werden 13. Fünfter 
Buchstabe + letzter Buchstabe des Alphabets 
14. Männlicher Vorname 16. Altes germanisches 
Schriftzeichen 20. Geschwür; Bezeichnung 
einiger Krankheiten, z.B. ~ molle 21. Amtssprache 
in Israel (Neuhebräisch) 22. Monatszeitung für 
eine gewaltfreie, herrschaftslose Gesellschaft, 
sie seit 35 Jahren erscheint: »-revolution« 
24. Wenn es schön ist, verleiht es Flügel 
(NICHT Red BuW.) 27. Wunschbild, Muster 
der Vollkommenheit 31. auf ~ = bereit 
32. Hafenstadt an der türkischen 
Schwarzmeerküste 34. In der Sprachwissenschaft: 
Teil des Satzes, der die wesentliche Information, 
den Kern der Aussage enthält 37. Flottenwesen 
39. Gebirgskette der Karpaten: die Hohe ~, die 
Niedere ~ 40. Slogan der Bürgerrechtsbewegung 
der Afroamerikanerinnen in den USA ab 1966: 
«Black ~» 41. Fluss in Nordwestdeutschland 
43. Himmelsrichtung 44. Rechengröße für die 
Kohlenhydratmenge in der Diätetik <Abk.> 
46. Kfz-Kennzeichen für Euskirchen 50. 
International anerkannter Schulabschluss 
nach 12 Jahren Vollzeitunterricht <Abk.> 
52. Ansturm (auf etwas Begehrtes) <engl.> 
54. Im Jahr 2001 führte dieser Konzern in 
seinen deutschen Stammwerken ein berühmt¬ 
berüchtigtes Arbeitsmodell ein, wonach er 5.000 
neue Mitarbeiterinnen für 5.000 DM brutto 
einstellte, was eine deutUche Verschlechterung 
gegenüber dem Haustarif darstellte 55. Eine 


Rlle Menschen, die in die¬ 
sem Sinne mit uns Zusammen¬ 
arbeiten wallen, sind uns 
willkammen. 


Hinweis zum Rätsel: 

Umlaute (ä, ö, ü) bleiben, 
das ß wird (falls vorhan¬ 
den) als »SS« geschrieben 
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Teil des Kunstkollektivs »Neue Slowenische 
Kunst«, die seit den 1980ern mit einer skurrilen 
Mischung aus kommunistischer und faschistischer 
Ästhethik provoziert 10. kommunistischer Führer 
in Vietnam und Nordvietnam (1945 — 69): ~ 
Chi-minh 11. Schweizer Kanton 
12. amerikanischer Bundesstaat 15. In Berlin 
auf Englisch herausgegebene Zeitschrift 
osteuropäischer Anarchistinnen: «Abolishing 
the ~ from Below» 17. Erbrochenes 
18. Die erste Hälfte eines Frauennamens, der 
von vorne nach hinten, aber auch umgekehrt 
gelesen werden kann 19. Klub oder Netzwerk 
zum geldlosen Tausch von Dienstleistungen, 
gelegentlich auch von Waren 23. Abkürzung 
im Netzjargon: Ich liebe dich 25. Kreisstadt im 
Sauerland 26. Zwischen Moskau und Petersburg 
gelegene größere Stadt, im Umland lag das 
Landgut der Familie Bakunin 27. Abk. für 
die indische Währungseinheit Rupie 28. Kfz- 
Kennzeichen für Karlsruhe 29. Sage, Gerücht 
30. Der nach der Geburt ausgestoßene 


Währung 1924 — 48 <Abk.> 38. Abkürzung, 
die wegen historischer Belastung nicht als 
Kfz-Kennzeichen vergeben wurde (vgl. SS, SA) 
39. Kfz-Kennzeichen für Trier 40. Landeskürzel 
für Polen 42. Von diesem westeuropäischen Fluss 
»bis an die Memel« sollte sich das Reich der Nazis 
erstrecken 44. Polizist <umgangssprachlich> 
45. Die Angehörigen bestimmter unabhängiger 
antiautoritärer Bewegungen (etwa seit 
den 1970ern) 47. Typ von Kernreaktor: 
schneller ~ 48. Kfz-Kennzeichen für den 
Landkreis Teltow-Fläming 49. Selbstmord 51. 
Linksradikale, feministische und militante 
Frauenorganisation, deren Name auf den Titel 
eines beliebten Kinderbuchs zurückgeht: Rote 
~ 53. Stammmutter der Menschheit <christliche 
Mythologie> 56. Gutschein, Kassenzettel 
57. Schwur vieler Holocaust-Überlebender: 
»~ wieder Deutschland« 59. völliger Unsinn 
<gehoben> 60. Niederländischer Name der 
Niederlande 


internationale Menschenrechtsorganisation 
<Abk.> 57. Kfz-Kennzeichen für Neuss 
58. Abk. für das chemische Element Iridium 


Wieder gibt es ein DA-Abo (6 Ausgaben) 
zu gewinnen. Dos Lösungswort könnt Ihr 
der DR-Aboverwoltung schicken, entweder 
per E-Mail <da-abo@fau.org> 
oder per Post (DR-Aboverwoltung, c/o FRU- 
Leipzig, Kolonnodenstr. 19, 04109 Leipzig). 
Dos letzte Kreuzworträtsel hot gewonnen: 

Bastion N. aus Sassenburg. 


Auflösung 
N? 48 


KU Y D GP I BRUNCH 
OT MA JALTA U A N 
T B NM BAAL SKOPJE 
ZERSTÖRUNG TUI A C 







































































































































































